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C Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

1. Regierungspräsidium Freiburg ï Ref. 21: Abteilung Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- und Gesundheitswe-
sen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

1. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 21- Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 30.05.2023 

 Stellungnahme der höheren Raumordnungsbehörde:  
Wohnbauflächen-Bedarfsnachweis  
Bei den geplanten Wohnbauflächen ist ï unter Berücksichtigung der Bedarfsberech-
nung gemäß Plausibilitätsprüfung und dementsprechend unter Berücksichtigung ak-
tueller Prognosezahlen des Statistischen Landesamts ï angesichts der umfangrei-
chen Reserveflächen aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 2012 ein 1:1-Flächen-
tausch vorgesehen.  
Mit Blick auf die Prognosen aus den verschiedenen Basisjahren (2014, 2017, 2020) 
wird deutlich, dass sich der errechnete Bedarf auf Basis der Prognose aus dem Jahr 
2014 noch mit den noch nicht entwickelten Wohnbauflächen aus dem FNP 2012 
deckt und in zwei Gemeinden (Wellendingen und Zimmern o.R.) der damals prog-
nostizierte Bedarf die im FNP 2012 ausgewiesenen Flächen sogar recht deutlich 
übersteigt.  
Auf Basis der Prognosen aus Folgejahren (2017, 2020) ergibt sich dagegen ein diffe-
renzierteres Bild mit unterschiedlich hohen Fehlbedarfen in der Mehrzahl der Ge-
meinden; sprich auf Basis aktuellerer Prognosen ist der errechnete Bedarf teilweise 
deutlich niedriger als der Umfang der FNP-Reserveflächen. Der Umfang der FNP-
Reserveflächen lässt sich mit den Prognosen aus 2017 und 2020 in Summe also 
rechnerisch nicht plausibel mit entsprechendem Bedarf hinterlegen.  
Festzuhalten ist allerdings auch, dass auch die Prognosen aus den Jahren 2017 und 
2020 im direkten Vergleich in der Bedarfsberechnung ein sehr unterschiedliches Bild 
zeichnen: für die Stadt Rottweil ergibt sich mit den Zahlen aus 2017 für das Zieljahr 
2035 z.B. noch ein Bedarf von 26,0 ha. Werden die Zahlen aus 2020 zugrunde ge-

 
Kenntnisnahme 
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legt, wäre lediglich noch von einem Bedarf in Höhe von 13,6 ha für 2035 auszuge-
hen. Dies lässt die Belastbarkeit der Prognosen für den Planungsraum ungewiss er-
scheinen.  
Unter anderem vor diesem Hintergrund und auf Basis früherer Vorabstimmungen wird 
die gewählte Vorgehensweise, also der 1:1-Flächentausch trotz errechneter Fehlbe-
darfe auf Basis neuerer Prognosen, vorbehaltlich der Beachtung der folgenden Maß-
gaben akzeptiert: 

 1)  Umgang mit im Verfahren befindlichen Bebauungsplänen nach § 13b 
BauGB: 

 
Im vorgelegten FNP-Entwurf sind die Plangebiete der im Verfahren befindlichen 
Bebauungspläne nach § 13b BauGB weder bilanziell noch planerisch erfasst. D.h. 
in der Flächenbilanz zum 1:1-Flächentausch wurden diese Flächen nicht einbe-
rechnet; zudem werden die Gebiete bisher nicht als geplante Wohnbauflächen aus-
gewiesen. 

In der Begründung in Kapitel 5 ĂKonkrete Inhalte der Pla-
nungñ werden sämtliche Verfahren nach §13b-BauGb mit 
ihren Verfahrensständen aufgelistet.  
Im Zuge der punktuellen Fortschreibung des Flächennut-
zungsplanes wurden bis Planungsstand März 2021 (Ent-
wurfsfassung) alle bis dahin rechtskräftigen 13b-Verfah-
ren berichtigt. Die noch nicht bebauten Baugrundstücke 
werden bis zum Stichtag der Baulückenerhebung am 
31.03.2021 (Flächenpotenzial zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung entsprechend der Basisbevölkerung der 
Prognose) als Baulücken bilanziert. Bei § 13b-Verfahren, 
die nach dem 31.03.2023 rechtskräftig geworden sind 
und noch laufenden § 13b-Bebauungsplanverfahren, 
wird der Geltungsbereich im FNP als Vermerk bandiert 
dargestellt, um die Planungsabsicht der Gemeinde dar-
zustellen.  
 
Der Vermerk ist nicht Bestandteil der normativen FNP 
Darstellung, woraus sich ein Planungsrecht ableiten 
lässt. Die Planzeichnung inkl. Legende und die Begrün-
dung werden entsprechend ergänzt. 

 Aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde ist dies in mehrfacher Hinsicht 
problematisch: 

 

¶ Bereits im Rahmen der Bebauungsplanverfahren haben wir uns stets kritisch 
zu Planentwürfen geäußert, denen kein plausibler Bedarfsnachweis beigelegt 
wurde. 

Nach Auffassung der höheren Raumordnungsbehörde bezweckt die Vor-
schrift des § 13b BauGB, es den Gemeinden zu erleichtern, für den dringenden 

 
 
 
Unabhängig von der FNP-Fortschreibung haben die Ge-
meinden parallel den § 13b BauGB genutzt, um ihren 
Wohnraumbedarf, der durch die Flüchtlingskrise noch 
zusätzlichem Stress ausgesetzt war, schnell zu decken. 
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Bedarf kurzfristig Baugrundstücke bereitzustellen. Bei der Aufstellung eines 
Bebauungsplans auf der Grundlage des § 13b BauGB kann zwar ausnahms-
weise vom Flächennutzungsplan abgewichen werden, § 13b BauGB dient 
aber nicht dazu, die Notwendigkeit einer vorbereitenden Bauleitplanung (und 
damit auch den Bedarfsnachweis!) als Regel entfallen zu lassen. Demgemäß 
kann der Planungshorizont für einen Bebauungsplan auf Grundlage des § 
13b BauGB nicht dem für eine generelle Fortschreibung des Flächennut-
zungsplans entsprechen und nicht bei 15 Jahren oder mehr liegen. Angemes-
sen erscheint ein Planungszeitraum von 3 bis zu maximal 5 Jahren. 
Auch im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (§ 1a 
BauGB), der Prämisse der Innen- vor Außenentwicklung sowie vor dem Hin-
tergrund der raumordnerischen Funktionszuweisung (Eigenentwickler-Ge-
meinde oder Siedlungsbereich) sind auch im Rahmen beschleunigter Ver-
fahren nach § 13b BauGB Bedarfsnachweise zu führen. 

Ein weiterer Grund für den dringenden Bedarf an Bau-
grundstücken war zudem die Niedrigzinspolitik, die bis 
Anfang 2023 gedauert hat. Diese Ursachen haben dazu 
geführt, dass der ermittelte Bedarfsnachweis auf Grund-
lage der Bevölkerungsprognose des statistischen Lan-
desamtes im Rahmen der FNP-Fortschreibung mit einem 
Planungshorizont von 10-15 teilweise im Widerspruch 
zum tatsächlichen akuten Bedarf stand, der von den 
Kommunen über das beschleunigte Verfahren nach 
§ 13b BauGB gedeckt wurde.   
 

 Insbesondere bei sämtlichen Planungen nach § 13b BauGB in der Ge-
meinde Wellendingen haben wir ï vor dem Hintergrund der umfangreichen 
Flächeninanspruchnahme für baulich nicht verdichtete Einfamilienhausgebiete 
außerhalb eines Zentralen Ortes / Siedlungsbereichs ï erhebliche Bedenken 
geäußert; hier beispielhaft: 
ĂDie Planung ĂSchlattwasenñ wird ebenfalls im Verfahren nach § 13b 
BauGB aufgestellt. Weitere uns bekannte Planungen in Wellendingen im 
Verfahren nach § 13b BauGB sind der Bebauungsplan "Große Äcker III" so-
wie ĂAuf dem Altberg ï 2. Erweiterungñ; auch im Rahmen dieser Planverfahren 
war der Wohnflächenbedarf nicht hinreichend plausibel nachgewiesen. 

Daher verfestigt sich der Eindruck, dass das beschleunigte Verfahren nach 
§ 13b BauGB vermehrt missbräuchlich gewählt wird, um die Thematik des 
Bauflächenbedarfs auf FNP-Ebene letztlich zu umgehen. 
Denn auf FNP-Ebene wurde die Bedarfsthematik - angesichts eines nicht 
plausibel begründeten Umfangs an Flächenausweisungen im FNP-Vorentwurf 
- bereits in der Weise geklärt, dass Ăin der Gemeinde Wellendingen nur noch 
eine Wohnbaufläche im Hauptort ausgewiesen (wird), für die im Parallelverfah-
ren bereits ein Bebauungsplan aufgestellt wirdñ (S.11 der uns vorliegenden 
Abwägungstabelle zur frühzeitigen Beteiligung der FNP-Fortschreibung). 
Weiterhin heißt es im Rahmen der FNP-Fortschreibung, dass Ăder Bedarf (in 
Wellendingen) auf die noch vorhandenen Reserveflächen aus dem FNP 2021 
beschränktñ wird (S. 15 der Abwägungstabelle). 

Die Bevölkerungsentwicklung der letzten fünf Jahre in 
der Gemeinde Wellendingen hat dazu geführt, dass auch 
die Bevölkerungsprognose einen positiven Trend ver-
zeichnet und der Bedarfsnachweis mit Wanderung für 
das Jahr 2025 mit 3,5 ha über dem noch vorhandenen 
Flächenreserven aus dem rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan 2012 mit 1,8 ha zu liegen kommt. Im Hinblick 
auf die Fortschreibung des Regionalplans, in dem die 
Gemeinde Wellendingen Siedlungsbereich werden soll, 
scheint daher eine Ausweisung der Restflªche ĂUnter El-
ben Erweiterung Ostñ (nach Abzug der Fläche, die im 
Verfahren nach § 13b BauGB entwickelt wurde, gerecht-
fertigt. 
 
Die Flªche ĂGroÇe  ckerñ in Wilflingen wird aus der FNP 
Darstellung herausgenommen. Die Entwicklungsabsicht 
der Gemeinde, die mit der Aufstellung eines BPLs ge-
mäß § 13b BauGB signalisiert wurde, wird mit einer Ban-
dierung vermerkt, woraus sich allerdings kein Planungs-
recht ableiten lässt. Bei Inanspruchnahme der Fläche 
wird eine Flächennutzungsplanänderung erforderlich.  
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Mit den nun im Verfahren befindlichen Bebauungsplanverfahren stellen wir eine 
faktische Abkehr von diesem Lösungsvorschlag fest; dieses nicht abge-
stimmte Vorgehen kann seitens der höheren Raumordnungsbehörde nicht 
akzeptiert werdenñ (Stellungnahme vom 24.06.2022 zum Bebauungsplan 
ĂSchlattwasenñ). Eine hinreichende Begründung, wie die Gemeinde Wellen-
dingen künftig eine mit den Erfordernissen der Raumordnung konforme Bau-
leitplanung sicherstellen wird, ist uns bis heute nicht vorgelegt worden: 

ĂEs bleibt unklar, wie der Wohnbauflächenbedarf vor dem Hintergrund der 
derzeitigen Planungspraxis in Wellendingen noch plausibel nachgewiesen 
werden kann. Wir weisen erneut darauf hin, dass wir (im Rahmen des FNP-
Bedarfsnachweises) die gänzliche Nichtbeachtung der laufenden § 13b-Ver-
fahren bis zu deren Inkrafttreten angesichts der Vielzahl an Verfahren in Wel-
lendingen und angesichts der Verweigerung eines Bedarfsnachweises auf 
Bebauungsplan- Ebene jedenfalls für nicht mehr sachgerecht haltenñ  (Stel-
lungnahme vom 20.01.2023 zum Bebauungsplan ĂSchlattwasenñ). 

 Hiermit stellen wir explizit klar, dass unsere Bedenken hinsichtlich der Be-
bauungspläne nach § 13b BauGB ohne hinreichenden Bedarfsnachweis in 
der VG Rottweil weiterhin bestehen und bei Verstößen gegen raumordneri-
sche Ziele keine Rechtswirksamkeit erlangt werden kann. 

 

 

Da aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes 
vom 18.07.2023 § 13b BauGB nicht mit Unionsrecht ver-
einbar ist, sind Bebauungspläne, die nach § 13b BauGB 
aufgestellt wurden und seit Satzungsbeschluss noch kein 
Jahr vergangen ist, vorerst unwirksam. Derzeit ist noch 
ungewiss, wie eine rechtskonforme Fortführung der Ver-
fahren durchzuführen ist. Eine rechtssichere Überführung 
in ein Regelverfahren nach § 30 BauGB wird empfohlen. 
Wenn der Geltungsbereich nicht in einer Entwicklungsflä-
che liegt, kann ein paralleles FNP-Änderungsverfahren (§ 
8 Abs. 3 S. 1 BauGB) durchgeführt werden, wofür ein Be-
darfsnachweis erforderlich wird.  

 ¶ Mit den Bebauungsplänen nach § 13b BauGB werden Baugebiete geplant, die 
über den 1:1-Flächentausch im FNP hinausgehen. Dies zeigt das Beispiel 
ĂBr¿hl/Hummelbergñ in Dietingen eindr¿cklich: Im Zuge des Flªchentausches 
wird die dortige FNP-Fläche (im FNP 2012 bisher: 2,9 ha) um 1,9 ha reduziert; 
gleichzeitig befindet sich allerdings ein Bebauungsplan nach § 13b BauGB im 
Verfahren, dessen Geltungsbereich 3,1 ha beträgt. Die Fläche schlägt also in 
der FNP-Flächenbilanz lediglich mit 1,0 ha zu Buche, während über das Ver-
fahren nach § 13b BauGB 3,1 ha beplant werden und damit faktisch keine Re-
duzierung, sondern sogar eine Vergrößerung des Baugebietes erfolgt. 

Die Flªche ĂBr¿hl/Hummelbergñ im Ortsteil Bºhringen 
wird weiterhin mit einem reduzierten Flächenumgriff wie 
im Entwurf zur punktuellen Fortschreibung dargestellt 
und der Geltungsbereich des Bebauungsplans nach Ă § 
13b BauGB als Planungsabsicht der Gemeinde ver-
merkt. Nachdem das Bebauungsplanverfahren mit dem 
größeren Geltungsbereich nach § 13b aufgrund des Ge-
richtsurteils des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
18.07.2023 nicht mit Unionsrecht vereinbar ist, wird in 



PUNKTUELLE FORTSCHREIBUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2035 

  Seite 6 von 142 
 

Zukunft ein Regelverfahren, dass sich aus dem FNP ent-
wickelt, erforderlich (§ 8 Abs. 2 S. 1 BauGB - Entwick-
lungsgebot). Wenn die Fläche in dieser Ausdehnung wei-
terverfolgt werden soll, wird eine Änderung des Flächen-
nutzungsplans mit Bedarfsnachweis bzw. Flächentausch 
erforderlich.  

 ¶ In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass die im Verfahren nach § 13b 
BauGB befindlichen Wohngebiete im vorgelegten FNP-Entwurf nicht als 
geplante Wohnbauflächen ausgewiesen werden, obwohl genau dies die ge-
meindliche Entwicklungsabsicht an der Stelle ist. 
Nach unserer Rechtsauffassung sind die Gebiete, für die bereits Aufstel-
lungsbeschlüsse zur Wohnbauentwicklung gefasst wurden, aufgrund der 
Grundfunktionen der vorbereitenden Bauleitplanung (Programmierungs-, Steu-
erungs- und Koordinierungsfunktion) auch im FNP als geplante Wohnbauflä-
chen darzustellen; vgl. § 5 Abs. 1 BauGB 
Hinzu kommt, dass sich für die offenbar intendierte nachträgliche FNP-Berich-
tigung (§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB) unseres Erachtens vorliegend kein An-
wendungsbereich eröffnet: Sinn und Zweck der FNP-Berichtigung ist eine 
Verfahrensbeschleunigung aus dringenden Gründen (Wohnraumschaffung). 
Die Möglichkeit der Berichtigung des FNP dient aber gerade nicht dazu, die 
gesetzliche Stufenfolge (erst FNP, dann Bebauungsplan) entfallen zu lassen. 
Im vorliegenden Fall würde eine spätere FNP-Berichtigung gerade keine 
Beschleunigung erzeugen. Vielmehr entstünde eine ĂLückeñ im fortzuschrei-
benden FNP, indem der Bebauungsplan der Baugebietsentwicklung dient, 
während der FNP weiterhin z.B. landwirtschaftliche Fläche darstellen würde; 
diese Darstellung wäre mit Inkrafttreten des Bebauungsplans funktionslos. In-
sofern halten wir die unmittelbare Bauflächendarstellung im Zuge der vorlie-
genden, aktuell im Verfahren befindlichen FNP-Fortschreibung für erforderlich. 

Um den planerischen Willen der Gemeinde darzustellen, 
werden laufende Verfahren nach § 13b BauGB im Flä-
chennutzungsplan mit einer Bandierung vermerkt. Be-
reits bis zum 31.03.2021 abgeschlossene Verfahren wur-
den bereits in der Entwurfsfassung berichtigt und die 
Baulücken bilanziert.  

 ¶ Darüber hinaus erachten wir die falschen Größenangaben in Bezug auf die 
Bebauungspläne nach § 13b BauGB als problematisch: So wird beispielsweise 
f¿r den Bebauungsplan ĂAuf dem Altberg, 2. Erweiterungñ in Wellendingen 
eine Flächengröße von lediglich 1,79 ha angegeben. Tatsächlich wird jedoch 
ein Plangebiet i.H.v. ca. 3,5 ha ausgewiesen. Wir bitten daher dringend, sämtli-
che Flächenangaben nochmals kritisch zu überprüfen und entsprechend zu 
korrigieren. 

Die Größenanagaben des Verfahrens ĂAuf dem Altberg 
2. Erweiterungñ wird von 1,79 ha auf 3,5 ha korrigiert. Im 
Zuge der Darstellung der Verfahren nach §13b BauGB 
werden die jeweiligen Flächenangaben überprüft. 
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 In Anbetracht der geschilderten Problemstellungen, die sich bei den im Verfahren 
befindlichen Bebauungsplänen nach § 13b BauGB ergeben, halten wir daher die 
FNP- Darstellung der Plangebiete als geplante Wohnbauflächen für erforderlich, 
soweit dies weiterhin dem Planungswillen der betreffenden Gemeinden entspricht 
und die entsprechenden Verfahren im Wege des §13b BauGB weiterbetrieben wer-
den. 

Der Geltungsbereich von Bebauungsplanverfahren nach  
§ 13b BauGB in der Verwaltungsgemeinschaft wird mit 
einer farbigen Bandierung im Plan gekennzeichnet    

 Weiterhin halten wir eine Auflistung aller im Verfahren befindlicher Bebauungs-
pläne nach § 13b BauGB mit korrekten Flächenangaben für erforderlich. Es ist 
auch herauszustellen, in welchem Umfang der 1:1-Flächentausch damit überschrit-
ten wird. 
 

Sämtliche Verfahren nach §13b BauGB werden in der 
Begründung aufgelistet und in die jeweilige Flächenbi-
lanz Wohnen mit aufgenommen. Von einer Summierung 
der 13b-Flächen wird abgesehen, da es sich in der Regel 
nicht um zusätzliche Planflächen handelt, sondern ledig-
lich um Vermerke.  

  
Von einer Einbeziehung der Baugebiete, die sich im Verfahren nach § 13b BauGB 
befinden, in die Flächenbilanz des 1:1-Flächentauschs sehen wir vor folgendem 
Hintergrund im vorliegenden Einzelfall dennoch ab: 
Angesichts der bereits im Rahmen des 1:1-Flächentausch bestehenden Fehlbe-
darfe, die sich mittels Bedarfsberechnung gemäß Hinweispapier ergeben, ist ab-
sehbar, dass sich die Baugebiete nach § 13b BauGB über die Berechnungsme-
thode des Hinweispapiers nicht plausibel mit entsprechendem Bedarf hinterlegen 
lassen. Dabei ist davon auszugehen, dass die betroffenen Gemeinden zumindest 
einen Teil ihrer Baugebiete nach § 13b BauGB (falls nicht bereits bzw. zwischen-
zeitlich geschehen) zur Satzung beschließen und bekanntmachen werden, wenn-
gleich unsererseits nach wie vor erhebliche Zweifel an der Rechtswirksamkeit 
derartiger Planungen bestehen und diese Vorgehensweise seitens der höheren 
Raumordnungsbehörde weiterhin grundsätzlich abgelehnt wird. 
Gleichzeitig hat uns die Verwaltungsgemeinschaft Rottweil glaubhaft ausgeführt, 
dass die betroffenen Gemeinden im Falle einer Reduzierung bzw. einer Rück-
nahme bestehender FNP-Wohnbauflächenreserven und/oder Plangebieten nach § 
13b BauGB von der vorliegenden Flächennutzungsplanung Abstand nehmen wür-
den. 
Zwar existiert rechtlich gesehen im FNP-Bedarfsnachweis kein entsprechender 
ĂBesitzstandsanspruchñ, dennoch ist anzuerkennen, dass eine derartige Reduzie-
rung in der Praxis de facto voraussichtlich nicht umsetzbar ist. 
Um das bereits seit über zehn Jahren andauernde Verfahren der FNP-Fortschrei-
bung allerdings an dieser Stelle nicht infrage zu stellen, wird angenommen, dass 

 
 
Kenntnisnahme 
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die Plangebiete nach § 13b BauGB ï unabhängig vom vorliegenden FNP-Entwurf 
ï einer Bebauung zugeführt werden und damit der Steuerungsfunktion des FNP 
faktisch entzogen wurden. Somit soll sich die Frage nach dem Bedarfsnachweis 
gemäß Hinweispapier auf FNP-Ebene in diesen Fällen nicht stellen. 
 
Aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde würde ohne diese ĂHerausnahmeñ 
der laufenden § 13b-BauGB-Verfahren aus der Flächenbilanz des 1:1-Flächen-
tauschs letztlich der Fehlanreiz geschaffen werden, die FNP-Fortschreibung ru-
hend zu stellen oder gar aufzugeben, während sowohl die Reserveflächen aus 
dem Alt-FNP als auch die §13b-BauGB-Gebiete von den Gemeinden weiter als 
Wohngebiete beplant würden ï das Ziel des Flächensparens wäre also auch mit 
einer restriktiveren Auslegung des Bedarfsnachweises nicht erreicht. Da die Bau-
rechtschaffungen nach § 13b BauGB und im Falle bestehender Flächenreserven im 
FNP 2012 unabhängig von der vorliegenden FNP-Fortschreibung betrieben werden, 
ist demzufolge ohnehin mit einer entsprechen- den Flächeninanspruchnahme zu 
rechnen. D.h. aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde ist diese Flächeninan-
spruchnahme nicht (mehr) über die vorliegende FNP- Fortschreibung regulierbar. 
 
Zudem ist auch anzuerkennen, dass die Regelung des § 13b BauGB befristet ist: 
die Aufstellungsbeschlüsse waren bis zum 31. Dezember 2022 zu fassen. Dem-
nach ist abgesichert, dass eine weitere ĂUmgehungñ des Bedarfsnachweises nach 
Hinweispapiers nicht stattfindet. 

 
Wir stellen an dieser Stelle klar, dass wir aus raumordnerischer Sicht zwar akzeptie-
ren, die Bebauungspläne nach § 13b BauGB nicht in der Flächenbilanz des 1:1-
Flächentauschs als geplante Bauflächenausweisung aufzunehmen. Eine Auflis-
tung des nach § 13b BauGB überplanten Flächenumfangs halten wir dennoch im 
Sinne der Nachvollziehbarkeit und vor dem Hintergrund unserer folgenden Maß-
gabe (Punkt 2) für zwingend erforderlich. 
 

  

2)  Sicherung, dass Zusatzbedarfe, die aus künftigen regionalplanerischen 
Hochstufungen von sog. Sonstigen Gemeinden zu Siedlungsbereichen re-
sultieren, nicht doppelt als Bedarfsnachweis von Wohnbauflächen herange-
zogen werden: 

 

 
Bei der Bedarfsberechnung in Kapitel 4 wird auf die Vor-
gaben der übergeordneten Planung verwiesen. Daraus 
resultiert, dass es sich bei allen Kommunen bis auf die 
Stadt Rottweil im rechtsgültigen Regionalplan um Sons-
tige Gemeinden handelt, bei denen Wanderungsgewinne 
in der Bedarfsermittlung nicht anzurechnen sind. Mit der 
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Bei diesem Punkt ist voranzustellen, dass im Rahmen der Gesamtfortschreibung 
des Regionalplans Schwarzwald-Baar-Heuberg eine erneute Offenlage erforder-
lich wird, und noch kein Planstand erreicht wurde, der hinreichende bzw. be-
lastbare Rückschlüsse auf künftige Ausweisungen von Gemeinden als Siedlungs-
bereiche oder Eigenentwickler (sog. ĂSonstigeñ oder ĂWeitereñ Gemeinden) zu-
lässt. Für weitere Informationen zum Stand der Gesamtfortschreibung des Regio-
nalplans verweisen wir auf die Stellungnahme des Regionalverbandes vom 
06.04.2023.  
 
Dementsprechend bitten wir auch, den Sachstand der Regionalplanfortschreibung 
in der FNP-Begründung wiederzugeben. Es ist herauszustellen, dass sich die vorlie-
gende Planung auf den noch wirksamen Regionalplan 2003 zu stützen hat. 
 
Als sonstiges Erfordernis der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG sind in Auf-
stellung befindliche Ziele der Raumordnung (lediglich) zu berücksichtigen (in Ab-
grenzung dazu sind die wirksamen Ziele als verbindliche Vorhaben zu beachten). 
Dementsprechend ist die Bedarfsberechnung entsprechend der aktuellen raumord-
nerischen Funktionszuweisung zu führen; dies wurde u.a. bereits in der Besprechung 
vom 03.08.2022 geklärt: ĂAus den Unterlagen muss die quantitative Bedarfsberech-
nung auf Grundlage der wirksamen Regionalplan-Festlegungen hervorgehenñ (Pro-
tokollauszug der Besprechung). D.h. in der Bedarfsermittlung sind für Sonstige Ge-
meinden die Prognosen ohne Wanderung anzulegen. Wir bitten daher um entspre-
chende Korrektur, da für sämtliche Gemeinden bisher die Prognosen mit Wande-
rungen als die maßgeblichen Zahlen behandelt wurden. 
Ergänzend kann in der argumentativen Erläuterung der örtlichen Besonderheiten, 
wie auch bereits geschehen, jeweils auf die regionalplanerisch vorgesehenen 
künftigen Funktionsübernahmen bzw. Hochstufungen eingegangen werden. 
Die Erläuterung der örtlichen Besonderheiten hat in der Bedarfsbegründung die 
Funktion, die rechnerischen Fehlbedarfe ï also die Differenz zwischen der FNP-Aus-
weisung gem. 1:1-Flächentausch und dem niedrigeren errechneten Bedarf gem. 
Hinweispapier ï argumentativ auszugleichen. Dies ist aus raumordnerischer Sicht 
grundsätzlich nicht zu beanstanden. 

 
Allerdings ist aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde gerade in den Fällen, 
in denen sich hilfsweise auf perspektivische regionalplanerische Funktionsüber-
nahmen und ggf. Hochstufungen bezogen wird, sicherzustellen, dass in diesen Ge-
meinden bei einer möglicherweise tatsächlich eintretenden regionalplanerischen 

Fortschreibung des Regionalplans sollen die Gemeinden 
Deißlingen, Wellendingen und Zimmern o.R. Siedlungs-
bereiche werden, sodass auch Wanderungsgewinne zu 
berücksichtigen sind. Bei der Bedarfsermittlung wurden 
daher immer sowohl die natürliche Bevölkerungsentwick-
lung (ohne Wanderung) als auch die Prognose mit Wan-
derung dargestellt, die sich aus den örtlichen Besonder-
heiten ergeben.  
 
Es wird in der Begründung in Kapitel 4 nochmals explizit 
klargestellt, dass sich aus der Genehmigung der Fort-
schreibung des Regionalplans keine zusätzlichen Be-
darfsansprüche ableiten lassen.  
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Hochstufung zu einem späteren Zeitpunkt nicht nochmals ein entsprechender 
Wohnbauflächenbedarf angemeldet wird. 

 
Daher ist für jede Gemeinde (auf Basis der aktuellen Prognosen von 2020) zwin-
gend darzustellen, wie hoch der jeweilige Fehlbedarf ausfällt, wenn die aktuelle re-
gionalplanerische Funktionszuweisung zugrunde gelegt wird (d.h. bei Sonstigen 
Gemeinden sind zunächst die Prognosen ohne Wanderungen maßgeblich). Hier-
bei ist im Sinne einer gesamthaften Betrachtung auch einzubeziehen, wie hoch 
der Fehlbedarf unter Hinzuziehung der im Verfahren nach § 13b BauGB befindli-
chen Bebauungspläne ist. Im Vergleich dazu soll für die Sonstigen Gemeinden er-
gänzend die Bedarfssituation im Falle der Ausweisung als Siedlungsbereich heran-
geführt werden (bisher ist diese Bedarfssituation stets als die maßgebliche, und 
nicht lediglich als die argumentativ unterstützende Situation dargelegt). Diese Be-
darfszahl ist ebenso mit den FNP-Ausweisungen im Zuge des 1:1-Flächentauschs 
und den Plangebieten nach § 13b BauGB abzugleichen. 

 Am Beispiel von Deißlingen heißt das, dass zunächst nicht die 6,9 ha rechnerisch 
als Bedarf (mit Wanderungen) anzunehmen sind, sondern der (niedrigere) Bedarf, 
der sich aus der Prognose ohne Wanderungen ergibt. Der Fehlbedarf erhöht sich in 
einem zweiten Schritt fiktiv nochmals, wenn die im Verfahren befindlichen Bebau-
ungspläne nach § 13b BauGB zu den FNP-Ausweisungen hinzugerechnet wer-
den. Der Fehlbedarf kann durch Argumentation örtlicher Besonderheiten im Ein-
zelfall akzeptiert werden ï die bisher regionalplanerisch beabsichtigten Hochstu-
fungen können hierbei berücksichtigt werden. Dabei ist für Deißlingen festzustel-
len, dass die FNP-Ausweisung in Höhe von 8,9 ha eine Bedarfsdeckung bzw. 
sogar ein über den errechneten Bedarf hinausgehendes Angebot darstellt, auch 
wenn die regionalplanerische Hochstufung angenommen wird, mit der sich (mit 
Wanderungen) 6,9 ha Bedarf errechnen. Damit ist beim Beispiel Deißlingen klarzu-
stellen, dass der Bedarf im Falle einer regionalplanerischen Ausweisung als Sied-
lungsbereich bereits durch den vorliegenden 1:1-Flächen tausch und § 13b-
BauGB-Verfahren (mehr als) abgedeckt ist. 
 
Analog ist mit den übrigen Gemeinden zu verfahren. 

Die Verfahren nach § 13b BauGB werden lediglich mit 
einer bandierten Darstellung im Plan vermerkt und im 
Text aufgelistet, fließen allerdings nicht in die Bilanzie-
rung mit ein. Aus der Begründung von örtlichen Beson-
derheiten wird die Berücksichtigung von Wanderungsge-
winnen in der Bedarfsermittlung begründet.  
 
Es wird in der Begründung in Kapitel 4 nochmals explizit 
klargestellt, dass sich aus der Ausweisung eines Sied-
lungsbereiches aus der Genehmigung der Fortschrei-
bung des Regionalplans keine zusätzlichen Bedarfsan-
sprüche ableiten lassen.  
 
 
 
 

 Eine derartige Klarstellung ist ï gerade vor dem Hintergrund der oben erläuterten 
Problematik mit den im Verfahren befindlichen Bebauungsplänen nach § 13b 
BauGB ï innerhalb der FNP-Unterlagen zwingend vorzunehmen, um die Geneh-
migungsfähigkeit der Planung nicht zu gefährden. 

Es wird in der Begründung in Kapitel 4 nochmals explizit 
klargestellt, dass sich aus der Ausweisung eines Sied-
lungsbereiches in der Fortschreibung des Regionalplans 
keine zusätzlichen Bedarfsansprüche ableiten lassen.  
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Wir behalten uns vor, die Absicherung, dass Bedarfe durch perspektivische regio-
nalplanerische Hochstufungen nicht doppelt zu Flächenausweisungen führen, als 
Auflage in eine spätere FNP-Genehmigung aufzunehmen. 
Aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde ist dies eine bedeutende Maßgabe, 
um die (derzeit stattfindende und mögliche weitere) hohe Flächeninanspruch-
nahme aufgrund umfassender Reserveflächen im FNP 2012 und zahlreicher Be-
bauungsplanaufstellungen nach § 13b BauGB innerhalb der VG Rottweil voraus-
schauend und sachgerecht einzugrenzen, ohne gleichzeitig die vorliegende, 
grundsätzlich zu begrüßende FNP-Fortschreibung zu hemmen. 
 

 

 Von der bedingten Darstellung der geplanten Wohnbaufläche ĂUnter Elben Er-
weiterungñ in Wellendingen bitten wir vor dem Hintergrund der hier erläuterten wei-
terzuverfolgenden Vorgehensweise Abstand zu nehmen. 

Im weiteren Verfahren wird auf die bedingte Darstellung 
verzichtet.  

 Gewerbeflächen-Bedarfs-
nachweis 

 

Das CIMA-Gutachten und das Ergebnis hinsichtlich der Gewerbeflächenbedarfe 
werden seitens der höheren Raumordnungsbehörde nach wie vor akzeptiert. Es 
wird allerdings darum gebeten, die raumordnerische Komponente in der trendba-
sierten Prognose in der Begründung deutlicher hervorzuheben. 

 
In der Begründung wird die raumordnerischen Kompo-
nente, die die Fortschreibung des Regionalplans mit der 
Ausweisung von Siedlungsbereichen und Gewerbe-
schwerpunkten in der trendbasierten Prognose berück-
sichtigt, deutlicher hervorgehoben. Auch hier wird explizit 
darauf hingewiesen, dass sich aus einem genehmigten 
Regionalplan keine zusätzlichen Flächenbedarfe ablei-
ten lassen. 

 Der über das CIMA-Gutachten hinausgehende Gewerbeflächenbedarf in Dietin-
gen ist in der FNP-Begründung näher zu erläutern: das CIMA-Modell hat für Diet-
ingen keinen Bedarf errechnet, aufgrund Erweiterungsbedarfe ortsansässiger 
Betriebe ergibt sich allerdings dennoch ein plausibler Bedarf. Sofern die Ge-
meinde (wie angekündigt) einen anderen Flächenzuschnitt dieser zusätzlichen, in 
der FNP-Fortschreibung zu begründenden 6,4 ha großen Fläche benötigt, ist 
ggf. eine punktuelle FNP-Änderung erforderlich. Sollte die Fläche nicht ausrei-
chen und eine größere Fläche beplant werden, ist der Bedarfsnachweis der 
darüberhinausgehenden Fläche im Rahmen der punktuellen FNP-Änderung zu 
führen. 

 
In Kapitel 5.4.2 wird der konkrete Gewerbebedarf der Ge-
meinde Dietingen für ein in  der VGRW ansässiges Un-
ternehmen auf der Fläche Hochboll beschrieben.  
 
Der zusätzliche Gewerbeflächenbedarf wird über ein Än-
derungsverfahren abgedeckt.    
 
 
 

 Einzelhandel  
Kenntnisnahme 
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Wie im Einzelhandelserlass vom 21.02.2001 gefordert, enthält die FNP-Begründung 
in Kap. 3.4.2 nähere Ausführungen zur aktuellen Situation des Einzelhandels sowie 
Empfehlungen zum Branchenmix und zur künftigen Standortentwicklung in den 
einzelnen Gemeinden bzw. Gemeindeteilen. Dies wird von der höheren Raumord-
nungsbehörde ausdrücklich begrüßt. 

 Wir regen nochmals an, bei der Darstellung der Sondergebiete nach § 11 
Abs. 3 BauNVO neben der erforderlichen Zweckbestimmung (z.B. ĂSondergebiet 
großflächiger Einzelhandelñ) auch schon die Geschossfläche, bzw. die Verkaufs-
fläche, im Flächennutzungsplan darzustellen. Nur so können die Auswirkungen zu-
lässiger Vorhaben sicher beurteilt werden. Zur besseren Beurteilung ist außerdem 
eine weitere Konkretisierung der Zweckbestimmung (z.B. Möbelmarkt, Lebensmit-
telmarkt etc.) zu empfehlen (vgl. Einzelhandelserlass vom 21.02.2001). 
 

 
Eine zusätzliche Differenzierung der Art des Einzelhan-
dels und der Verkaufsfläche im Bestand wird als Textfeld 
nachrichtlich in der Planzeichnung übernommen. 

 Bezüglich des Fachmarktzentrums entlang der A81 bitten wir um Konkretisierung 
der Zweckbestimmung. In der derzeitigen Fassung der Plandarstellung enthält die 
Zweckbestimmung lediglich den Begriff Ăgroßflächiger Einzelhandelñ. Die Art (Bau-
markt, Lebensmittel, Bekleidung etc.) sowie der Umfang (Angabe der max. Ver-
kaufsfläche) sollten hier bereits dargestellt werden (siehe Ausführungen oben). 

 

Eine zusätzliche Differenzierung der Art des Einzelhan-
dels und der Geschossfläche im Bestand wird als Text-
feld nachrichtlich in der Planzeichnung übernommen. 

 Ausweislich der Begründung befindet sich in Deißlingen und in Zimmern o.R. je-
weils ein Netto-Markt. Für uns ist nicht ersichtlich, ob es sich hierbei um großflä-
chige Märkte handelt. Im Plan sind dort jedenfalls keine Sonderbaufläche darge-
stellt. Wir bitten um Prüfung. 

In den rechtskräftigen Bebauungsplänen ist jeweils ein 
Gewerbegebiet festgesetzt. Der FNP stellt das verbindli-
che Planungsrecht dar.  

 Insgesamt ist die Plandarstellung auf Aktualität zu prüfen. Im Bereich des 
ehem. BayWa Areals gibt es nach unserem Kenntnisstand Planungen für ein SO 
Lebensmittelmarkt mit Kindergarten (die Offenlage wurde im Sommer 2022 durch-
geführt). Diese Entwicklung ist in der Plandarstellung beispielsweise noch nicht ent-
halten. 

 

 
Für dieses Verfahren wird eine erneute Offenlage durch-
geführt. Es hat noch keine Rechtskraft erlangt. Auf eine 
Korrektur wird verzichtet. 

 Auch die Ausführungen in der Begründung sollten auf Aktualität hin überprüft wer-
den. So wird im Kap. 3.4.2 der Solitärstandort der Firma BayWa erwähnt, wobei hier 
bereits die zuvor benannte Überplanung/ Nachnutzung im Verfahren ist. 

 

In der Begründung wird der Hinweis auf den Solitärstand-
ort herausgenommen. 
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Die in Kap. 3.4.1 enthaltenen Aussagen zum Regionalplan Schwarzwald-Baar-
Heuberg ĂEinzelhandelsgroßprojekteñ sind z.T. nicht korrekt. Hierbei handelt es 
sich beispielsweise nicht um eine ĂWeiterentwicklungñ des ĂEinzelhandelserlassesñ. 
Unseres Erachtens wäre es sinnvoll, die entsprechenden Plansätze des Regional-
plans Schwarzwald-Baar-Heuberg in der Begründung aufzuführen: 

¶ 2.7.1 Konzentrationsgebot, Beeinträchtigungsverbot, Kongruenzverbot, Integrationsge-
bot 

¶ 2.7.2 Standorte für Einzelhandelsgroßprojekte (VRG für zentrenrelevante Einzelhan-
delsgroßprojekte als Ziel der Raumordnung und VBG Standorte für nicht- zentrenrele-
vante Einzelhandelsgroßprojekte als Grundsatz der Raumordnung) 

¶ 2.7.3 Räumliche Konzentration von Einzelhandelsbetrieben (Agglomerationen) 

 
Im Landesentwicklungsplan sind die Plansätze 3.3.7ff. maßgebend. 

Wir bitten diesbezüglich um Überprüfung und Korrektur der Begründung. 

 
Die Begründung wird entsprechend korrigiert und es wird 
auf die Ziele und Grundsätze zu den Standortkriterien 
und Standorten von Einzelhandelsgroßprojekten aus der 
Regionalplanfortschreibung hingewiesen . 

 Einzelflächen sowie sonstige Anregungen 

 
Hinsichtlich der Einzelflächen stellen wir fest, dass unsere umfangreichen Anregun-
gen aus der frühzeitigen Beteiligung grundsätzlich sachgerecht in den Planentwurf 
eingearbeitet bzw. abgewogen wurden. 

 

 
Kenntnisnahme 

 Mit Blick auf die Darstellung einer geplanten Sonderbaufläche ĂRastñ bei Zimmern 
o.R. verweisen wir auf die Stellungnahme unseres Fachreferates 54.1 und bitten 
um entsprechende Beachtung. 
 

Im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren wird die 
Lage im Einzugsbereich des Störfallbetriebes berück-
sichtigt. 
 

 Hinsichtlich der Gewerbeflächendarstellung ĂStallbergñ verweisen wir auf die Stel-
lungnahme des Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Bergbau. 
 

Die Stadt Rottweil hatte zum Suchlauf des JVA Standortes 
sich bereits mit dem Thema Baugrund im Bereich Stall-
berg auseinandergesetzt. Zusammenfassend lässt sich 
anhand der vorliegenden Gutachten und Stellungnahmen 
aus den Jahren 2008 bis 2012 feststellen, dass der Stand-
ort Stallberg prinzipiell als Standort für Bebauung heran-
gezogen werden kann. Erforderlich ist allerdings eine Pla-
nung, die auf die Besonderheiten des Standorts eingeht 
(möglichst wenig und geringe Einschnitte) und gleichzeitig 
einen erhöhten Gründungsaufwand für Tiefengründungen 
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erfordert. Ein detailliertes Baugrundgutachten mit Hinwei-
sen zu technischen Sicherungsmaßnahmen ist im Zuge 
der verbindlichen Bauleitplanung zu empfehlen. 

 An verschiedenen Standorten sind Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung 
ĂBaden-Württembergñ dargestellt. Nach unserer Rechtsauffassung ist diese Zweck-
bestimmung aufgrund der möglichen Spannbreite an Nutzungsmöglichkeiten 
nicht hinreichend bestimmt. Wir halten in diesen Fällen enger gefasste Zweckbe-
stimmungen, die eindeutig erkennen lassen, welche Art der Nutzung jeweils ge-
plant ist, für erforderlich. 

 

Auf eine zusätzliche Differenzierung der Art der vom 
Land genutzten Flächen in der Zweckbestimmung im 
Flächennutzungsplan wird verzichtet, aber es wird die je-
weilige Bestandsnutzung als Textfeld nachrichtlich in die 
Planzeichnung aufgenommen. 

 Wir regen an, die Katastergrundlagen der Planzeichnungen zu aktualisieren. Am 
Beispiel der Fläche ĂDie 2ñ wird ersichtlich, dass die Katastergrundlage nicht den ak-
tuellen Stand der Besiedlung wiedergibt. 

 

Das Kataster wird mit Stand 30.06.2023 aktualisiert. 

 Hinsichtlich der Legende auf den zeichnerischen Teilplänen bitten wir im Sinne 
der Normenklarheit, ĂDarstellungenñ von ĂKennzeichnungenñ und ĂNachrichtlichen 
Übernahmenñ ï bspw. mithilfe entsprechender Überschriften - zu unterscheiden. 
Wir verweisen insofern auf § 2 Abs. 1 S. 5 sowie Abs. 5 PlanZV. 

 

Die Legende wird entsprechend angepasst 

 

1b. Regierungspräsidium Freiburg ï Abteilung 5: Umwelt 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

1b. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Abteilung 5 - Umwelt 
79083 Freiburg i. Br. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

 Das Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.1, nimmt zu dem geplanten Vorhaben 
wie folgt Stellung: 

 

Aus störfallrechtlicher Sicht bestehen von Seiten des Regierungspräsidiums Frei-
burg Bedenken gegen die Ausweisung der Sonderbaufläche ĂRastñ. Wir empfeh-
len Ihnen daher die Ausweisung zurückzunehmen. 

 
 
 

Im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren wird die 
Lage im Einzugsbereich des Störfallbetriebes berück-
sichtigt. 
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Falls dies nicht möglich sein sollte und die Planung einer Raststätte angestrebt 
wer- den würde, empfehlen wir bereits im Bauleitplanverfahren die Erstellung ei-
nes Gutachtens zur Bestimmung des angemessenen Sicherheitsabstands nach § 
3 Abs. 5c des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). Das Regierungs-
präsidium Freiburg, Referat 54.1 ist bei Erstellung des Gutachtens frühzeitig zu 
beteiligen. Sollte der angemessene Sicherheitsabstand kleiner sein, als der tat-
sächliche Abstand zur Sonderbaufläche Rast, könnte dem Vorhaben dennoch zu-
gestimmt werden. 

 

2. Regierungspräsidium Freiburg ï Ref. 44: Straßenplanung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

2. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Ref. 44 ï Straßenplanung 
79083 Freiburg i. Br. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

3. Regierungspräsidium Freiburg ï Ref. 45:Straßenbetrieb und Verkehrstechnik 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

3. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Ref. 45 ï Straßenbetrieb und Verkehrstechnik 
79083 Freiburg i. Br. 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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4. Regierungspräsidium Freiburg ï Ref. 47: Mobilität, Verkehr, Straßen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

4a. 

Regierungspräsidium Freiburg (Stellungnahme zum LP) 
Ref. 47 ïVerkehr 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 21.03.2023 

 Wir haben den vorliegenden Landschaftsplan vom 14.10.2022 geprüft und stimmen 
diesem grundsätzlich zu.  
 
Durch den Landschaftsplan können möglicherweise folgende Straßen in unserer Bau-
last betroffen sein:   
Bundesstraßen B 14 / B 27 / B 462  
Landesstraßen L 423 / L 424 / L 434  
 
Detaillierte Stellungnahmen können in der vorliegenden Planungsphase unsererseits 
noch nicht abgegeben werden. Wir bitten daher um weitere Beteiligung in den nach-
folgenden Verfahren.  
 
 
 
 
Bereits an dieser Stelle möchten wir jedoch darauf hinweisen, dass geplante Bepflan-
zungen (z. B. Baumreihe) im Bereich von Bundes- und Landesstraßen mit der Stra-
ßenbaubehörde abgestimmt werden müssen. Neupflanzungen von Bäumen innerhalb 
des kritischen Abstandes gemäß RPS 2009 sind unzulässig. Die Sichtfelder im Be-
reich der Einmündungen und Zufahrten der Straßen in unserer Baulast sind von Be-
pflanzung freizuhalten. 

Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Sofern sich in Bezug auf den FNP bzw. Landschaftsplan 
nachfolgende Verfahren wie eine erneute Offenlage er-
geben, erfolgt eine weitere Beteiligung. Ansonsten er-
folgt, in Abhängigkeit von der Betroffenheit, eine Beteili-
gung in den nachgeordneten Verfahren, z. B. Bauleit-
planverfahren, Planfeststellungsverfahren. 
 
In das Maßnahmenkonzept des Landschaftsplanes wird 
unter ĂAufwertung strukturarmer landwirtschaftlicher Be-
reiche durch Neuanlage biotopvernetzender Strukturenñ 
der Hinweis aufgenommen, dass Bepflanzungen im Be-
reich von Bundes- und Landesstraßen mit der Straßen-
baubehörde abgestimmt werden müssen, Neupflanzun-
gen von Bäumen innerhalb des kritischen Abstandes ge-
mäß RPS 2009 unzulässig sind und Sichtfelder im Be-
reich der Einmündungen und Zufahrten dieser Straßen 
von Bepflanzung freizuhalten sind. 
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Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

4b. 

Regierungspräsidium Freiburg (Stellungnahme zum Flächennutzungsplan 
Ref. 47 ïMobilität, Verkehr, Straßen 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 28.02.2023 

 Wir haben den vorliegenden Flächennutzungsplan vom 14.10.2022 geprüft und stim-

men diesem grundsätzlich zu. 

 

Einige Teilgebiete des Flächennutzungsplans grenzen an Bundesstraßen (B14 / B27 

/  B462) bzw. Landstraßen (L419 / L422 / L423 / L434) in der Baulast des Bundes 

bzw. des Landes.  

 

Genaue Aussagen unsererseits können in dieser Planungsphase allerdings noch nicht 

abgegeben werden. Unsere fachtechnische Stellungnahme erfolgt ggf. im Zuge der 

noch folgenden Bebauungsplanverfahren. Wir bitten um weitere Beteiligung. 

Kenntnisnahme 

 
 

5. Regierungspräsidium Freiburg ï Gewässer l. Ordnung, Hochwasserschutz, Planung und Bau 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

5. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 53.1 ï Gewässer I. Ordnung, 
Hochwasserschutz, Planung und Bau 
79083 Freiburg i. Br. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

6. Regierungspräsidium Freiburg ï Gewässer l. Ordnung, Hochwasserschutz, Planung und Unterhaltung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

6. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Referat 53.2 ï Gewässer I. Ordnung, 
Hochwasserschutz, Betrieb und Unterhaltung 
79083 Freiburg i. Br. 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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7. Regierungspräsidium Freiburg ï Naturschutz, Recht 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

7. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Ref. 55 ï Naturschutz, Recht 
79083 Freiburg i. Br. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

8. Regierungspräsidium Freiburg ï Naturschutz, Landschaftspflege 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

8. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Ref. 56 ï Naturschutz und Landschaftspflege 
79083 Freiburg i. Br. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

9. Regierungspräsidium Freiburg ï Forstdirektion 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

9. 

Regierungspräsidium Freiburg 
Ref. 83 ï Forstdirektion 
und Forstliche Förderung 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 28.03.2023 

 
Stellungnahme 
Durch die geplanten Änderungen sind forstrechtliche Belange nicht unmittelbar be-
troffen, da keine Waldflächen im Sinne des § 2 LWaldG überplant werden.  
 
Bei den in den Änderungsbereichen  
5.2.1.11 OT Neufra ï Gemischte Bauflªche ĂKreuzñ und  
5.2.1.14 Arrondierungsflächen R26 Rottweil Kernstadt  
vorhandenen Gehölzen handelt es sich nach Prüfung durch die Unteren Forstbe-
hörde um Feldgehölze.  
 

 
Kenntnisnahme 
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 Wir weisen jedoch darauf hin, dass bei den nachfolgend aufgelisteten Änderungsbe-
reichen Wald unmittelbar bzw. im Abstand von weniger als 30 m an die Änderungs-
bereiche angrenzt. In den weiteren Verfahren (Aufstellung von Bebauungsplänen) ist 
daher bei diesen Änderungsbereichen der gesetzliche Waldanstand von 30 m von 
Gebäuden / Baugrenzen zum Wald gemäß § 4 Abs. 3 LBO dauerhaft einzuhalten. 
 
Es handelt sich um die Änderungsbereiche: 
 
Rottweil: 
5.2.1.1 Kernort ï Wohnbebauung ĂEngelshaldeñ 
5.2.2.1 Kernort ï Gewerbliche Bauflªche ĂBerner Feld ï Westñ 
5.2.2.4 Gewerbliche Bauflªche ĂStallbergñ 
 
Zimmern ob Rottweil 
5.6.1.5 OT Horgen ï Wohnbauflªche ĂVordere Steigñ 
5.6.2.2 Hauptort ï Gewerbliche Bauflªche ĂAxtb¿hl IIñ 
5.6.2.3 Hauptort ï Gewerbliche Bauflªche ĂAxtb¿hl IIIñ 
5.6.2.4 OT Flözingen ï Gewerbliche Baufläche ĂWeilener StraÇeñ  
 

 

Kenntnisnahme. Der Hinweis wird im Bebauungsplan-
verfahren berücksichtigt 
 

.  

 
Gegenüber den weiteren Planungen zur Änderung des Flächennutzungsplans beste-

hen aus forstfachlicher Sicht keine Einwände.  
 

Kenntnisnahme 

 

10. Regierungspräsidium Freiburg ï Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

10a. 

Regierungspräsidium Freiburg (Stellungnahme zum FNP) 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau ï Abteilung 9 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 09.03.2023 

  
 

Kenntnisnahme. Die Abgabe der Daten ist am 
13.03.2023 erfolgt. 
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Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

10a. 

Regierungspräsidium Freiburg (Stellungnahme zum FNP) 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau ï Abteilung 9 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 30.03.2023 

 B Stellungnahme 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und 
bergbehördliche Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner re-
gionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 

1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzli-
cher Regelungen, die im Regelfall nicht über-
wunden werden können  

 
Keine 

 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 

Keine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
Geotechnik 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können unter 
http://maps.lgrb-bw.de/       abgerufen werden. 
 
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkre-
ten Planungen (z. B. Bebauungspläne) beurteilt, wenn Art und Umfang 
der Eingriffe in den Untergrund näher bekannt sind. Eine Gefahrenhinweis-
karte  (insbesondere  bezüglich  eventueller Massenbewegungen und Ver-
karstungsstrukturen) kann, nach vorheriger - für Kommunen und alle übri-
gen  Träger Öffentlicher  Belange gebührenfreier - Registrierung, unter 
http://geogefahren.lgrb-bw.de/ abgerufen werden. 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 Boden  
Kenntnisnahme 
 

http://maps.lgrb-bw.de/
http://geogefahren.lgrb-bw.de/
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Die lokalen bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der Boden-
funktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) kön-
nen unter  https://maps.lgrb-bw.de/     in Form der BK50 abgerufen werden. 
 
Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Boden-
schutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und scho-
nenden Umgang mit Boden zu achten. Dies beinhaltet u. a. die bevor-
zugte Inanspruchnahme von weniger wertvollen Böden. Ergänzend dazu 
sollten Moore und Anmoore (u. a. als klimarelevante Kohlenstoffspeicher) 
sowie andere Böden mit besonderer Funktion als Archiv der Natur- und Kul-
turgeschichte (vgl. LGRBwissen, Bodenbewertung ï Archivfunktion, 
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de) bei Planvorhaben aufgrund ihrer besonderen 
Schutzwürdigkeit möglichst nicht in Anspruch genommen werden. 
 
Bodenkundliche Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten 
Planungen, wie z. B. Bebauungspläne, beurteilt, wenn Informationen zu Art  
und Umfang der Eingriffe vorliegen. 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 Mineralische Rohstoffe 
Darstellung Vorrang- und Sicherungsgebiete für den Abbau oberflächen-
naher Rohstoffe 

 

Im ĂRegionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg Fortschreibung Rohstoffsi-
cherungñ (2010) sind im Vorhabengebiet mehrere Vorrang- (VRG-A) und 
Sicherungsgebiete (VRG-S) für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe 
ausgewiesen. In der Stellungnahme vom 04.05.2018 (Az. 2511//18-02449) 
war angeregt worden, diese kartographisch darzustellen und sie in die textli-
che Begründung des Flächennutzungsplans aufzunehmen. Dieser Anregung 
wurde gefolgt (vgl. Punkt 2.8.2 der Abwägungstabelle). 

 
 
Kenntnisnahme 

 In Verbindung mit der 2. Änderung des Regionalplans Schwarzwald-
Baar-Heuberg, Teilplan ĂRohstoffsicherungñ (2020) ist die Kartendar-
stellung des jetzigen VRG-A S9 ĂMariahochheim/Eilbergñ zu korrigieren 
[4,2 ha Aufhebung der Festlegung, 15,7 ha Umwidmung von VRG-S in 
VRG-A; vgl. Abb. auf S. 62 der Begründung zur Punktuellen Fortschrei-
bung FNP 2035 (Entwurf 14.10.2022)]. 

Die Darstellung zur Rohstoffsicherung wird im Bereich 
ĂMariahochheim/Eilbergñ in VRG-A S9 korrigiert. 
 
 
 
  
 

https://maps.lgrb-bw.de/
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/
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 Beim VRG-S N13 (vgl. ebenfalls o. g. Abb. auf S. 62 und Planzeichnung 
Zimmern) ist diese Anpassung bereits vorgenommen worden. 

Kenntnisnahme 

 Gewerbliche Bauflªchen ĂSeeªcker Westñ und ĂSeeªcker Ostñ 
Die rohstoffgeologischen Hinweise in der o. g. Stellungnahme wurden abge-
wogen. Der Vorhabenträger kommt zu dem Ergebnis, dass die Planungen 
mit den Zielen der Raumordnung vereinbar und die Abstände zum VRG-S 
S14 groß genug seien (vgl. Punkte 6.1.18 und 6.1.19 der Abwägungsta-
belle). Es wird aber nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine 
mögliche Erweiterung dieser Gewerbegebiete über die vorliegende Planung 
hinaus nach Osten und nach Süden von rohstoffgeologischer Seite als sehr 
problematisch angesehen wird; hierdurch könnte die Gipssteingewinnung im 
Nordteil des Sicherungsgebiets S14 erheblich beeinträchtig oder gar voll-
ständig in Frage gestellt werden. 

Kenntnisnahme 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine weitere ge-
werbliche Erweiterung nach Osten und Süden mit dem 
Rohstoffabbau nicht vereinbar ist. 
 

 Zimmern ĂKernort"/Erweiterung Gewerbegebiet INKOM 
Die rohstoffgeologischen Hinweise in der o. g. Stellungnahme wurden mit 
ausführlicher, nachvollziehbarer Abwägung/Begründung und plausiblem Er-
gebnis behandelt (vgl. S. 107 ï 109 der Abwägungstabelle). 

Kenntnisnahme 

 Gipsabbau Deißlingen-Lauffen (LGRB-Gewinnungsstellennr. RG 7817-3) 
       Abbauabschnitt 1 

 

Nach Datenlage des LGRB ist das zum Abbau genehmigte Gebiet zu 
klein. Es wird um Abstimmung mit dem LGRB und der Fa. Knauf und 
um nachfolgende Korrektur gebeten. 

 

       Erweiterungsfläche 2 
 

Dieses Gebiet wurde am 06.07.2016 vom Regierungspräsidium Freiburg 
(Az. 54.1-8823.12/RW- 003/06.01) mit einer Teiländerungsgenehmi-
gung für den Gipsabbau genehmigt. 

 

        Erweiterungsfläche 3 
 

Dieser Abschnitt (30,4 ha) wurde am 19.09.2019 vom Regierungspräsi-
dium Freiburg für   den Gipssteinabbau genehmigt (2.  Teiländerungsge-
nehmigung;  Az.  54.1-8823.12/RW-003/06.01). 

 

 
 
Nach Abstimmung mit dem LGRB und Fa. Knauf  
konnten die Abgrenzungen der genehmigten Abgra-
bungsflächen im Plan übernommen werden. 
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Diese beiden genehmigten Erweiterungsgebiete sind im FNP 2035 als 
Flächen für die Rohstoffnutzung darzustellen und entsprechend im vor-
liegenden Entwurfskartenblatt nachzutragen. 

 
Die in der Abwägungstabelle (S. 109) angekündigte Übernahme der Ab-
grenzungen ist nicht erfolgt und ist nachzuholen. Die rechtsverbindli-
chen Abgrenzungen sind aus den Genehmigungsunterlagen zu ent-
nehmen. Diese Übernahme sollte in Abstimmung mit dem LRA Rottweil, 

dem LGRB und der Fa. Knauf erfolgen.         

 Rekultivierter Bereich 
 

Dieses Gebiet ist nach Datenlage des LGRB deutlich größer als jetzt 
in der FNP-Karte ĂDeißlingenñ dargestellt. Dem LGRB wurden im Rah-
men der Betriebserhebung 2018 von der Fa. Knauf mehrere Pläne zur 
Verfügung gestellt, auf dem ĂFlächenplan Rekultivierung (Stand 2016)ñ 
sind die damals rekultivierten Bereiche flurstückscharf dargestellt. Es wird 
dringend empfohlen, bei der Fa. Knauf den aktuellen Rekultivierungs-
stand in Erfahrung zu bringen und diesen auf der Karte darzustellen. Es 
wird darum gebeten, das Referat 96 Landesrohstoffgeologie des RPF in 
diese Recherche zwecks Aktualisierung der Rohstoffgewinnungsstellen-
datenbank (RGDB) einzubinden. 

Nach Abstimmung mit dem LGRB und Fa. Knauf  
konnten die Abgrenzungen der genehmigten Auffüll-
flächen im Plan übernommen werden 
 

 Ehemaliger Gipsstein-Tagebau ĂErdmännles Lochñ 
Dieser kleine, etwas über 4 ha große Gipssteinabbau der Fa. Knauf lag direkt 
nördlich der Bahnlinie. Er wurde zwischen 1978 und 1988 betrieben. Zwi-
schenzeitlich ist er bis auf die knapp 0,5 ha große Wasserfläche vollstän-
dig rekultiviert. Die genauen Abgrenzungen liegen dem LGRB vor (Pläne 
Betriebserhebung 2018; s. o.). 
 

 

Die beiden Plangebiete: 

o Ă14. Änderung Fa. Heilitñ und 

o Deißlingen, OT Lauffen Gewerbliche Baufläche Bettinger II 

Nach Abstimmung mit dem LGRB und Fa. Knauf  
konnten die Abgrenzungen der vollständig aufgefüll-
ten Auffüllflächen im Plan übernommen werden. Die 
Flächen sind mittlerweile aus der Konzession ge-
nommen 
 
 
 
 
 

Hinweis auf Setzungsempfindlichkeit in Bettinger II 
wird im Steckbrief aufgenommen 
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liegen auf dem rekultivierten Gebiet des ehemaligen Tagebaus. Es wird an-
geregt, die Wiederauffüllung vor Bebauung auf ihre Setzungsempfindlichkeit 
zu prüfen. 

 

Die Abgrenzung dieses ehemaligen Tagebaugebiets soll in Abstimmung mit 
der Fa. Knauf und dem LGRB in die FNP-Kartendarstellung aufgenommen 
und als ĂBestand Aufschüttungñ gekennzeichnet werden. 

 
 
 
Die Abgrenzung des ehemaligen Tagebaugebiet ist 
als ĂBestand Aufsch¿ttungñ dargestellt 

 Darstellung der Umgrenzung ĂBestand Auffüllungenñ und ĂBestand Ab-
grabungñ 

         Gipssteinbruch Böhringen (RG 7717-6) 
 

Die Darstellungen ĂBestand Auffüllungenñ (falsch attributiert) und ĂBestand 
Abgrabungñ entsprechen nicht dem aktuellen Stand (vgl. Google Earth). 

 
Zudem wurden zwischenzeitlich vom Landratsamt Rottweil zwei Ände-
rungsgenehmigungen erteilt: 

 

o Genehmigung vom 24.06.2021 (Az. 22/20600351/0008), 1,4 ha Ost-

erweiterung 
 

o Genehmigung vom 26.10.2022 (Az. 22/22600155/0007), 3,28 ha 
Westerweiterung 

Die Plandarstellung ist in Absprache mit der Fa. Bantle und dem LGRB zu aktuali-
sieren. 

 

 
Nach Abstimmung mit dem LGRB konnten die Ab-
grenzungen der genehmigten Abgrabungsflächen 
sowie der Auffüllflächen im Plan übernommen wer-
den. 
 
 
 

 Gipsbruch Dietingen, OT Böhringen ĂMariahochheim/Eilbergñ (RG 7717-11) 
Mitte 2022 wurde für den Neuaufschluss dieses Gipsbruches der Abbauantrag 
gestellt. Die Genehmigung ist zeitnah zu erwarten. Es wird daher angeregt, 
entweder a) das beantragte Gebiet als ĂPlanung Abgrabungñ oder b) nach 
erteilter Genehmigung als ĂBestand Abgrabungñ im Plan darzustellen. Die Um-
grenzung des beantragten Gebiets kann die Fa. Bantle/Bösingen digital zur 
Verfügung stellen. 

Nach Abstimmung mit dem LGRB konnten die Ab-
grenzungen der genehmigten Abgrabungsflächen 
im Plan übernommen werden. 
 
 
 

 Gipsbruch Dietingen (RG 7717-7) 
Der größte Teil des genehmigten Abbaugebiets ist nach erfolgter Gipssteinge-
winnung mit S21-Material bereits wiederverfüllt worden (vgl. Google Earth); 

Nach Abstimmung mit dem LGRB konnten die Ab-
grenzungen der Auffüllflächen im Plan übernommen 
werden. 
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dieser Teil soll in der Plandarstellung als ĂBestand Auffüllungñ gekennzeich-
net werden. Derzeit ist das gesamte Konzessionsgebiet fälschlicherweise 
als ĂBestand Abgrabungñ dargestellt. 
 

 Rottweil, Gewerbliche Baufläche ĂStallbergñ 
Auf die Aussage im relevanten Datenblatt der Begründung zur Punktuellen 
Fortschreibung FNP 2035 (Entwurf 14.10.2022) ĂNicht außer Betracht 
gelassen werden sollte zudem, dass lt. Untersuchungen zur JVA Rottweil 
der Baugrund im Bereich Stallberg mit einem sehr hohem Risikopotential 
(Gipskarst und Anhydritumwandlung) behaftet ist.ñ wird ausdrücklich hin-
gewiesen. 
 

Im Steckbrief zur gewerblichen Baufläche Stallberg 
wird auf den Baugrund mit großem Risikopotential 
hingewiesen (Gipskarst und Anhydritumwandlung). 

 Grundwasser 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Trä-
ger öffentlicher Belange von Seiten der Landeshydrogeologie und ïgeother-
mie (Referat 94) keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder 
von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologi-
sches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder hydro- geologischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich 
des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Die hydrogeologischen  und  oberflächennahen  geothermischen  Unter-
grundverhältnisse können dem Hydrogeologischen Kartenwerk des LGRB (1: 
50 000) (LGRB-Kartenviewer http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geola_hyd)  
und  LGRBwissen  (https://lgrbwissen.lgrb- bw.de/hydrogeologie) sowie dem 
Informationssystem ĂOberflªchennahe Geothermie f¿r Baden-W¿rttembergñ 
(ISONG,  http://isong.lgrb-bw.de/) entnommen werden. Darauf wird in den 
Antragsunterlagen teilweise eingegangen. 
 
Auf die Lage einiger Plangebiete (6.1.2, 6.1.6, 6.1.7, 6.1.11, 6.5.11 6.5.12) in 
Wasserschutzgebieten wird in der Abwägungstabelle hingewiesen.  Die  Tat-
sache, dass  das Wasserschutzgebiet für den "Tiefbrunnen Rottenmünster" 
(LUBW-Nr. 325-040) überarbeitungsbedürftig ist wurde zur Kenntnis genom-
men. Eine Anpassung im Rahmen der Fortschreibung des FNP ist laut Abwä-
gungstabelle nicht vorgesehen. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geola_hyd
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
http://isong.lgrb-bw.de/
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 Weitere Anmerkungen 
Gemeinde Rottweil Ebenfalls liegen die (neuen) Plangebiete 5.2.1.2 "Obere 
Ziegelhütte", 5.2.1.4 "Hölzle", 5.2.1.7 "Bronnenkohlrauzen" im Wasser-
schutzgebiet für den TB Rottenmünster (LUBW-Nr. 325-040). Darauf wird in 
den Antragsunterlagen hingewiesen. 

Auf die Lage im Wasserschutzgebiet wird im Steckbrief 
zur Fläche hingewiesen 

 Im Bereich des Plangebiets 5.2.1.3 "Schmälze" befindet sich eine Quelle. 
Es ist sicherzustellen, dass diese bei den geplanten Maßnahmen berücksich-
tigt wird. 

Auf die Quelle des Holdersbach wird im Steckbrief zur 
Fläche hingewiesen. 

 Im Bereich der Planungsgebiete ist zementangreifendes Grundwasser auf-
grund sulfathaltiger Gesteine nicht auszuschließen: 5.2.1.4 "Hölzle", 5.2.1.6 
"Brunnenäcker III", 5.2.1.8 "Berland", 5.2.1.10 "Ob der Bint III", 5.2.2.3 
"Seeäcker Ost", 5.2.2.4 "Stallberg". 

Auf das Vorkommen von zementangreifendem Grund-
wasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine wird im Steck-
brief der jeweiligen Flächen hingewiesen 

 Gemeinde Deißlingen Im Bereich der Planungsgebiete ist zementangreifendes 
Grundwasser aufgrund  sulfathaltiger  Gesteine   nicht  auszuschließen:  
5.3.1.1  "Morgen/Reuteweg", 5.3.1.2 "Bitze IV", 5.3.1.3 "Schönhalde", 
5.3.1.4 "Friedenstraße", 5.3.2.2 "Breite/Jettenwiesen", 5.3.2.4 "Jetten-
burg/Ost". 

Auf das Vorkommen von zementangreifendem Grund-
wasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine wird im Steck-
brief der jeweiligen Flächen hingewiesen. 

 Gemeinde Dietingen Im Bereich der Planungsgebiete ist zementangreifendes 
Grundwasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine nicht auszuschließen: 5.4.1.1 
"Breite", 5.4.1.2 "Scheidewiesen", 5.4.1.4 "Brühl/Hummelberg", 5.4.1.5 
"Stadtweg", 5.4.2.1 "Hochboll". 

Auf das Vorkommen von zementangreifendem Grund-
wasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine wird im Steck-
brief der jeweiligen Flächen hingewiesen 

 Gemeinde Wellendingen 
ï 

 

 Gemeinde Zimmern o. R. 
Auf die Lage von einigen Plangebiete in der Nähe des festgesetzten Was-
serschutzgebiets "Mühlhalde-, Etter-, Bäcker-Quelle und QF Irionbrunnen" 
des ZV Eschach-WV (LUBW Nr.: 325-035) in Stetten, Gde. Zimmern o. 
R. wird hingewiesen. Das Wasserschutzgebiet entspricht möglicherweise 
nicht den aktuell gültigen Richtlinien und Kriterien. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass im Falle einer Überarbeitung des Wasserschutzge-
biets die Planflächen 5.6.1.4 "Eck" und 5.6.2.4 "Weilerner Straße" inner-
halb des Wasserschutzgebiets zu liegen kommt. 

 
Bei den Planflächen 5.6.1.4 "Eck" und 5.6.2.4 "Weilerner 
Straße" wird darauf hingewiesen, dass bei Überarbeitung 
des festgesetzten Wasserschutzgebiets "Mühlhalde-, Et-
ter-, Bäcker-Quelle und QF Irionbrunnen" des ZV Es-
chach-WV (LUBW Nr.: 325-035) in Stetten es nicht aus-
geschlossen werden kann, dass die Fläche innerhalb des 
Schutzgebietes liegt. 
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 Das Plangebiet 5.6.1.6 "Holderäcker" liegt in der Schutzzone III des Wasser-
schutzgebiets für Mühlhalde-, Etter-, Bäcker-Quelle und QF Irionbrunnen" 
(LUBW-Nr. 325-035). Darauf wird in den Antragsunterlagen hingewiesen. 

Auf die Lage im Wasserschutzgebiet wird bei Plangebiet 
5.6.1.6 ĂHolderªckerñ hingewiesen 

 Im Bereich der Planungsgebiete ist zementangreifendes Grundwasser auf-
grund sulfathaltiger Gesteine nicht auszuschließen: 5.6.1.1 "Zimmern Ost 
Teil IV und V", 5.6.1.2 "Leimgrube/Kreuzäcker", 5.6.1.4 "Eck", 5.6.1.5 "Vor-
derer Steig", 5.6.1.6 "Holderäcker", 5.6.2.4 "Weilerner Straße". 

Auf das Vorkommen von zementangreifendem Grund-
wasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine wird im Steck-
brief der jeweiligen Flächen hingewiesen 

 Aktuell findet im Plangebiet keine hydrogeologische Bearbeitung durch das 
LGRB statt. 

 

 Bergbau 
Die im Planungsgebiet bestehenden Bergbauberechtigungen sind im zeich-
nerischen Teil des Flächennutzungsplanes dargestellt.  
 
Es wird gebeten hierzu folgenden Hinweis in die Begründung unter Nr. 3.14 
ĂRohstoffsicherung und -abbauñ aufzunehmen: 
 
ĂIm Plangebiet bestehen öffentlich-rechtliche Bergbauberechtigungen nach 
dem Bundesberggesetz. Es handelt sich hierbei um Rechtstitel, die das 
Recht zur Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen umfassen, wo-
bei bergbauliche Tätigkeiten genehmigungs- bedürftig sind. 
 
Derzeit wird im Feld ĂWilhelmshall bei Rottenmünsterñ durch die ENRW 
Energieversorgung Rottweil GmbH & Co. KG Sole gewonnen. 
 
In den übrigen Bergbauberechtigungen bestehen für das Plangebiet derzeit 
keine Bergbauplanungen und sind auch langfristig nicht zu erwarten.ñ 

 
 
 
 
 
 
 
 
In der Begründung werden die Informationen zu den 
Bergbauberechtigungen ergänzt. 

 Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Natur-
schutzes nicht tangiert. 

 
Kenntnisnahme 

 Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden 
Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen 

 
Kenntnisnahme 
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Bohrdaten der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen 
werden. 
 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im In-
ternet unter der Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-
dung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 
 

 
 
Kenntnisnahme 

 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

10b. 

Regierungspräsidium Freiburg (Stellungnahme zum LP) 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau ï Abteilung 9 
79083 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 30.03.2023 

 B  Stellungnahme  
Die punktuelle Fortschreibung des Landschaftsplan 2035 ist ein paralleler Beitrag zur 
punktuellen Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 2035 mit identischem Plan-
gebiet. Es wird daher vollumfänglich auf unsere Ausführungen in der Stellungnahme 
zur punktuellen Fortschreibung des Flächennutzungsplan 2035 der Verwaltungsge-
meinschaft Rottweil vom 30.03.2023 (Az. 2511//23-537) verwiesen. 
 
TöB-Stellungnahmen des LGRB ï Merkblatt für Planungsträger 

 
Kenntnisnahme 

 

11. Regierungspräsidium Stuttgart ï Landesamt für Denkmalpflege 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

11a. 

Regierungspräsidium Stuttgart (Stellungnahme Allgemein) 
Landesamt für Denkmalpflege ï Abt. 8 
Berliner Straße 12 
73728 Esslingen 

Anregung vom 10.03.2023 

 Anregung vom 10.03.2023: Zu o.g. Planungen haben Sie das Landesamt für Denk-
malpflege um Stellungnahme gebeten. Wäre es möglich, uns die zu prüfenden Flä-
chen als GIS-taugliche Datei im shape-Format (UTM32) zukommen zu lassen? Ideal-
erweise genügt uns die Darstellungsweise der Plangebiete wie in den jeweiligen Um-
weltberichten. 
 

Kenntnisnahme. Die Plandarstellung ist im CAD gekenn-
zeichnet und im Gauss-Krüger-Format, daher ist lediglich 
ein Datenexport als dxf möglich   

http://www.lgrb-bw.de/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope/
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Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

11b. 

Regierungspräsidium Stuttgart (Stellungnahme zum FNP) 
Landesamt für Denkmalpflege ï Abt. 8 
Berliner Straße 12 
73728 Esslingen 

Anregung vom 05.04.2023 (FNP) 

 Anregung vom 05.04.2023: In o.g. Angelegenheit haben Sie das Landesamt für Denk-
malpflege um Auskunft gebeten. Im Anhang befinden sich die durch die Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans betroffenen Kulturdenkmale und Prüffälle. Gerne 
stellen wir Ihnen die Daten auch in einem GIS-tauglichen Shape-Format zur Verfü-
gung, sofern Sie Ihrerseits verbindlich zusichern, dass unsere Daten zu Kulturdenk-
malen nur zu internen Planungszwecken verarbeitet werden. Eine entsprechende Zu-
sicherung per Mail genügt. 
 
 
 
Abbildung: Dietingen - Bºhringen ĂHochbollñ 

 
 
 
 
 

Hinweise werden in die Steckbriefe zu den jeweiligen 
Flächen mit aufgenommen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dass die gewerblicher Planfläche ĂHochbollñ die Archäo-
logischer Prüffallzone tangiert, wird im Steckbrief hinge-
wiesen. 
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 Abbildung: Dietingen - Breite 

 

 
Auf die Lage der Fläche in der Archäologischen Prüffall-
zone wird im Steckbrief hingewiesen. 

 Abbildung: Rottweil ï Engelshalde 

 

 
Auf die Lage der Fläche in der Archäologischen Schutz-
zone wird im Steckbrief hingewiesen 

 Abbildung: Rottweil - Göllsdorf ï Brunnenäcker III  
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Auf die Lage der Fläche in der Archäologischen Schutz-
zone wird im Steckbrief hingewiesen 

 Abbildung: Rottweil ï Hausen ï Bronnenkohlrauzen 

 

 
Dass die Fläche die Archäologische Schutzzone im 
Nordosten tangiert ,wird im Steckbrief hingewiesen 

 Abbildung: Rottweil ï Stallberg  
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Auf die Lage der Fläche in der Archäologischen Prüffall-
zone wird im Steckbrief hingewiesen 

 Abbildung: Zimmern ï Flözlingen ï ĂWeilener StraÇeñ 

 

 
Dass die Fläche die Archäologische Schutzzone im 
Nordwesten tangiert, wird im Steckbrief hingewiesen 
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 Abbildung: Zimmern o.R. - ĂINKOMñ 

 

Da die Fläche nicht in der Prüffallzone liegt, wird im 
Steckbrief zur Gewerbeflªche ĂINKOMñ kein Hinweis auf-
genommen 

 Abbildung: Zimmern o.R. ĂLeimgrube / Kreuzªckerñ 

 

Da die Fläche nicht in der Prüffallzone liegt, wird im 
Steckbrief zur Gewerbeflªche ĂLeimgrube / Kreuzäckerñ 
kein Hinweis aufgenommen 
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Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

11c. 

Regierungspräsidium Stuttgart (Stellungnahme zum LP) 
Landesamt für Denkmalpflege ï Abt. 8 
Berliner Straße 12 
73728 Esslingen 

Anregung vom 05.04.2023 (LP) 

 Anregung vom 05.04.2023: Zur o.g. Fortschreibung des Landschaftsplan 2035 beste-
hen von Seiten des Landesamts für Denkmalpflege keine Bedenken.  
 
Wir haben festgestellt, dass der eingearbeitete Datenbestand zu den Kulturdenkma-
len etwas veraltet ist. Wir können Ihnen bei Bedarf gern die Shape-Files zum aktuellen 
Datenbestand zusenden.  
 
Es wären auch eine gute Ergänzung, mehr Informationen zu Kulturlandschaften in die 
Unterlagen aufzunehmen. Eine Verºffentlichung ĂTopographie des Landkreises Rott-
weilñ, in der es auch Kapitel zur Kulturlandschaft geben wird, ist derzeit in Arbeit und 
sicher in Kürze abrufbar. 

Kenntnisnahme 
 
 
Die Daten zu den Kulturdenkmalen wird gemäß den 
shape-files des Landesamtes für Denkmalpflege im 
Landschaftsplan aktualisiert. 
 
Im Landschaftsplan wird an mehreren Stellen auf die für 
die VG Rottweil kulturlandschaftstypischen Elemente 
hingewiesen und die Erforderlichkeit ihres Erhalts, ihrer 
Pflege und ggf. Wiederherstellung sowie Entwicklung be-
tont. Bezogen auf das Aufgabenspektrum eines Land-
schaftsplanes werden diese Aussagen als ausreichend 
erachtet. Weitergehende und umfangreichere Aussagen 
können Interessierte bei Vorliegen der vom Landesamt 
f¿r Denkmalpflege genannten Verºffentlichung ĂTopo-
graphie des Landkreises Rottweilñ entnehmen. 

 

12. Regierungspräsidium Stuttgart ï Kampfmittelbeseitigungsdienst 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

12 

Regierungspräsidium Stuttgart (Stellungnahme zum FNP und LP) 
Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Pfaffenwaldring 1 
70569 Stuttgart 

Anregung vom 03.02.2023 

 Wir bedanken uns für Ihr Anschreiben. Damit wir für Sie tätig werden können, bitten 
wir Sie den beigefügten Antrag auszufüllen, zu unterschreiben und mit Lageplänen an 
uns zurück zu senden. Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombar-
dierungen, die während des 2. Weltkrieges stattfanden, ist es ratsam, im Vorfeld von 
jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine Gefahrenverdachtserforschung in Form einer 
Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen. Alle nicht vorab untersuchten 
Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen einzustufen.  

Kenntnisnahme 
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Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg al-
lerdings Luftbildauswertungen für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbe-
lastungen von Grundstücken auf vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig durch-
führen.  
 
Diese Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. Die dafür 
benötigten Formulare können auch unter www.rp-stuttgart.de (->Service->Formulare 
und Merkblätter) gefunden werden. Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang.  
 
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind.32  Wochen ab Auf-
tragseingang. Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in drin-
genden Fällen (Gefahr in Verzug) möglich. Bitte sehen Sie von Nachfragen diesbe-
züglich ab.  
 
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV-Kampfmit-
telbeseitigungsdienst des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 
(GABl. S. 342) die Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württem-
berg auf die Entschärfung, den Transport und die Vernichtung von Kampfmitteln be-
schränken.  
 
Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung 
von Kampfmitteln kann vom Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner 
Kapazität gegen vollständige Kostenerstattung übernommen werden. Soweit der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, sind für diese Aufgaben ge-
werbliche Unternehmen zu beauftragen. 
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13. Regierungspräsidium Stuttgart ï Luftverkehr und Luftsicherung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

13. 

Regierungspräsidium Stuttgart  (Stellungnahme zum FNP und LP) 
Referat 46.2 ï Luftverkehr und Luftsicherung 
Postfach 80 07 09 
70507 Stuttgart 

Anregung vom 15.02.2023 

 Sofern FNP und Bebauungspläne in der Nähe eines Flugplatzes beschlossen werden 
oder in Bau- und Anlagenschutzbereichen nach ĂÄÄ 12 ff. LuftVG, bitten wir um wei-
tere Beteiligung, um anhand von den planungsrechtlichen Festsetzungen diese luft-
rechtlich beurteilen zu können. Sollen Luftfahrthindernisse (z.B. Windkraftanlagen, 
Strommäste, Stromleitungen, Kräne usw.) errichtet werden, werden wir im Rahmen 
eines Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange beteiligt bzw. als Geneh-
migungsbehörde gem. §§ 12 ff. LuftVG angehört. In einem solchen Verfahren wird 
geprüft, ob sich das Hindernis in einem Bau- und / oder Anlagenschutzbereich befin-
det. Unsere Stellungnahme bzw. Zustimmung basiert sodann gem. § 31 (3) LuftVG 
unter anderem auf der Grundlage einer gutachterlichen Stellungnahme der Flugsiche-
rungsorganisation (DFS) sowie des Bundesaufsichtsamts für Flugsicherung (BAF). 
Eine luftrechtliche Beurteilung ist daher erst dann möglich, wenn uns die hierfür rele-
vanten Planunterlagen vollständig vorliegen. Diese beinhalten in jedem Fall die ge-
nauen Standorte der Anlagen sowie die geplanten Höhenangaben. 

Kenntnisnahme 

 Sofern FNP und Bebauungspläne in der Nähe eines Flugplatzes beschlossen werden 
oder in Bau- und Anlagenschutzbereichen nach ĂÄÄ 12 ff. LuftVG, bitten wir um wei-
tere Beteiligung, um anhand von den planungsrechtlichen Festsetzungen diese luft-
rechtlich beurteilen zu können.  
 
Sollen Luftfahrthindernisse (z.B. Windkraftanlagen, Strommäste, Stromleitungen, 
Kräne usw.) errichtet werden, werden wir im Rahmen eines Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange beteiligt bzw. als Genehmigungsbehörde gem. §§ 12 ff. 
LuftVG angehört. In einem solchen Verfahren wird geprüft, ob sich das Hindernis in 
einem Bau- und / oder Anlagenschutzbereich befindet. Unsere Stellungnahme bzw. 
Zustimmung basiert sodann gem. § 31 (3) LuftVG unter anderem auf der Grundlage 
einer gutachterlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation (DFS) sowie 
des Bundesaufsichtsamts für Flugsicherung (BAF).  
 
Eine luftrechtliche Beurteilung ist daher erst dann möglich, wenn uns die hierfür rele-
vanten Planunterlagen vollständig vorliegen. Diese beinhalten in jedem Fall die ge-
nauen Standorte der Anlagen sowie die geplanten Höhenangaben. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Im Zuge der vorliegenden FNP-Fortschreibung sind keine 
Luftfahrthindernisse wie z. B. Windkraftanlagen oder 
Strommasten vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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14. Landratsamt Rottweil - Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

14a. 

Landratsamt Rottweil (Stellungnahme zum LP) 
Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 
Herrn Auber 
Postfach 1462 
78614 Rottweil 

Anregung vom 20.04.2023 (LP)  

 Anregung des Umweltamtes vom 03.04.2023 vorab: Gegen das geplante Vorhaben 
bestehen aus unserer Sicht keine grundsätzlichen Einwendungen.  
Wir beziehen uns auf unsere Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange nach §4 (Abs. 1) BauGB vom 18.04.2018 zum Flä-
chennutzungsplan FNP 2030 und der Fortschreibung Landschaftsplan 2030ñ, die voll 
umfänglich aufrechterhalten wird.  
 
Bez¿glich der Thematik ĂAbwasserñ gehen wir davon aus, dass die Planungen zur 
ordnungsgemäßen Entwässerung im Rahmen des jeweiligen Bebauungsplanes erfol-
gen werden. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

 Anregung vom 20.04.2023 zum LP: Zu o. a. Bauleitplanverfahren haben Sie uns um 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch bis zum 06.04.2023 (Fristverlänge-
rung bis 20.04.2023) gebeten.  
 
In der nachfolgenden Gesamtstellungnahme erhalten Sie die Beurteilung der beteilig-
ten Fach- und Rechtsämter.  
 
Um Beachtung der entsprechenden Anmerkungen und Hinweise wird gebeten. 

Kenntnisnahme 

 1. Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt  
1.1 Untere Naturschutzbehörde  
 
Die Stellungnahmen zum Flächennutzungsplan und zum Landschaftsplan werden in 
einer Stellungnahme zusammengefasst, da sich direkte Bezüge zwischen den Plan-
werken ergeben und sie in Teilen aufeinander aufbauen.  
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Die Anregungen der unteren Naturschutzbehörde aus der frühzeitigen Beteiligung 
zum Flächennutzungsplan, insbesondere zu den einzelnen Vorhaben wurden weitge-
hend berücksichtigt. Die untere Naturschutzbehörde erlaubt sich daneben auf fol-
gende Punkte hinzuweisen:  
 
Die planexternen Ausgleichsmaßnahmen sind nur teilweise dargestellt, nach einer 
stichprobenartigen Prüfung seitens der unteren Naturschutzbehörde zum großen Teil 
aber auch nicht, z. B.: Rottweil: Bebauungsplan ĂBerner Feldñ, Bebauungsplan ĂJVAñ, 
Nordumfahrung B 27 Rottweil, Biogasanlagen Hausen (die Erweiterung der Maximi-
lian-Kolbe-Schule in Richtung Westen überlagert die dort eine 2,8 ha große Aus-
gleichsmaßnahme (Streuobstwiese) vollständig, die Ausgleichsmaßnahme im Ge-
wann "Weinreben" westlich des Neckarwehres der ENRW fehlt; Dietingen: Bebau-
ungsplan ĂDietingen Mitte IIñ; Wellendingen: Bebauungsplan "Bahnhof 5. Erweiterung, 
2.  nderung"; DeiÇlingen: ĂBebauungsplan Bitze IIIñ, 2.  nderung", Bebauungsplan 
"Ortsmitte". Für die Gemarkung Zimmern scheinen die planexternen Ausgleichsmaß-
nahmen enthalten zu sein, allerdings liegt eine Ausgleichsmaßnahme im Bebauungs-
plan "Zierenberg ..." mitten im Wohngebiet. Auf Basis der Ergebnisse der stichpro-
benartigen Überprüfung ist für die untere Naturschutzbehörde nicht erkennbar, nach 
welcher Methodik hier vorgegangen wurde. Die untere Naturschutzbehörde hält es 
jedenfalls für notwendig, die planexternen Ausgleichsmaßnahmen vollständig zu 
übernehmen. Einerseits, weil die Maßnahmen nicht durch andere Vorhaben beein-
trächtigt oder zerstört werden dürfen (besonders solche, die sich nur in sehr langen 
Zeiträumen bilden, z. B. Streuobstbestände) und andererseits, weil die Ausgleichs-
maßnahmen neben den geschützten Flächen das Vernetzungsrückgrat im Biotopver-
bund bilden.  
 
Im Anhang 1 des Umweltberichtes, in dem bewertungsrelevante Kriterien aufgelistet 
sind, sind auf Seite 2 "Flachlandmähwiesen" und "Streuobst" als "ökologisch beson-
ders wertvolle Biotoptypen (nicht gesetzlich geschützt)" aufgelistet. Diese Darstellung 
entspricht nicht der aktuellen Gesetzeslage, wonach artenreiche Mähwiesen (entspre-
chen mageren Flachlandmähwiesen) und Streuobstwiesen gemäß § 30 BNatSchG 
geschützt sind.  
 
Die Anregungen der unteren Naturschutzbehörde aus der frühzeitigen Beteiligung 
zum Landschaftsplan wurden weitgehend berücksichtigt. Im Planwerk sind für die ver-
schiedenen Entwicklungsbereiche/Habitatkomplexe keine Zielarten benannt, an de-
ren Lebensraumansprüchen die Entwicklung ausgerichtet werden sollte. Auf diesen 

 
 
 
 
 
 
 
Die im Landschaftsplan dargestellten Ausgleichsmaß-
nahmen basieren auf Datensätzen, die dem Planungs-
büro seitens der unteren Naturschutzbehörde, der Stadt 
Rottweil sowie der Gemeinde Zimmern im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung zur Verfügung gestellt wurden. 
Eine routinemäßige Datenabfrage erfolgte seitdem je-
doch nicht. Dies wird durch eine erneute Datenabfrage 
nachgeholt. Es wird der Stand der Ausgleichsmaßnah-
men zum 30.06.2023 dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die in Anhang 1 des Umweltberichtes dargestellten An-
gaben bzgl. der Flachlandmähwiesen und zum Streuobst 
werden gemäß der aktuellen Gesetzeslage aktualisiert. 
 
 
 
 
In das Maßnahmenkonzept des Landschaftsplanes wer-
den für die verschiedenen Entwicklungsbereiche/Habi-



PUNKTUELLE FORTSCHREIBUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2035 

  Seite 39 von 142 
 

Punkt wurde bereits in der frühzeitigen Beteiligung hingewiesen. Die untere Natur-
schutzbehörde legt in diesem Zusammenhang eine von der unteren Naturschutzbe-
hörde erarbeitete Arbeitshilfe (Anhang) bei, in der Zielarten für Habitatkomplexe in der 
Biotopverbundplanung im Landkreis Rottweil explizit benannt sind. Diese Liste kann 
und sollte auch auf Ebene der Landschaftsplanung angewandt werden.  
 

tatkomplexe Zielarten aufgenommen. Basis der Benen-
nung der Zielarten ist die von der unteren Naturschutz-
behörde erarbeitete Arbeitshilfe, die der Stellungnahme 
als Anhang beigefügt war. 

 Es ist auffallend, dass Aufwertungen strukturarmer landwirtschaftlich genutzter Berei-
che durch die Neuanlage biotopvernetzender Strukturen zum allergrößten Teil entlang 
von Wirtschaftswegen verlaufen. Wenngleich es Argumente dafür gibt, solche Struk-
turen dort hinzulegen, gibt es andererseits einige, die grundsätzlich dagegensprechen 
(mehr Störungen durch Befahren von landwirtschaftlichen Nutzfahrzeugen, Fahrrad-
fahrern, Spaziergänger mit und ohne Hunde). Daneben wäre es sehr sinnvoll, die 
Strukturen grundsätzlich zu gliedern in solche, die nur Offenlandarten fördern sollen 
(Schirmart Feldlerche) und solche, die Arten des Halb-Offenlandes mit Gehölzstruk-
turen (Schirmart Neuntöter) fördern sollen (s. a. unten Feldvogelkulisse).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Darstellung des Biotopverbundes in Karte 9c ist die Feldvogelkulisse nicht 
enthalten. Vermutlich konnte sie noch nicht enthalten sein, da es sie zum Zeitpunkt 
des Entwurfes der Karte noch nicht gab. Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde 
sollte die Feldvogelkulisse in diese Karte eingearbeitet werden. In diesem Zusammen-
hang weist die untere Naturschutzbehörde jedoch darauf hin, dass nach der bisher 
nur stichprobenartigen Überprüfung der unteren Naturschutzbehörde in der Feldvo-
gelkulisse im Landkreis Rottweil Ungereimtheiten bestehen; z. T. fehlen Flächen mit 
aktuell hoher Feldlerchendichte oder solche, auf denen Maßnahmen ergriffen wurden, 
um die Populationsdichte zu erhöhen. Im Zuge der Einarbeitung der Feldvogelkulisse 
ist vor diesem Hintergrund eine Plausibilitäts-prüfung der bisherigen Abgrenzung auf 

Die Erfahrung zeigt, dass seitens der Landwirtschaft oder 
der Gemeinden eher der Neuanlage biotopvernetzender 
Strukturen zugestimmt wird, wenn sie entlang von Wirt-
schaftswegen verlaufen und damit z. B. die Bewirtschaf-
tung von landwirtschaftlichen Nutzflächen nicht beein-
trächtigt wird. In das Maßnahmenkonzept des Land-
schaftsplanes wird jedoch unter ĂAufwertung strukturar-
mer landwirtschaftlicher Bereiche durch Neuanlage bio-
topvernetzender Strukturenñ der Hinweis aufgenommen, 
dass auf die Anlage von Gehölzen in Bereichen der 
ĂRaumkulisse Feldvºgelñ zu verzichten ist und Gewäs-
serrand-, Ackerrand-, Brach- und Blühstreifen insbeson-
dere in Bereichen der ĂRaumkulisse Feldvºgelñ anzule-
gen sind. Um Störungen der Fauna zu vermeiden wird 
zudem darauf hingewiesen, dass bei der Anlage ein aus-
reichender Abstand (mind. 50 bis 100 m) zu Straßen / 
Wegen sowie Vertikalstrukturen (Gehölze, Gebäude) 
einzuhalten ist. 
 
 
In den Landschaftsplan werden Aussagen zur ĂRaumku-
lisse Feldvºgelñ aufgenommen und diese nachrichtlich in 
einer Karte dargestellt. Eine Plausibilisierung der Feldvo-
gelkulisse ist im Rahmen des Landschaftsplanes nicht 
möglich. 
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lokaler Ebene erforderlich, die im Rahmen der Einführung der Feldvogelkulisse ohne-
hin vorgesehen war. Im Übrigen bildet die Feldvogelkulisse eine fachliche Grundlage 
oder zumindest Orientierung, um die Entscheidung zwischen der Entwicklung von 
weitgehend gehölzfreiem Offenland und Halb-Offenland mit Gehölzstrukturen treffen 
zu können (s. o.).  

 Abschließend weist die untere Naturschutzbehörde darauf hin, dass in diesem Jahr 
2023 in der Verwaltungsgemeinschaft Rottweil die Offenlandbiotopkartierung durch-
geführt wird. Mit dem Ergebnis der Kartierung wird die zum Teil veraltete (die Biotop-
kartierung ist zum Teil fast dreißig Jahre alt) und unvollständige (Mähwiesen außer-
halb von FFH-Gebieten fehlen) Datenbasis ablösen. Die untere Naturschutzbehörde 
empfiehlt, die Kartierergebnisse abzuwarten, in die Pläne einzuarbeiten und dort, wo 
nötig, das Maßnahmenkonzept anzupassen. 

Kenntnisnahme, zum jetzigen Zeitpunkt (Oktober 2023) 
liegen jedoch die Kartierergebnisse noch nicht vor.  

 ZIELARTEN der ZAK-Arbeitshilfe im LKR Rottweil und HABITATKOMPLEXE in der 
BIOTOPVERBUNDPLANUNG 
 
Vorbemerkung  
Die hier verschiedenen Habitatkomplexen zugeordneten Arten sind der ZAK-Arbeits-
hilfe entnommen und kommen bzw. kamen im Landkreis Rottweil vor. Die Verbreitung 
der Arten ist zum Teil sehr lückenhaft bekannt. Alle an der Biotopverbundplanung be-
teiligten Personen sind ermuntert diese Lücken zu schließen. Dabei geht es nicht um 
systematische Erfassungen, sondern um die Ergänzung durch Zufallsfunde. Hierzu 
besteht eine Datenbank bei der UNB, auf die auch der LEV zugreifen kann. In diese 
Datenbank können und sollen auch Funde eingehen, die aus Erhebungen Dritter 
stammen und zuverlässige Daten ergeben (z.B. auch durch Biotopverbundplanungen 
selbst).  
 
Die Zielarten sind in vielen Fällen recht mobile Arten, entsprechen also nicht unbe-
dingt den Anforderungen des landesweiten Biotopverbundes im Hinblick auf die För-
derung wenig mobiler Arten. Zudem sind pauschale Beurteilungen ganzer Artengrup-
pen nicht sachgerecht. Unter den Heuschrecken gibt es z.B. sehr mobile Arten und 
solche, die nicht flugfähig sind1. Unabhängig davon, muss bei vielen Arten davon 
ausgegangen werden, dass ihre lokalen Populationen sehr klein sind. Der Populati-
onsdruck in den Kernflächen dürfte bei vielen Arten nicht so groß sein, dass von einer 
Ausbreitung über vorhandene oder im Rahmen des Biotopverbundes zu schaffende 
Trittsteine und Verbindungselemente ausgegangen werden kann. Primäres Ziel muss 
es für diese Arten sein, die Kernflächen zu stabilisieren und zu erweitern. Erst dann 

Kenntnisnahme 
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kann eine Ausbreitung über die Kernflächen hinaus erfolgen und erst dann ist eine 
Anpassung der Verbindungselemente an diese Arten sinnvoll. 
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Weitere, hier nicht bestimmten Lebensräumen zugeordnete Arten der ZAK-Arbeits-
hilfe  
ÖKVO-Arten  

¶ Kreuzotter  
 
vorrangig relevante weitere Zielarten  

¶ Grüner Zipfelfalter (Callophrys rubi) V. breites Spektrum magerer Offenlandbi-
otope, i.d.R. in Gehölznähe: Zimmern/Stetten Steinbruch, --> UIS, RP 2009: 
NB. M: [M1, ...]  

¶ Rundaugen-Mohrenfalter (Erebia medusa) V. feuchte und trockene, nährstoff-
arme Lebensräume, Halbtrockenrasen in Waldnähe, buschreiche Trocken-
hänge. Raupenfutterpflanzen sind Aufrechte Trespe, Fieder-Zwenke, Schaf-
Schwingel. schon noch ab und zu sehen. M: [G1c, M1]  

¶ Schlüsselblumen-Würfelfalter (Hamaearis lucina) V. Extensiv bewirtschaftete, 
z.T. brach liegende, gehölzreiche magere Grünlandhabitate, trocken, wie 
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feucht. Raupennahrungspflanzen sind versch. Schlüsselblumenarten: 
die_gösslingen --> s. UIS, RP 2009: NB. M: [W1, G1c]   

¶ Schlingnatter  
 
Weitere Arten, die nicht in der ZAK-Arbeitshilfe benannt sind, aber lokal oder regional 
als bedeutsam einzustufen sind  

¶ Blutbär (Karminbär, Jakobskrautbär, Thyria jacobaeae): versch. ruderale Sto. 
Mit Vorkommen der Raupennahrungspflanze, z.B. an Bahngleisen, Bhf., ru-
deralen Magerrasen, vielleicht auch Straßenböschungen. Raupennahrungs-
pflz.: monophag: Jakobskreuzkraut Rw_Bhf  UIS (aber unvollständig!), RP 
2009: NB  

¶ Biber. Schlüsselart für viele weitere Arten, da dynamisch landschaftsgestaltend 
mit Überschwemmungen und Öffnung von geschlossenen Galeriwäldern etc. 
(z.B. Pionierarten an temporären Stillgewässern, wie Kleine Pechlibelle, Am-
phibien, é) 
 

Ausgewertete QUELLEN und weiterführende Literatur  
Büro 365° (beauftragt vom RP Freiburg) 2019: Avifaunistisches Gutachten für das NSG Neckarburg  
Bundesamt für Naturschutz (BfN): Raumbedarf und Aktionsräume von Arten; https://ffh-vp- 
info.de/FFHVP/Page.jsp?name=raumbedarf  
Cimiotti, D. et al. o.D.: Anforderungen an den Schutz des Kiebitzes in Deutschland: Erkenntnisse aus dem Projekt 
Sympathietrªger Kiebitzñ im Bundesprogramm Biologische Vielfalt  
Detzel P. 1998: Die Heuschrecken Baden-Württembergs  
Ebert, G. (Hrsg.)é.: Die Schmetterlinge Baden-Württembergs, Band 1 bis 10  
Hafner S., Büro ABL (beauftragt vom RP Freiburg) 2008, überprüft/ergänzt 2009: Erfassung der tagaktiven Schmet-
ter- 
linge in den Naturschutzgebieten ĂAlbeckñ, ĂNeckarburgñ und ĂMittlere Bollerhaldeñ (Lkr. Rottweil)  
Hafner S., Büro ABL (beauftragt vom RP Freiburg) 2019: Überprüfung Zielartenpräsenz im NSG Neckarburg  
Hafner S., Büro ABL (beauftragt vom RP Freiburg) 2019: Erfassung Nachtfalter im NSG Neckarburg  
Hºlzinger J. et al. é : Die Vºgel Baden-Württembergs, Band 1.1 bis 7.1  
Regierungspräsidien Baden-Württemberg 2021: Landesweiter Biotopverbund Baden-Württemberg, Arbeitshilfe ï 
Zielarten Offenland  
Schanowski A. & : Schwenninger 2007: Untersuchungen zur Wildbienenfauna in den NSG Albeck, Sulz a.N., Bol- 
lerhalde, Oberndorf a.N., Neckarburg, Rottweil  
Stettmer, C., M. Bräu, P. Gros & O. Wanninger (hrsg. Von der Bayerischen Akademie für naturschutz und Land-
schaftspflege) 2009: Die Tagfalter Bayerns und Österreichs, 2. überarbeitete Auflage  
Sternberg, K. & R. Buchwald 2000: Die Libellen Baden-Württembergs Band 2  
Zehm, A., C. Stettmer, D. Steinlechner, D. Poniatowski, J. Fischer, T. Fartmann 2020: Die Heuschrecken  
Deutschlands und Nordtirols; 2. Auflage  
 
 https://www.lepiforum.org 
http://pyrgus.de/  
https://www.orthoptera.ch/    mit Bestimmungshilfe und Stimmen- bzw. Gesangsarchiv  
https://www.bfn.de/artenportraits/hyla-arborea   
https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe (Infos zu vielen, aus Sicht des Ar-
ten-schutzes planungsrelevanten Arten) 

https://www.lepiforum.org/
http://pyrgus.de/
https://www.orthoptera.ch/
https://www.bfn.de/artenportraits/hyla-arborea
https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe
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Erläuterungen zu den Maßnahmenkürzeln (RP Baden-Württemberg: Landesweiter 
Bio- 
topverbund BW, Arbeitshilfe ï Zielarten Offenland) 
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 1.2 Gewerbeaufsichtsamt  
Soweit von hier aus erkennbar, dient der Landschaftsplan 2035 hauptsächlich natur-
schutzrechtlichen Planungen, da (s. Abb. 4 der Begründung) die Erkenntnisse in den 
Grünordnungsplan einfließen. Die Belange des von der Gewerbeaufsicht zu vertre-
tenden Schutzes vor Immissionen aus gewerblichen Quellen sieht der Sachbearbei-
ter der Gewerbeaufsicht hier nicht betroffen. Insofern kann nur für die Überlassung 
zur Kenntnisnahme gedankt werden. Eine inhaltliche Stellungnahme muss daher un-
terbleiben. 

 
Kenntnisnahme 

 2. Flurneuordnungs- und Vermessungsamt  
Laufende oder beantragte Flurneuordnungs- oder Baulandumlegungsverfahren sind 
von der Fortschreibung nicht betroffen.  
 
Es werden keine Änderungen oder Ergänzungen vorgetragen 

 
Kenntnisnahme 

 3. Forstamt  
Der vorgelegte fortgeschriebene Landschaftsplan enthält Aussagen und Maßnah-
menvorschläge, die den Wald betreffen. In der Begründung zur Fortschreibung des 
Landschaftsplans wird beschrieben, dass auf eine erneute Kartierung verzichtet 
wurde, da davon auszugehen ist, dass sich die Waldstrukturen nicht oder kaum ge-
ändert hat. Im Rahmen der Auswertung von Unterlagen (z. B. Managementpläne zu 
FFH-Gebieten, Forsteinrichtung) sowie Befahrungen / Begehungen wurden augenfäl-
lige Veränderungen wie die Zunahme von Waldflächen etc. oder der Verlust von Ve-
getation zugunsten Siedlungsflächen jedoch registriert und an geeigneter Stelle in 
die Fortschreibung integriert. Die dem Landschaftsplan 2035 zugrundeliegenden Be-
standskarten (Karten I-West und I-Ost ĂBestand und Nutzungñ) basieren im Wesentli-
chen auf den ALK-Daten von 2015, ergänzt um o. g. Unterlagen (Forsteinrichtung).  
 
Die in der Begründung beschriebenen und in den Karten dargestellten vorgesehenen 
Maßnahmen im Wald sind im Wesentlichen der Umbau standortfremder Waldbe-
stände. Die hierunter fallenden Waldbestände sind, wie in der Begründung beschrie-
ben, aus den Forsteinrichtungswerken der beteiligten Kommunen entnommen wor-
den.  
 
Wir möchten darauf hinweisen, dass die Forsteinrichtungswerke im 10-Jahresrhyth-
mus erneuert werden. Für die Kommunen der VG Rottweil steht die Forsteinrich-
tungserneuerung im Jahr 2023 an. Im Zuge dieser Erneuerung werden sich die 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Waldbestände, welche zum Umbau vorgesehen sind, aller Voraussicht nach verän-
dern.  
 
Außerdem möchten wir darauf hinweisen, dass auf S. 130 der Begründung vom 
Staatlichen Forstamt Rottweil gesprochen wird. Im Zuge der Forstreformen 2005 
wurden die staatlichen Forstämter in die Landratsämter integriert. Es sollte an dieser 
Stelle daher von der Unteren Forstbehörde des Landratsamtes Rottweil gesprochen 
werden. 

 
 
 
Die entsprechende Stelle im Landschaftsplan wird korri-
giert. 

 4. Landwirtschaftsamt  
Das Landwirtschaftsamt hat die vorliegenden Planungen geprüft. Die damaligen Aus-
sagen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung getätigt wurden, behalten weiter-
hin ihre Gültigkeit und werden aufrechterhalten. Insbesondere gilt dies für Vorschläge 
zur Entsiegelung bzw. Teilentsiegelung von landwirtschaftlichen Wirtschaftswegen 
sowie zur Wiedervernässung von landwirtschaftlicher Nutzfläche.  
 
Darüber hinaus ist das Landwirtschaftsamt bezüglich der Kompensationsvorschläge 
ĂUmwandlung Ackerland in Gr¿nlandñ ªuÇerst kritisch eingestellt. Begr¿ndung: Die 
Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe mit Grünland verwertender Tierhaltung in 
der Raumschaft der VG Rottweil nimmt kontinuierlich ab. Für immer mehr Grünland-
flächen finden sich schon jetzt keine Landwirte mehr, die diese bewirtschaften wol-
len. Dies ist bereits um Wellendingen und Wilflingen ein sehr großes Problem (v.a. 
als FFH-Flächen kartiertes extensives Grünland) mit steigender Tendenz und zeigt 
sich auch auf anderen Gemarkungen. Im Gegensatz hierzu schrumpft der Umfang 
der für die Landwirtschaft wertvollen Ackerflächen kontinuierlich. Wir sehen diese 
Kompensationsmaßnahme deshalb als nicht mehr zeitgemäß an und raten dringend, 
sinnvollere Maßnahmen für den Ausgleich vorzuschlagen.  
 
 
Hinweis: Die Wirtschaftsfunktionenkarte wird im Laufe dieses Jahres durch die neue 
Flurbilanz abgelöst. Gesetzesgrundlage ist § 16 (3) LLG, aus welcher die seit 
01.04.2022 in Kraft getretene Verwaltungsvorschrift Standorteignungskartierung und 
Bodenschutz resultiert. Zukünftig werden die Fluren in fünf statt bislang vier Katego-
rien unterteilt. Die neue Flurbilanz grenzt landwirtschaftliche Vorrang- und Vorbe-
haltsfluren (Vorrangflur, Vorbehaltsflur I, Vorbehaltsflur II) ab, die langfristig der Ge-
sellschaft und den landwirtschaftlichen Betrieben zur Bewirtschaftung vorbehalten 
bleiben müssen. Sobald die neue Flurbilanz für die Flächen der VG Rottweil vorliegt, 
ist diese bei der Auswahl von landwirtschaftlichen Flächen heranzuziehen. 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Es handelt sich bezüglich der Kompensationsvorschläge 
um Vorschläge für großflächige Bereiche, die gemäß 
ÖKVO dem Ausgleich dienen können und die im Einzel-
nen auf ihre Sinnhaftigkeit, bezogen auf die jeweilige Ein-
zelfläche, geprüft werden müssen. Auch werden in land-
wirtschaftlich als Acker genutzten Bereichen weitere 
Maßnahmen vorgeschlagen, z. B. Durchführung von pro-
duktionsintegrierten Maßnahmen (PIK), z. B. verbreiteter 
Saatreihenabstand, Förderung von Ackerwildkräutern, 
Anlage von Feldlerchenfenstern oder die Anlage und 
Pflege von Ackerrand- und Blühstreifen sowie die Anlage 
von Brachflächen. 
 
Kenntnisnahme 
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 5. Straßenbauamt  
 
Gegen das Vorhaben bestehen hier keine Bedenken. 

 
 
Kenntnisnahme 

 6. Umweltschutzamt  
 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus unserer Sicht keine grundsätzlichen 
Einwendungen.  
 
Wir beziehen uns auf unsere Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange nach §4 (Abs. 1) BauGB vom 18.04.2018 zum Flä-
chennutzungsplan FNP 2030 und der Fortschreibung Landschaftsplan 2030ñ, die voll 
umfänglich aufrechterhalten wird.  
 
Bez¿glich der Thematik ĂAbwasserñ gehen wir davon aus, dass die Planungen zur 
ordnungsgemäßen Entwässerung im Rahmen des jeweiligen Bebauungsplanes er-
folgen werden. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

14a. 

Landratsamt Rottweil (Stellungnahme zum FNP) 
Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 
Herrn Auber 
Postfach 1462 
78614 Rottweil 

Anregung vom 23.04.2023 (FNP)  

 Anregung vom 23.04.2023 zum FNP: Zu o. a. Bauleitplanverfahren haben Sie uns um 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch bis zum 06.04.2023 (Fristverlänge-
rung bis 20.04.2023) gebeten.  
 
In der nachfolgenden Gesamtstellungnahme erhalten Sie die Beurteilung der beteilig-
ten Fach- und Rechtsämter.  
 
Um Beachtung der entsprechenden Anmerkungen und Hinweise wird gebeten. 
 

Kenntnisnahme 
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 1. Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt  
1.1 Bauplanungsrechtliche Beurteilung  
 
Es wird, wie bereits in der Stellungnahme vom 29.05.2018 zur ĂNeuaufstellung Flª-
chennutzungsplan 2030 und Fortschreibung Landschaftsplan 2030ñ (vgl. Ziffer 1.1) 
angemerkt, dass aus bauleitplanerischer Sicht die Arrondierung des Teilorts Böhrin-
gen angestrebt werden sollte.  
Die geplanten Wohnbauflªche ĂBr¿hl/Hummelbergñ erstreckt sich spornartig in nºrd-
lich Richtung vom Ortskern Böhringens, ohne den möglichen Anschluss an das östlich 
gelegene Wohngebiet ĂFurtenwegleñ herzustellen. Die Argumentation in der Abwª-
gung der Stellungnahmen (Stand 14.10.2022) hinsichtlich einer Nichtverfügbarkeit der 
Flächen kann nicht nachvollzogen werden.  

 
 
 
Ein Anschluss an das Wohngebiet ĂFurtenwegleñ im Os-
ten müsste über die Brühlstraße erfolgen. Da aufgrund 
der Kurve der Einmündungsbereich schlecht einsehbar 
ist, was auch eine Verkehrsschau gezeigt hat, wird von 
einer Erschließung eines neuen Wohngebiet3s über die 
Brühlstraße abgeraten. Auf Kreisstraße müsste Tempo 
30 ausgewiesen werden. Außerdem ist der Brühlweg 
sehr schmal, sodass kein Gehweg eingerichtet werden 
kann. Für Schüler gibt es zwar eine neue Querungshilfe 
über die Kreisstraße, dennoch wird eine neue Zufahrt an-
gestrebt, die verkehrstechnisch funktioniert. Mit einer 
Ringerschliessung ergibt sich ein in sich abgeschlosse-
nes neues Wohngebiet. Der Anschluss an das Wohnge-
biet ĂFurtenwengeleñ bleibt damit zwar durch einen Gr¿n-
streifen getrennt, doch der nördliche Ortsrand wird mit 
dem neuen Wohngebiet arrondiert. 

 Es wird angeregt den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Sondergebiet ĂSo-
larpark Eichwªldleñ in das Planwerk f¿r die Gemeinde Zimmern mit aufzunehmen. 

Für dieses Verfahren steht der Aufstellungsbeschluss 
auf FNP-Ebene noch aus und ist für Anfang 2024 vorge-
sehen. Die Planzeichnung stellt Verfahrensstände bis 
einschließlich 30.06.2023 dar.  

 Die Herausnahme einiger Änderungspunkte aufgrund der Bedenken der höheren 
Raumordnungsbehörde wird grundsätzlich begrüßt. Nachdem eine erhöhte Komple-
xität des Planwerks zum Flächennutzungsplan aufgrund des unterschiedlichen Ver-
fahrensstands von mittlerweile fast 30 punktuellen Änderungsverfahren entstanden 
ist, wird dringend empfohlen, dass im Zuge des Satzungsbeschlusses vom Gremium 
ergänzend zur Aufnahme der in diesem Verfahren dargestellten Punkte auch der Auf-
trag zur Berichtigung des Flächennutzungsplans an die Verwaltung erteilt wird. Somit 
können weitere bis dahin abgeschlossene punktuelle Änderungsverfahren und auch 
Verfahren auf Basis von §§ 13a, 13b BauGB ï Anpassung des Flächennutzungspla-
nes im Wege der Berichtigung - im abschließenden Planwerk ebenfalls dargestellt 
werden um eine möglichst vollständige und schlüssige Planungsgrundlage zu errei-
chen.  

Bis zum 30.06.2023 abgeschlossene punktuelle Ände-
rungsverfahren werden zum Feststellungsbeschluss in 
der Plandarstellung übernommen. Abgeschlossene Ver-
fahren nach §13a BauGB sind bis zum 30.06.2023 be-
rücksichtigt. Verfahren nach §13b BauGB sind aufgrund 
der Rechtsunsicherheit nur bis zur Entwurfsfassung mit 
Stand 14.10.2022 berücksichtigt.   
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 Anregungen zur BEGRÜNDUNG (Stand: 14.10.2022):  
S. 12 Tabelle 2 Punkt 3.3: Umnutzung gewerblicher Bauflächen in Wohnbauflächen 
Bereich Moker-Areal: Hier wird in der Spalte ĂVorgehensweiseñ ausgef¿hrt, dass die-
ser Punkt im FNP 2035 geprüft werden soll.  Allerdings erfolgt die Einstufung in die 
Kategorie ĂFALL 3 Keine Darstellungñ. Klarstellung hierzu wird angeregt.   

 
Die Fläche wird im weiteren Verfahren nicht mehr weiter-
verfolgt. Die Tabelle auf Seite 12 wird entsprechend kor-
rigiert. 

 S. 66: Korrektur der Ortsbezeichnungen in der Übersichtskarte zur Bevölkerungsprog-
nose (Abb. 19) wird angeregt.  
 

Die Ortsbezeichnung zur Bevölkerungsprognose (Abb. 
19) wird korrigiert. 

 Zur Darstellung der Änderungspunkte: 
Die teilweise unterschiedlichen Maßstäbe und Abgrenzungen der Planausschnitte 
FNP 2012 zum FNP 2035 sowie die teilweise geringere Auflösung der Ausschnitte 
des FNP 2035 erschweren die Lesbarkeit und die Beurteilung der Änderungspunkte 
erheblich. Hinzu kommen teilweise ungenaue bzw. abweichende Platzierungen der 
elliptischen Kennzeichnungen.  
Beispiele: S. 182, 189, 193, 195, 209, 212, 243.   
Für die Fassung zum Satzungsbeschluss wird hier Nachbesserung angeregt 

Abbildungen werden im laufenden Verfahren und zum 
Feststellungsbeschluss korrigiert 

 1.2 Untere Naturschutzbehörde 
(Die Stellungnahme entspricht der Stellungnahme zum Landschaftsplan) 

Siehe Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
vom 20.04.2023 zum LP 

 1.3 Gewerbeaufsichtsamt  
Die Gewerbeaufsicht hat innerhalb des ersten Schrittes der Aufstellung diese Planän-
derungen, jetzt als punktuelle Fortschreibung fortgeführt, Stellung zu einzelnen Punk-
ten bezogen. Die Stadt Rottweil hat diese innerhalb der Abwägung behandelt. Nach 
Durchsicht dieser behandelten Punkte teilen wir folgende Hinweise mit:  

 
Kenntnisnahme 

 zu 6.1.8 OT Feckenhausen ï Wohnbauflªche ĂSchindelwiesenñ  
Im Anhang 2.3 - Steckbriefe Stadt Rottweil ï wird unter ĂMensch / Schutz vor Immis-
sionñ darauf hingewiesen, dass Immissionen durch die Planung nicht zu erwarten 
sind. Leider wird aber vorliegend eine schutzwürdige Bebauung in die unmittelbare 
Nachbarschaft eines typischerweise wesentlich störenden Betriebs geplant. Nach 
dem Verständnis des Sachbearbeiters der Gewerbeaufsicht kann auch eine solche 
Planung rücksichtslos sein. Sofern von dieser Planung nicht Abstand genommen wer-
den kann, wird empfohlen, dieses Gebiet in M- und W-Flächen zu unterteilen, wobei 
die M-Flächen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung dieselbe Gebietsauswei-
sung erhalten sollten, wie die umgebenden M-Flächen, welche nach Aktenlage der 
Gewerbeaufsicht als Dorfgebiet ausgewiesen sind. 

 
Der Hinweis, dass im Umfeld der Planung ein störender 
Betrieb besteht, wird in den Steckbrief des Umweltberich-
tes aufgenommen.  
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Zu 6.3.7 Dietingen OT Böhringen ï Gewerbliche Bauflªche ĂHochbollñ  
In der Abwägungsvorlage wurde auf die spätere verbindliche Bauleitplanung verwie-
sen, innerhalb der Aussagen zu Art der zulässigen Nutzung und Immissionsschutz 
getroffen werden. Es wird angeregt, in den Steckbrief zum Umweltbericht unter ĂHin-
weise .. / zur Abschichtungñ einen Hinweis hierzu aufzunehmen.  

 
 
Der Hinweis auf die verbindliche Bauleitplanung wird in 
den Steckbrief des Umweltberichtes aufgenommen. 
 

 Weitere Hinweise zu den einzelnen punktuellen Änderungen bestehen aus Sicht des 
Schutzes vor Immissionen aus gewerblichen Anlagen nicht. 

Kenntnisnahme 

 2. Eigenbetrieb Abfallwirtschaft  
Gegen die Punktuelle Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 2035 basierend 
auf die Planungsunterlagen der Stadt Rottweil bestehen aus Sicht des Eigenbetriebs 
Abfallwirtschaft keine Bedenken. 

 
Kenntnisnahme 

 3. Flurneuordnungs- und Vermessungsamt  
 
Laufende oder beantragte Flurneuordnungs- oder Baulandumlegungsverfahren sind 
von der Fortschreibung nicht betroffen.  
Es werden keine Änderungen oder Ergänzungen vorgetragen. 

 
Kenntnisnahme 

 4. Forstamt  
 
Das Forstamt nimmt zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 2035 der verein-
barten Verwaltungsgemeinschaft Rottweil wie folgt Stellung: Von den Planungen sind 
keine Waldflächen betroffen. Forstrechtliche Belange sind daher von der Unteren 
Forstbehörde nicht zu vertreten. Wir möchten jedoch darauf hinweisen, dass bei den 
folgenden Entwicklungsflächen Wald direkt an die ausgewiesenen gewerblichen Bau-
flächen oder Wohnbauflächen angrenzt:  

 
 
Kenntnisnahme 

 Rottweil - Kernort  
1. 5.2.1.1 Wohnbauflªche ĂEngelshaldeñ  
2. 5.2.2.1 Gewerbliche Bauflªche ĂBerner Feld Westñ  
3. 5.2.2.4 Gewerbliche Bauflªche ĂStallbergñ  
 
Zimmern o. R. ï OT Horgen  
1. 5.6.1.5 Wohnbauflªche ĂVordere Steigñ  
 
Zimmern o. R. - Kernort  

Ein Hinweis zum einzuhaltenden Waldabstand wird in die 
Steckbriefe der Begrünung aufgenommen. 
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1. 5.6.2.2 Gewerbliche Bauflªche ĂAxtb¿hl IIñ  
2. 5.6.2.3 Gewerbliche Bauflªche ĂAxtb¿hl IIIñ  
 
Zimmern o. R. ï OT Flözlingen  
1. 5.6.2.4 Gewerbliche Bauflªche ĂWeilerner StraÇeñ  
 
Bei diesen Entwicklungsflächen muss daher der gesetzlich geforderte Mindestab-
stand zum Wald bei der weiteren Bauleitplanung berücksichtigt werden. 

 5. Gesundheitsamt  
 
Der Flächennutzungsplan wurde hier eingesehen. Es wird davon ausgegangen, dass 
Emissions- bzw. Immissionsschutz und Altlastenstandorte entsprechend berücksich-
tigt werden. Die im Folgenden genannten Punkte bitten wir zu beachten:  
¶ Die Trinkwasserversorgung ist über die jeweilige öffentliche Wasserversorgung si-

cherzustellen.  

¶ Die Einhaltung der Vorgaben der Trinkwasserverordnung.  

¶ Anlagen für die Gewinnung, Aufbereitung oder Verteilung von Trinkwasser sind min-
destens nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu planen, zu bauen 
und zu betreiben.  

¶ Werkstoffe und Materialien, die für die Neuerrichtung oder Instandhaltung von Anla-
gen für die Gewinnung, Aufbereitung oder Verteilung von Trinkwasser verwendet wer-
den und Kontakt mit Trinkwasser haben, dürfen nicht den vorgesehenen Schutz der 
menschlichen Gesundheit unmittelbar oder mittelbar mindern, den Geruch oder den 
Geschmack des Wassers nachteilig verändern oder Stoffe in Mengen ins Trinkwasser 
abgeben, die größer sind als dies bei Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln 
der Technik unvermeidbar ist.  

¶ Der Unternehmer und der sonstige Inhaber von Anlagen für die Gewinnung, Aufberei-
tung oder Verteilung von Trinkwasser haben sicherzustellen, dass bei der Neuerrich-
tung oder Instandhaltung nur Werkstoffe und Materialien verwendet werden, die den 
in der Trinkwasserverordnung genannten Anforderungen entsprechen.  

¶ Das Ortsrohrnetz sollte nach dem Ringleitungssystem aufgebaut werden um Versor-
gungsspitzen besser auszugleichen und im Brandfall mehr Wasser zur Verfügung zu 
haben. Desweiteren muss bei Störungen nur ein kleiner Rohrnetzteil abgeschiebert 
werden. Eine Nutzung von Betriebswasseranlagen erfordert eine Anzeige nach § 13 
der TrinkwV. Hinsichtlich der Wasserschutzgebiete weisen wir darauf hin, dass die 
derzeit gültigen Bestimmungen für Wasserschutzgebiete eingehalten werden müssen. 
Siehe z.B. das DVGW Regelwerk W 101. Zur Ergänzung und für die praktische Um-
setzung verweisen wir auf das Merkblatt W 1001 und die Wasserfachliche Norm DIN 
EN 15975. 

 
 
Kenntnisnahme.  
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt eine 
erneute Anhörung des Gesundheitsamtes. 
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¶ Die DVGW-Arbeitsblätter Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen W400-1-3  

¶ Hinweis W 397 2004-08 Ermittlung der erforderlichen Verlegetiefen von Wasseran- 
schlussleitungen.   
 

Es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der Baugesuche eine erneute Anhö-
rung des Gesundheitsamtes erfolgt. 

 6. Landwirtschaftsamt   
 
Das Landwirtschaftsamt hat die vorliegenden Planungen eingehend geprüft. Die da-
maligen Aussagen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung getätigt wurden, be-
halten weiterhin ihre Gültigkeit und werden aufrechterhalten.  
 
Im Zuge der Abwägung wurde festgelegt, dass in der späteren verbindlichen Bauleit-
planung Aussagen zu diversen einzelnen Planungen getroffen werden müssen. Bei 
Vorhaben mit großem Flächenentzug erscheint uns dies, wie bereits dargelegt, drin-
gend erforderlich. Hier ist abzuprüfen, ob durch die Planungen eine Existenzgefähr-
dung von landwirtschaftlichen Betrieben resultiert, wie dies zum Beispiel bei den fol-
genden Bauflächen der Fall sein könnte.  
 
Stadt Rottweil   
5.2.2.2 Kernort - gewerbliche Bauflªche ĂSeeªcker Westñ, 6,9 ha  
5.2.2.3 Kernort - gewerbliche Bauflªche ĂSeeªcker Ostñ, 4,5 ha  
5.2.2.4 Kernort - gewerbliche Bauflªche ĂStallbergñ, 8,3 ha  
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Zimmern o.R.  
5.7.1 ï gewerbliche Bauflªche ĂINKOMñ, 22,3 ha  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der späteren verbindlichen Bauleitplanung ist bei den 
genannten Flächen frühzeitig abzuprüfen, ob durch die 
Planungen eine Existenzgefährdung von landwirtschaft-
lichen Betrieben resultiert. Für die voraussichtlich kurz- 
bis mittelfristig geplanten Umsetzung der gewerblichen 
Entwicklungsflächen Seeäcker und INKOM wurden 
hierzu bereits Informationen eingeholt. 
 
Im Bereich Seeäcker handelt es sich um einen Nebener-
werbslandwirt, der den überwiegenden Teil, der für die 
Erweiterung angedachten Flächen, bewirtschaftet, so-
dass die Ausweisung keine Existenzgefährdung darstellt. 
Zudem bewirtschaftet er noch weitere Flächen.   
 
Im Bereich INKOM hat der Landwirt signalisiert, dass er 
seinen Betrieb aufgeben will. In Zukunft sollen die Flä-
chen von einem Biogasbetrieb bewirtschaftet werden.  
Da durch die Renaturierung der Steinbruchflächen auch 
wieder landwirtschaftliche Flächen entstehen, könnte die 
wegfallenden Flächen evtl. dort gepachtet werden.  
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 Des Weiteren ist eine eingehendere Untersuchung bei Vorhaben im Einflussbereich 
von landwirtschaftlichen Tierhaltungen oder Biogasanlagen aufgrund von Ge-
ruchsimmissionen dringend geboten. Eine Betrachtung der Geruchssituation ist erfor-
derlich bei den folgenden Planungen.   
 
Stadt Rottweil   
5.2.1.5 OT Feckenhausen - geplante Wohnbauflªche ĂSchindelwiesenñ  
5.2.1.7 OT Hausen ï geplante Wohnbauflªche ĂBronnenkohlrauzenñ  
 
Gemeinde Deißlingen 
5.3.1.1 Hauptort ï geplante Wohnbauflªche ĂMorgen/Reutewegñ  
 
Gemeinde Wellendingen  
5.5.2.1 Hauptort ï geplante gewerbliche Flªche ĂBahnhofñ  
 
Gemeinde Zimmern o.R.  
5.6.1.2 Hauptort - geplante Wohnbauflªche ĂLeimgrube/Kreuzªckerñ   
5.6.2.4 OT Flözlingen ï geplante gewerbliche Bauflªche ĂWeilerner StraÇeñ   
 

 
 
 
 
 
Auf einen möglichen Konflikt im Hinblick auf Ge-
ruchsimmissionen aus der Landwirtschaft wird in den 
Steckbriefen zu den betroffenen Flächen in der Begrün-
dung bereits hingewiesen. Eine Betrachtung der Ge-
ruchssituation erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung. 

 Um eine entsprechende Beteiligung und Abstimmung im Zuge der folgenden Planun-
gen wird gebeten. 

 

 7. Nahverkehrsamt  
 
Zur punktuellen Fortschreibung des Flächennutzungsplan 2035 der Verwaltungsge-
meinschaft Rottweil geben wir folgende Stellungnahme ab:  
 
3.5.2. Öffentlicher Verkehr  
Die Kommunen liegen nicht mehr im Verkehrsverbund Rottweil, den es seit 
31.12.2022 nicht mehr gibt, sondern im Verkehrsverbund Schwarzwald-Baar-Heu-
berg, dem Tarifverbund move. Das dort abgebildete Liniennetz sollte durch das aktu-
elle Liniennetz ersetzt werden (siehe unter der homepage mein-move.de)   
 
Im Allgemeinen verweist das Nahverkehrsamt auf die Bestimmungen des Nahver-
kehrsplans des Landkreises Rottweil. 

 
 
 
 
 
 
Die Begründung wird entsprechend korrigiert. 

 8. Straßenbauamt   
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Gegen den Flächennutzungsplan bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.  
 
Bei der Anlage neuer Baugebiete entlang klassifizierter Straßen außerhalb der Er-
schließungsbereiche der Ortsdurchfahrten sind die Anbauverbotszonen gemäß § 9 
Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) bzw. § 22 Abs. 1 Straßengesetz für Baden-
Württemberg (StrG) von einer Bebauung mit Hochbauten freizuhalten. Ferner ist zu 
beachten, dass für die Errichtung baulicher Anlagen innerhalb der in § 9 Abs. 2 FStrG 
bzw. § 22 Abs. 2 StrG genannten Abstände unsere Zustimmung erforderlich ist, die 
regelmäßig bereits in einem Bebauungsplanverfahren geprüft wird.  
 
Die Anlage neuer Zufahrten zu einer Bundes-, Landes- oder Kreisstraße sind im Be-
bauungsplanverfahren noch konkret mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen. Wir 
bitten hierbei zu beachten, dass auf die Anlage neuer Zufahrten im Außenbereich aus 
Gründen der Verkehrssicherheit nach Möglichkeit verzichtet werden sollte. 

 
Kenntnisnahme 

 9. Umweltschutzamt  
 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus unserer Sicht keine grundsätzlichen Ein-
wendungen.  
 
Die auf Seite 11 der Begründung aufgeführten Änderungsverfahren (Fälle 1 bis 3) 
bedürfen aus unserer Sicht keiner Stellungnahme im vorliegenden Verfahren, da 
diese entweder nicht weiterverfolgt oder bereits umgesetzt oder aber in einem parallel 
geführten Bebauungsplanverfahren von unserer Seite bereits detailliert beurteilt wur-
den.  Ein  nderungsverfahren (Fall 4) ĂNeuaufnahmeñ ist in der ¦bersicht nicht ver-
zeichnet, so dass auch hier keine ergänzende Stellungnahme erforderlich wird.  
 
Unsere Stellungnahme, die wir im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange abgegeben haben, halten wir vollumfänglich aufrecht. 

 
 
Kenntnisnahme 
 

 10. Veterinär- und Verbraucherschutzamt  
 
Von Seiten des Veterinär- und Verbraucherschutzamtes bestehen keine Einwände. 

Kenntnisnahme 
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15. Vermögen und Bau - BW 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

15. 

Vermögen und Bau (Stellungnahme zum FNP und LP) 
Baden-Württemberg 
Mainaustraße 211 
78467 Konstanz 

Anregung vom 30.03.2023 

 Grundstücke oder öffentliche Interessen der Vermögens- und Hochbauverwaltung 
des Landes Baden-Württemberg werden durch die Fortschreibung des Landschafts-
planes 2035 der VGRW nicht berührt. Wir haben daher keine Anregungen oder Ein-
wendungen gegen den Planentwurf vorzubringen. 

Kenntnisnahme 

 

16. Bundesnetzagentur 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

16. 

Bundesnetzagentur 
Außenstelle Konstanz 
Zur Allmannshöhe 27 
78464 Konstanz 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

17. Eisenbahnbundesamt 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

17a. 

Eisenbahnbundesamt (Stellungnahme zum LP) 
Baden-Württemberg 
Südendstraße 44 
76135 Karlsruhe 

Anregung vom 21.03.2023 

 Anregung vom 21.03.2023: Ihr Schreiben ist am 03.02.2023 beim Eisenbahn-Bundes-
amt eingegangen und wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich 
danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange.  
 
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Be-
triebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbah-
nen des Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die 
Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren.  
 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden in der Planung ausreichend be-
rücksichtigt, was die vorhandenen, betriebsbereiten Eisenbahnstrecken betrifft. Das 
Land Baden-Württemberg hat bekanntermaßen eine Studie zur Reaktivierung der in 
Ihrem Planungsgebiet abgebauten und als Brachfläche ausgewiesenen Eisenbahn-
strecke Rottweil ï Wellendingen ï Schömberg ï Balingen anfertigen lassen. Im Er-
gebnis wird ein hohes Nachfragepotenzial ausgewiesen, so dass eine Wiederinbe-
triebnahme denkbar wäre. In Ihrem Planteil Ost wird der nördlich von Wilfingen gele-
gene Streckenabschnitt als Bestandteil eines FFH-Gebietes ausgewiesen. Diese Zu-
ordnung würde einen Wiederaufbau der Eisenbahninfrastruktur erheblich erschweren 
und planerisch verzögern. Daher wäre es vorteilhaft, diesen Abschnitt der ehemaligen 
Strecke aus dem FFH-Gebiet auszunehmen, inklusive einer den Bahndamm umge-
benden Fläche zur ggf. notwendigen Einrichtung von Baustellen. In diesem Zusam-
menhang empfehle ich Ihnen auch die Anhörung der Nahverkehrsgesellschaft Baden-
Württemberg mbH, info@nvbw.de, in Stuttgart. Für Rückfragen stehe ich gerne zur 
Verfügung.  
 
Es gibt ferner Planungen zur Wiedererrichtung des zweiten Streckengleises der 
Gäubahn (Horb ï Hattingen), die derzeit jedoch nicht in Ihrem Planungsgebiet vorge-
sehen ist. 

 
 
FFH-Gebiete gehören zu den Natura 2000-Gebieten und 
sind damit Bestandteil einer europäischen Naturschutz-
konzeption. Die Ausweisung von diesen Gebieten oder 
die Herausnahme von Flächen aus diesen obliegt nicht 
dem Landschaftsplan, sondern die Gebiete wurden 
nachrichtlich in diesen übernommen. Ansprechpartner in 
Bezug auf Natura 2000-Gebiete sind die zuständigen Na-
turschutzbehörden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

   

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

17b. 

Eisenbahnbundesamt zum FNP 
Baden-Württemberg 
Südendstraße 44 
76135 Karlsruhe 

Anregung vom 22.03.2023 

 Anregung vom 22.03.2023: Ihr Schreiben ist am 03.02.2023 beim Eisenbahn-Bundes-
amt eingegangen und wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich 
danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. Das Eisenbahn-
Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und 
die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. 
Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Pla-
nungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnver-
kehrsverwaltung des Bundes berühren.  

Kenntnisnahme 
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Unter Abschnitt 3.5.2 erwähnen Sie den in Teilen beabsichtigen Wiederaufbau des 
zweiten Gleises der Gäubahn. Unter der Annahme, dass in Ihrer Formulierung das 
Wort Ănichtñ fehlt, begr¿Çe ich Ihre Ausf¿hrungen hierzu (Ăé dass andere Nutzungen 
diesem Ausbau nicht entgegen stehenñ).  
 
Unter Abschnitt 3.9.1 verweisen Sie auf den ebenfalls in Fortschreibung befindlichen 
Landschaftsplan. Hierzu möchte ich anmerken, dass im Rahmen einer Studie die Re-
aktivierung der Eisenbahnstrecke Rottweil ï Wellendingen ï Schömberg ï Balingen 
untersucht wurde und hierbei ein hohes Nachfragepotenzial ermittelt wurde.  
 
In Ihrem Planteil Ost wird der nördlich von Wilfingen gelegene Streckenabschnitt als 
Bestandteil eines FFH-Gebietes ausgewiesen. Diese Zuordnung würde einen Wie-
deraufbau der Eisenbahninfrastruktur erheblich erschweren und planerisch verzö-
gern. Daher wäre es vorteilhaft, diesen Abschnitt der ehemaligen Strecke aus dem 
FFH-Gebiet auszunehmen.  
 
Ansonsten werden die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes in der Planung ausrei-
chend berücksichtigt. Insofern bestehen keine weiteren Bedenken. Neben der Betei-
ligung der Deutsche Bahn AG wird auch die der Nahverkehrsgesellschaft Baden-
Württemberg mbH, info@nvbw.de, in Stuttgart empfohlen. 

 
 
 
 
 
 
FFH-Gebiete gehören zu den Natura 2000-Gebieten und 
sind damit Bestandteil einer europäischen Naturschutz-
konzeption. Die Ausweisung von diesen Gebieten oder 
die Herausnahme von Flächen aus diesen obliegt nicht 
dem Flächennutzungsplan, sondern die Gebiete wurden 
nachrichtlich in diesen übernommen. Ansprechpartner in 
Bezug auf Natura 2000-Gebiete sind die zuständigen Na-
turschutzbehörden. 
 
 
 
 

 

18. Eisenbahnbundesamt - Landeseisenbahnaufsicht 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

18. 

Eisenbahnbundesamt  (Stellungnahme zum FNP) 
Landeseisenbahnaufsicht 
Außenstelle Stuttgart 
Olgastraße 13 
70182 Stuttgart 

Anregung vom 04.04.2023 

 Anregung vom 04.04.2023: Wir haben Ihre Mail zur Ăpunktuellen Fortschreibung des 
Flªchennutzungsplanes mit dem Zielhorizont 2035ñ der Verwaltungsgemeinschaft 
Rottweil erhalten. Nach Durchsicht der Unterlagen konnten keine Berührungen der 
Belange der Landeseisenbahnaufsicht erkannt werden. Jedoch möchten wir noch fol-
gende Hinweise geben:  

Kenntnisnahme 
 
 
Die TöB-Liste wird ergänzt  
Das zuständige Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
(EIU) wird in der erneuten Offenlage beteiligt 
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Im Gebiet der Verwaltungsgemeinschaft befinden sich die Eisenbahninfrastrukturen 
der folgenden Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU), deren Aufsicht der Landes-
eisenbahnaufsicht obliegt:  
1.NeSa: 
NeSa Eisenbahnbetriebsgesellschaft 
Neckar-Schwarz-Alb mbh 
Bahnhof 10/1 
78628 Rottweil 
 
Diese Eisenbahninfrastruktur befindet sich am Bahnhof Rottweil. In der Begründung 
zur ĂPunktuellen Fortschreibung Flªchennutzungsplan 2035ñ vom 14.10.2022 konnte 
keine Betroffenheit des EIU erkannt werden. Das EIU sollte jedoch hinsichtlich seiner 
Planung über Änderungen des Flächennutzungsplans, die die Infrastruktur des EIU 
betreffen, informiert werden. Sollte die Infrastruktur dieses EIU doch betroffen sein, 
so sind die Bestimmungen der Verordnung des Verkehrsministeriums über den Bau 
und Betrieb von Anschlußbahnen (BOA) einzuhalten.  

 2.Trossinger Eisenbahn: 
Trossinger Eisenbahn 
Stadtwerke Trossingen GmbH 
Christian-Messner-Str. 2-6 
 
Diese Eisenbahninfrastruktur befindet sich zwischen den Haltepunkten ĂTrossingen 
Bahnhofñ und ĂTrossingenStadtbahnhofñ und verlªuft entlang der StraÇe ĂIn 
Steppachñ in Trossingen. In der Begr¿ndung zur ĂPunktuellen Fortschreibung Flª-
chennutzungsplan 2035ñ vom 14.10.2022 konnte keine Betroffenheit des EIU erkannt 
werden. Das EIU sollte jedoch hinsichtlich seiner Planung über Änderungen des Flä-
chennutzungsplans, die die Infrastruktur des EIU betreffen, informiert werden. Sollte 
die Infrastruktur dieses EIU doch betroffen sein, so sind die Bestimmungen der Ei-
senbahn-Bau und Betriebsordnung (EBO) einzuhalten.   
 

Kenntnisnahme 

 3. Im Kapitel 5.3.2.1 ĂDeiÇlingenñ ĂBreite Vñ der Begr¿ndung zur Ăpunktuellen Fort-
schreibung Flªchennutzungsplan 2035ñ vom 14.10.2022 ist eine Eisenbahninfrastruk-
tur abgebildet, die nicht der Aufsicht der Landeseisenbahnaufsicht unterliegt. Hier 
sollte das zuständige EIU (evtl. DB Netz AG) einbezogen und über die Änderung des 
Flächennutzungsplans, die die Infrastruktur des EIU betreffen, informiert werden, da 
eventuelle Planungen des EIU hiervon betroffen sein könnten.   

Im weiteren Verfahren wird das zuständige EIU angehört. 
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 4. Im Kapitel 5.3.2.2 ĂDeiÇlingenñ ĂBreite/Jettenwiesenñ der Begr¿ndung zur Ăpunktu-
ellen Fortschreibung Flªchennutzungsplan 2035ñ vom 14.10.2022 ist eine Eisen-
bahninfrastruktur abgebildet, die nicht der Aufsicht der Landeseisenbahnaufsicht un-
terliegt. Hier sollte das zuständige EIU (evtl. DB Netz AG) einbezogen und über die 
Änderung des Flächennutzungsplans, die die Infrastruktur des EIU betreffen, infor-
miert werden, da eventuelle Planungen des EIU hiervon betroffen sein könnten. 

Im weiteren Verfahren wird das zuständige EIU angehört. 

 

19. Deutsche Bahn AG 

Nr. gemäß 

Verteiler-
liste 
 

19. 

Deutsche Bahn AG (Stellungnahme zum FNP und zum LP) 
DB Immobilien- Region Südwest 
CS.R-SW-L (A) 
Gutschstraße 6 
76137 Karlsruhe 

Anregung vom 04.04.2023 

 

 

Kenntnisnahme 
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Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Dies wird zugesichert. 

 

20. HzL - Hohenzollerische Landesbahn AG 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

20. 

HzL Hohenzollerische Landesbahn AG 
Bahnhofstr. 21 
72379 Hechingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

21. DFS - Deutsche Flugsicherung GmbH 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

21. 

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 
Postfach 12 43 
63202 Langen 

Anregung vom 31.03.2023 

 Stellungnahme zu Belangen des Anlagenschutzes 
 
Durch oben genanntes Plangebiet ist der Anlagenschutzbereich gem. §18a Luftver-
kehrsgesetz (LuftVG) der folgenden Flugsicherungseinrichtung betroffen:  
 
- Radaranlage Gosheim - Geogr. Koordinaten (ETRS89): 48° 07' 56,79" N / 08° 46' 
32,52" E; Höhe des Geländes 997,43 m ü. NN  
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 



PUNKTUELLE FORTSCHREIBUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2035 

  Seite 68 von 142 
 

Wir empfehlen, innerhalb von Anlagenschutzbereichen keine Vorrang- und Eignungs-
gebiete zur Windenergienutzung auszuweisen, da die im Genehmigungsverfahren 
gem. §18a LuftVG zu erwartenden Einschränkungen bezüglich Anzahl und Höhe der 
geplanten Windenergieanlagen dem eigentlichen Ziel von Vorrang- und Eignungsge-
bieten entgegenstehen. Bei der Beurteilung des Vorhabens wurden die uns zur Ver-
fügung gestellten Unterlagen berücksichtigt.  
 
Das restliche Gebiet liegt außerhalb des Anlagenschutzbereiches, hier bestehen 
keine Bedenken.  
 
Diese Beurteilung beruht auf den Anlagenstandorten und -schutzbereichen Stand 
März 2023. Momentan beabsichtigen wir im Plangebiet keine Änderungen, diese sind 
jedoch aufgrund betrieblicher Anforderungen nicht auszuschließen. Wir empfehlen 
daher, Windenergievorhaben grundsätzlich bei der zuständigen Luftfahrtbehörde zur 
Prüfung gem. §18 LuftVG einzureichen.  
 
Windenergieanlagen, die eine Bauhöhe von 100 m über Grund überschreiten, bedür-
fen gemäß § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) der luftrechtlichen Zustimmung durch 
die Luftfahrtbehörde. Art und Umfang der Tag- und Nachtkennzeichnung wird im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens von der Luftfahrtbehörde festgelegt.  
 
Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß § 31 Luftverkehrs-
gesetz (LuftVG) unberührt.  
 
Die gemäß LuftVG angemeldeten Anlagenschutzbereiche orientieren sich an den 
Empfehlungen aus ICAO EUR DOC 015, 3. Ausgabe 2015.Aufgrund betrieblicher Er-
fordernisse kann der angemeldete Schutzbereich im Einzelfall von der Empfehlung 
des ICAO EUR DOC 015 abweichen. Für weitere Fragen zu den angemeldeten Anla-
genschutzbereichen stehen wir oder das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung Ihnen 
gerne zur Verfügung.  
 
Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stellung-
nahme informiert. Hinweis: Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung stellt unter 
dem nachfolgenden Link eine interaktive Karte mit den aktuell gültigen Anlagen-
schutzbereichen verschiedener Flugsicherungsorganisationen gem. §18a LuftVG zur 
Verfügung. http://www.baf.bund.de/DE/Themen/Flugsicherungstechnik/Anlagen-
schutz/anlagenschutz_node.html  

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 

 

http://www.baf.bund.de/DE/Themen/Flugsicherungstechnik/Anlagenschutz/anlagenschutz_node.html
http://www.baf.bund.de/DE/Themen/Flugsicherungstechnik/Anlagenschutz/anlagenschutz_node.html
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22. Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

22. 

Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (Stellungnahme zum FNP und LP) 
Robert-Bosch-Straße 28 
63225 Langen, Hessen 

Anregung vom 06.04.2023 

 Für Ihr Schreiben vom 03.02.2023 möchte ich mich bedanken.  
In der Sache selbst weise ich darauf hin, dass meine Stellungnahme vom 03.05.2018 
nach wie vor Gültigkeit entfaltet und das Plangebiet im Anlagenschutzbereich der 
Flugsicherungseinrichtung Gosheim gelegen ist. 

Kenntnisnahme 

 

23. Zweckverband Verkehrsverbund Schwarzwald-Baar-Heuberg 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

23. 

Zweckverband Verkehrsverbund Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Am Hoptbühl 2 
78048 Villingen-Schwenningen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

24. Deutscher Wetterdienst 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

24. 

Deutscher Wetterdienst (Stellungnahme zum FNP und LP) 
Im Schnarrenberg 17 
70376 Stuttgart 

Anregung vom 05.04.2023 

 Anbei übersende ich Ihnen die Stellungnahme zur punktuellen Fortschreibung des  
Flächennutzungsplanes 2035 der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Rottweil. 
 
Im Namen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) bedanke ich mich als Träger öffent-
licher Belange für die Beteiligung an o. g. Vorhaben. Der DWD hat keine Einwände 
gegen die von Ihnen vorgelegte Planung, da keine Standorte des DWD beeinträchtigt 
werden bzw. betroffen sind. Hinweis: Bitte senden Sie Ihre Anträge nebst Anlagen 
zukünftig in digitaler Form an die E-Mail-Adresse: PB24.TOEB@dwd.de . Sie helfen 
dem DWD damit bei der Umsetzung einer nachhaltigen und digitalen Verwaltung. 

Kenntnisnahme 
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 Anbei übersende ich Ihnen die Stellungnahme zur Fortschreibung des Landschafts-
planes 2035. 
 
Im Namen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) bedanke ich mich als Träger öffent-
licher Belange für die Beteiligung an o. g. Vorhaben. Der DWD hat keine Einwände 
gegen die von Ihnen vorgelegte Planung, da keine Standorte des DWD beeinträchtigt 
werden bzw. betroffen sind. Hinweis: Bitte senden Sie Ihre Anträge nebst Anlagen 
zukünftig in digitaler Form an die E-Mail-Adresse: PB24.TOEB@dwd.de . Sie helfen 
dem DWD damit bei der Umsetzung einer nachhaltigen und digitalen Verwaltung. 

Kenntnisnahme 

 

25. Finanzamt Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

25. 

Finanzamt Rottweil 
Körnerstraße 28 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

26. Schulamt Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

26. 

Schulamt Rottweil 
Königstraße 36 
78626 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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27. Polizeipräsidium Konstanz 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

27. 

Polizeipräsidium Konstanz (Stellungnahme zum FNP und LP) 
Benediktinerplatz 3 
78467 Konstanz 

Anregung vom 21.03.2023 

 Vielen Dank für die Übersendung der Planunterlagen und die Beteiligung an dem o. 
g. Verfahren. Nach Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen bestehen aus verkehrs-
polizeilicher Sicht Seitens des Polizeipräsidiums Konstanz bei derzeitigem Stand 
keine Bedenken. 

Kenntnisnahme 

 

28. Autobahnpolizeirevier - Zimmern ob Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

28. 

Autobahnpolizeirevier Zimmern ob Rottweil 
Steinhäuslebühl 18 
78658 Zimmern ob Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

29. Autorisierte Stelle Digitalfunk 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

29. 

Autorisierte Stelle Digitalfunk (Stellungnahme zum FNP und LP) 
Baden-Württemberg / ASDBW 
Präsidium Technik, Logistik,  
Service der Polizei 
Referat 32 ï Funkbetrieb / ASDBW 
Nauheimer Straße 99-100 
70372 Stuttgart 

Anregung vom 06.02.2023 

 Anbei erhalten Sie heute die Stellungnahme der Autorisierten Stelle Digitalfunk Ba-
den-Württemberg zum im Betreff genannten Vorgang. Wir bitten die Anlage vertrau-
lich zu behandeln. 
 

Kenntnisnahme 
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Die Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg (ASDBW) ist u.a. mit der Prü-
fung des BOS-Richtfunknetzes und evtl. zu erwartenden Störungen desselben durch 
Bebauung beauftragt.  
 
Die Auswertung der von Ihnen im Internet zur Verfügung gestellten Daten hat zum 
Ergebnis geführt, dass die Interessen des BOS-Richtfunks betroffen sind. Im Pla-
nungsgebiet verlaufen BOS-Richtfunkverbindungen, die auf den in der Anlage beige-
fügten Bildern als rote und schwarze Linien dargestellt sind.  
 
Sollte die Bebauung im Planungsgebiet nicht höher als 20 Meter über dem Boden, 
inkl. aller möglichen Dachaufbauten wie bspw. Photovoltaik auf Gebäuden sein, kön-
nen Beeinträchtigungen des BOS-Richtfunknetzes mit hoher Wahrscheinlichkeit aus-
geschlossen werden. Ebenso werden Beeinträchtigungen durch Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen, die erfahrungsgemäß solche Bauhöhen nicht erreichen, ausgeschlos-
sen.  
 
Bei Windkraftanlagen bitten wir, uns bei Vorliegen konkreter Standortkoordinaten wie-
der zu beteiligen und um Übersendung der Koordinaten.  
Bei sonstiger Bebauung (bspw. Gebäude) über 20 Meter Höhe bitten wir ebenfalls um 
weitere Beteiligung.  
 
 
 
Wird die Bebauung höher als die erwähnten 20 Meter über dem Boden wird zur Er-
langung der erforderlichen Planungssicherheit eine gutachterliche Betrachtung der Si-
tuation vor Ort durch eine sicherheitsüberprüfte Fachfirma empfohlen. Sofern sie In-
formationen hinsichtlich einer solchen Firma benötigen sind wir Ihnen gerne behilflich.  
 
Ferner bitten wir, die Anlage vertraulich zu behandeln. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der FNP-Fortschreibung werden keine 
Windkraftanlagen ausgewiesen. Bzgl. sonstiger Bebau-
ung ist festzustellen, dass der FNP kein unmittelbares 
Baurecht auslöst. Dies erfolgt durch das nachgeordnete 
Bebauungsplanverfahren. In Abhängigkeit von der Be-
troffenheit erfolgt daher eine Beteiligung im Bebauungs-
planverfahren. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Die Abwägung wird öffentlich. 
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30. Regionalverband 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

30. 

Regionalverband (Stellungnahme zum FNP) 
Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Winkelstraße 9 
78056 Villingen-Schwenningen 

Anregung vom 06.05.2023 

 Für die Beteiligung am oben genannten Verfahren und für die Bereitstellung der Un-
terlagen bedanken wir uns.  
 
Im Rahmen des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens, welches noch für eine Neuauf-
stellung des Flächennutzungsplans durchgeführt wurde, hatten wir aus raumordneri-
scher Sicht darauf hingewiesen, dass der Großteil der im Vorentwurf enthaltenen Pla-
nungen in einen im Regionalplan ausgewiesenen schutzbedürftigen Bereich für Bo-
denerhaltung und Landwirtschaft (hier: Vorrangfluren) eingreift. Da im Gebiet der Ver-
waltungsgemeinschaft allerdings nahezu alle Flächen, die an den Siedlungsbestand 
angrenzen, eine solche im Regionalplan festgelegte Schutzbedürftigkeit besitzen, ist 
eine vollständige Aussparung dieser Flächen nicht möglich. Wir bitten Sie jedoch da-
rum diesen Grundsatz der Raumordnung auch im weiteren Verfahren angemessen 
zu berücksichtigen. Darüber hinaus bestehen hinsichtlich der räumlichen Verortung 
der getroffenen Flächenausweisungen aus raumordnerischer Sicht keine Anregungen 
oder Bedenken.  

 
Kenntnisnahme 

 Hinsichtlich des nun als punktuelle Fortschreibung laufenden Änderungsverfahrens 
wird von unserer Seite positiv zur Kenntnis genommen, dass nur in sehr begrenztem 
Ausmaß Neuausweisungen geplant sind und diese im Bereich Wohnen nahezu aus-
schließlich im Zuge eines Flächentauschs vorgenommen werden sollen. Zwar über-
steigen die Flächenreserven in den einzelnen Gemeinden durchweg den rechneri-
schen Bedarf, doch muss aus unserer Sicht im Zuge einer punktuellen Fortschreibung 
keine Rücknahme von bestehenden Flächenreserven aus dem rechtskräftigen Flä-
chennutzungsplan erfolgen. Auch grundsätzlich rechtfertigt die Struktur des Verwal-
tungsraums Rottweil, der überwiegend dem Verdichtungsbereich im Ländlichen 
Raum gem. Plansatz 2.1.1 des Landeentwicklungsplans zugeordnet ist, die Über-
nahme des vollen Umfangs an Flächenreserven aus dem Flächennutzungsplan 2012. 
Neben dem Mittelzentrum Rottweil sind insbesondere auch die Gemeinden Deißlin-
gen, Wellendingen und Zimmern ob Rottweil aufgrund ihrer sozioökonomischen 

Kenntnisnahme 
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Struktur mit einer Vielzahl an Arbeitsplätzen (insbesondere im flächenintensiven Pro-
duzierenden Gewerbe) und ihrer guten infrastrukturellen Ausstattung aus raumordne-
rischer Sicht für eine verstärkte Siedungsentwicklung geeignet.  

 Letztlich sollen im Rahmen der vorliegenden punktuellen Flächennutzungsplanfort-
schreibung nur in der Gemeinde Wellendingen zusätzliche Wohnbauflächen ausge-
wiesen werden, wobei diese auch nur bei der Festlegung der Gemeinde als Sied-
lungsbereich im neuen Regionalplan dargestellt werden sollen. Hierzu möchten wir 
anmerken, dass diese Änderung im aktuellen Entwurf des Regionalplans so vorgese-
hen ist, hierzu aber noch ein zweites Beteiligungsverfahren durchgeführt werden 
muss und der Entwurf hierfür auch noch nicht abschließend fertiggestellt ist. Ein kon-
kreter Zeitpunkt, bis wann der neue Regionalplan Rechtskraft besitzt, ist derzeit daher 
unbekannt und frühestens im Jahr 2024, eher aber später zu erwarten. 

Die Bevölkerungsentwicklung der letzten fünf Jahre in 
der Gemeinde Wellendingen hat dazu geführt, dass auch 
die Bevölkerungsprognose einen positiven Trend ver-
zeichnet. Die Lage an einer Entwicklungsachse sowie 
örtliche Besonderheiten führen dazu, dass die Gemeinde 
Wellendingen im Regionalplan in Zukunft als Siedlungs-
schwerpunkt ausgewiesen werden soll. Im Hinblick auf 
diese Ausweisung wurden beim Bedarfsnachweis für die 
Bevölkerungsprognose nicht nur die natürliche Bevölke-
rungsentwicklung, sondern auch die Entwicklung mit 
Wanderungsgewinnen berücksichtigt. Damit entsteht 
kein zusätzliche Flächenanspruch, wenn der Regional-
plan Rechtskraft erlangt.  

 Abschließend möchten wir zum vorliegenden Flächennutzungsplanverfahren noch 
auf die Wohnbauflächenpotenziale eingehen, die sich aus Bebauungsplänen erge-
ben, die nach § 13b BauGB entwickelt werden sollen, aber noch nicht rechtskräftigt 
sind. Dieser Aspekt wird aus unserer Sicht bislang noch unzureichend thematisiert. 
Während die noch nicht bebauten Baugrundstücke rechtskräftiger §13b-Bebauungs-
pläne als Baulücken aufgeführt werden und vom Bedarf in Abzug gebracht werden, 
werden die noch nicht rechtskräftigen § 13b-Bebauungspläne in den Darstellungen 
nicht berücksichtigt. Durch die zu erwartende Rechtskräftigkeit dieser Bebauungs-
pläne in naher Zukunft erscheint eine Abbildung dieser Potenziale aus unserer Sicht 
allerdings in Erwägung zu ziehen.  
 
Um den Entwicklungsspielraum, der den Gemeinden über die Möglichkeiten des § 
13b BauGB an die Hand gegeben wurde, zu respektieren, möchten wir dies an dieser 
Stelle zwar nicht grundsätzlich vom Bedarf her zu bedenken geben, doch wäre es zur 
Abbildung der gesamträumliche Entwicklungsperspektive besser, diese Pläne im Flä-
chennutzungsplan in geeigneter Weise darzustellen oder zumindest keine wider-
sprüchlichen Darstellungen zu treffen.  

Um den planerischen Willen der Gemeinde darzustellen, 
werden laufende Verfahren nach § 13b BauGB im Flä-
chennutzungsplan als geplante Wohnbauflächen ver-
merkt. Die Flächen werden allerdings in der Flächenbi-
lanz nicht berücksichtigt und stehen, falls bis Ende 2024 
kein Satzungsbeschluss erlangt werden kann, einer wei-
teren Entwicklung nicht automatisch zur Verfügung.  
Bereits abgeschlossene Verfahren werden im Zuge des 
Verfahrens berichtigt.  

 Konkret möchten wir diesbezüglich auch auf einen Änderungspunkt des Flächennut-
zungsplanentwurfs nªher eingehen. Im Bereich ĂBr¿hl/Hummelbergñ in Dietingen-

Im Flächennutzungsplan wird weiterhin die reduzierte 
Fläche mit 1 ha dargestellt. Da aufgrund des Urteils des 
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Böhringen soll die bereits zuvor im rechtskräftigen Flächennutzungsnutzungsplan von 
2012 enthaltene Flªche ĂBr¿hlñ mit einer GrºÇenordnung von rund 2,9 ha auf 1 ha 
verkleinert werden, während gleichzeitig im Zuge eines § 13b BauGB-Bebauungs-
plans für diesen Bereich dann doch eine deutlich größere Fläche geplant wird. Im 
entsprechenden Bebauungsplanverfahren hatten wir mit Schreiben vom 23.02.2023 
bereits angeregt, die Wohnbauflächenneuausweisung zu verkleinern, so dass die Pla-
nung der aktuellen Darstellung im Flächennutzungsplanentwurf entspricht. Da aus un-
serer Sicht eine Wohnbauflächenneuausweisung von 1 ha auch mehr dem Bedarf 
Dietingens als Eigenentwickler-Gemeinde näherkommt, möchten wir diese Anregung 
an dieser Stelle aufrechterhalten.  

Bundesverwaltungsgerichtes vom 18.07.2023 § 13b 
BauGB nicht mit Unionsrecht vereinbar ist, sind Bebau-
ungspläne, die sich nach § 13b in Aufstellung befinden 
nicht rechtmäßig und müssen in ein Regelverfahren nach 
§ 30 BauGB überführt werden. Dies bedeutet, dass diese 
Bebauungspläne sich gem. (§ 8 Abs. 2 S. 1 BauGB - Ent-
wicklungsgebot) aus dem FNP entwickeln müssen. Falls 
der Flächenumgriff aus dem 13b-Verfahren weiter ver-
folgt werden soll, ist für den Bereich, der außerhalb der 
Entwicklungsfläche liegt ein paralleles FNP-Änderungs-
verfahren (§ 8 Abs. 2 S. 1 BauGB) durchzuführen, wofür 
ein Bedarfsnachweis erforderlich wird. 

 Darüber hinaus bestehen von Seiten des Regionalverbandes Schwarzwald-Baar-
Heuberg keine Anregungen oder Bedenken gegenüber der punktuellen Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans der VVG Rottweil. 

Kenntnisnahme 

 

31. Bundesamt - Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

31. 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz (Stellungnahme zum FNP) 
und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Postfach 2963 
53019 Bonn 

Anregung vom 06.02.2023 

 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbe-
lange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens 
der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Kenntnisnahme 

32. Handwerkskammer Konstanz 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

32. 

Handwerkskammer Konstanz 
Webersteig 3 
78462 Konstanz 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 



PUNKTUELLE FORTSCHREIBUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2035 

  Seite 76 von 142 
 

33. Industrie- und Handelskammer 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

33. 

Industrie- und Handelskammer 
Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Romäusring 4 
78050 Villingen-Schwenningen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

34. Einzelhandelsverband 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

34. 

Einzelhandelsverband 
Baden-Württemberg e.V. 
Neue Weinsteige 44 
70180 Stuttgart 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

35. Gewerbe- und Handelsverein Rottweil e.V. 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

35. 

Gewerbe- und Handelsverein Rottweil e.V. 
Durschstraße 91 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

36. Rottweiler Geschichts- und Altertumsverein e.V. 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

36. 

Rottweiler Geschichts- und Altertumsverein e.V. 
Waldtorstraße 23 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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37. ENRW - Energieversorgung Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

37. 

ENRW Energieversorgung Rottweil 
GmbH & Co. KG 
In der Au 5 
78628 Rottweil 

Anregung vom 04.05.2023 

 Wie beim Termin am 17.04.2023 auf dem Rathaus in Rottweil mit Frau Heydari (Planstatt Senner) und Frau Graf 
(Stadtplanung) abgestimmt, bitten wir darum die Versorgungsleitungen der ENRW in den Planzeichnungen zu 
aktualisieren (s. E-Mail / dwg-Datei vom 19.04.2023). 

 

Die aktualisierten Leitungstrassen der ENRW werden in 
der Plandarstellung nachrichtlich übernommen. Auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung muss dennoch 
eine Leitungsabfrage bei den Versorgungsträgern erfol-
gen.  

 Nach Rücksprache mit Frau Graf sollen mögliche Standorte für Umspannwerke in einem separaten Änderungs-
Verfahren geprüft und in den FNP mit 
aufgenommen werden. Hierzu nehmen wir ca. Mitte des Jahres erneut zu Frau Graf Kontakt auf. 

Die Ausweisung der Standorte für Umspannwerke im 
FNP wird in einem separaten Änderungsverfahren erfol-
gen. 

 

38. ENRW - Energieversorgung Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

38. 

ENRW Energieversorgung Rottweil 
GmbH & Co. KG 
Fern- / Nahwärme 
In der Au 5 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

39. ENRW- Eigenbetrieb Stadtentwässerung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

39. 

ENRW- Eigenbetrieb Stadtentwässerung (Stellungnahmen zum FNP und LP) 
In der Au 5 
78628 Rottweil 

Anregung vom 28.03.2023 

 Vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen und der Beteiligung am Verfahren. 
Seitens des ENRW Eigenbetriebes Stadtentwässerung bestehen keine Einwände ge-
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gen die Fortschreibung des FNP 2035. Die Belange der Stadtentwässerung sind ge-
bührend berücksichtigt. Die Entwässerung der geplanten Erweiterungen ist möglich. 
Wir bitten Sie, uns auch weiterhin am Verfahren zu beteiligen. 
 
 

 Vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen und der Beteiligung am Verfahren. 
Seitens des ENRW Eigenbetriebes Stadtentwässerung bestehen keine Einwände ge-
gen die Fortschreibung des Landschaftsplan 2035. Die Belange der Stadtentwässe-
rung sind nicht betroffen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist entbehrlich. 

Kenntnisnahme 

40. Netze BW GmbH 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

40. 

Netze BW GmbH (Stellungnahme zum LP) 
Netzentwicklung Projekte-Genehmigungsmanagement 
Externe Planungsverfahren NETZ TEPM 
Schelmenwasenstraße 15 
70567 Stuttgart 

Anregung vom 03.02.2023 

 Im Geltungsbereich des o.g. Verfahrens unterhalten wir elektrischen Anlagen. Wir ha-
ben keine Anregungen oder Bedenken vorzubringen. Abschließend bitten wir, uns 
nicht weiter am Verfahren zu beteiligen. 

Kenntnisnahme 

 

41. TransnetBW GmbH 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

41a. 

TransnetBW GmbH (Stellungnahme zum LP) 
Pariser Platz 
Osloer Str. 15-17 
70469 Stuttgart 

Anregung vom 20.02.2023 

 Anregung vom 20.02.2023: Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit un-
serer Leitungsdokumentation abgeglichen. Unsere Stellungnahme entnehmen Sie 
bitte dem beigefügten Anschreiben. Eine zusätzliche postalische Versendung der 
Stellungnahme erfolgt nicht. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Wir bedanken uns für die Beteiligung an Ihrem Verfahren. Der Vorgang wurde unter 
der Nummer 2023.0353 bei uns registriert (bitte in Folge mit angeben). Der Land-
schaftsplan der VVG Rottweil soll auch für Grundstücke, welche sich im Schutzstrei-
fen unserer folgenden Höchstspannungsfreileitungsanlagen befinden, Gültigkeit er-
langen.  
 
380-kV-Leitung Engstlatt ï Waldkirch, Anlage 0345 Mast 055 ï 065 
 
Die TransnetBW hat den gesetzlichen Auftrag gemäß §11 EnWG, ein sicheres, zu-
verlässiges und leistungsfähiges Energieversorgungsnetz diskriminierungsfrei zu be-
treiben, zu warten und bedarfsgerecht zu optimieren, zu verstärken und auszubauen. 
Daher haben wir folgende Anmerkungen bzw. Hinweise zu Ihrem Verfahren vorzu-
bringen:  
Bei der Festlegung von Zielen und Maßnahmen für die Entwicklung von Natur und 
Landschaft im Landschaftsrahmenplan und bei späteren Planungen welche sich aus 
den Festlegungen des Landschaftsrahmenplans ergeben, sind die Belange des Über-
tragungsnetz Strom (Höchstspannungsfreileitung) zu berücksichtigen. Insbesondere 
verweisen wir darauf, dass:  
Å im Rahmen der Energiewende Leitungsert¿chtigungen, Netzverstªrkungen notwen-
dig werden (siehe Netzentwicklungsplan NEP und Bundesbedarfsplangesetz BBPlG),  
Å zur Sicherstellung der Funktionsfªhigkeit von Leitungsanlagen Maststahl- und Fun-
damentsanierungen vorgenommen werden müssen, 
Å Hºchstspannungsfreileitungsanlagen im Havariefall zu jeder Zeit mit Fahrzeugen 
befahrbar sein müssen,  
Å zur Gewªhrleistung von Schutzabstªnden wird Vegetation nach Bedarf zur¿ckge-
schnitten.  
 
Diese Punkte müssen bei der Festlegung von Zielen und Maßnahmen  
für die Entwicklung von Natur und Landschaft berücksichtigt werden. Für Rückfra-
gen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. Bitte beteiligen Sie uns weiterhin an Ihrem 
Verfahren. 
 
Anbei erhalten Sie die Planauskunft als DWG und außerdem eine Übersichtskarte 
als PDF. 

 
 
 
 
 
 
Die angemerkten Punkte betreffen alle Leitungen in der 
VG. Bei den relevanten Themen des Maßnahmenkon-
zepts wird daher darauf hingewiesen, dass Höchstspan-
nungsfreileitungsanlagen im Havariefall zu jeder Zeit mit 
Fahrzeugen befahrbar sein müssen und zur Gewähr-
leistung von Schutzabständen Vegetation nach Bedarf 
zurückgeschnitten wird. Bei den von der TransnetBW 
GmbH beiden erstgenannten Punkten handelt es sich 
hingegen um grundlegende Punkte im Rahmen der Lei-
tungsunterhaltung die nicht Gegenstand des Land-
schaftsplanes sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

41b. 

TransnetBW GmbH (Stellungnahme zum FNP) 
Pariser Platz 
Osloer Str. 15-17 
70469 Stuttgart 

Anregung vom 29.02.2023 

 Anregung vom 29.02.2023: Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit un-
serer Leitungsdokumentation abgeglichen. Im geplanten Geltungsbereich der punk-
tuellen Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 2035 der Verwaltungsgemein-
schaft Rottweil betreibt und plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfrei-
leitung. Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubringen. Zu der 
Fortschreibung des Landschaftsplans wurden wir bereits beteiligt und haben am 
20.02.2023 Stellung genommen. Für Rückfragen stehen wir Ihnen trotzdem gerne zur 
Verfügung. 

Kenntnisnahme 

 

42. badenovaNETZE GmbH 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

42a. 

Stellungnahme zum LP 
bnNETZE GmbH 
Tullastraße 61 
79108 Freiburg 

Neu: 
badenovaNETZE GmbH 
Tullastraße 61 
79108 Freiburg 

 

Anregung vom 17.03.2023 

 Anregung vom 17.03.2023: Die bnNETZE GmbH hat zum 1. Januar 2023 Ihren Na-
men in badenovaNETZE GmbH geändert. Wir bitten Sie, dies bei zukünftigen Anhö-
rungsverfahren zu berücksichtigen.  
 
Nach eingehender Prüfung der vorgelegten Pläne und schriftlichen Unterlagen teilen 
wir Ihnen mit, dass im Plangebiet überörtliche Erdgas-Transportleitungen PN 70 der 
badenovaNETZE GmbH verlaufen. Für diese Leitungen gelten erhöhte Sicherheits-
bestimmungen. Sie sind in einem rechtlich gesicherten Schutzstreifen verlegt, dieser 
ist von Pflanzenwuchs freizuhalten. Darüber hinaus dürfen der sichere Betrieb und 
Bestand der Gashochdruckleitungen weder beeinträchtigt noch gefährdet werden.  
 
Planauskünfte erhalten Sie bei unserer Tochtergesellschaft regioDATA GmbH, Tulla-
straße 61, 79108 Freiburg i. Br. 
Für Rückfragen steht Ihnen unsere Frau Faller (Tel. 0761 279-2387) gerne zur Verfü-
gung. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Bei den relevanten Themen des Maßnahmenkonzepts 
zum Landschaftsplan wird darauf hingewiesen, dass der 
Schutzstreifen der Erdgasleitungen von Vegetation frei-
zuhalten ist. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

42b. 

Stellungnahme zum FNP 
bnNETZE GmbH 
Tullastraße 61 
79108 Freiburg 

Neu: 
badenovaNETZE GmbH 
Tullastraße 61 
79108 Freiburg 

 

Anregung vom 24.03.2023 

 Anregung vom 24.03.2023: Die bnNETZE GmbH hat zum 1. Januar 2023 Ihren Na-
men in badenovaNETZE GmbH geändert. Wir bitten Sie, dies bei zukünftigen Anhö-
rungsverfahren zu berücksichtigen. Nach eingehender Prüfung der vorgelegten Pläne 
und schriftlichen Unterlagen nehmen wir in dem Planverfahren als Träger öffentlicher 
Belange Stellung. Die Stellungnahme ist diesem Schreiben als Anlage 1 beigefügt.  
Für Rückfragen steht Ihnen unsere Frau Faller (Tel. 0761 279-2387) gerne zur Verfü-
gung. 

Kenntnisnahme 

 Anlage 1 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die ohne Zustimmung, Befreiung o. ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht über-
wunden werden können (bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 
 
1. Einwendung: 
keine 
2. Rechtsgrundlage: 
entfällt 
3. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen): 
entfällt 
 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren kön-
nen, mit Angabe des Sachstandes und des Zeitrahmens: 
keine 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, geglie-
dert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und Rechtsgrundlage: 
Keine weiteren Bedenken und Anregungen. 
 
Unsere Stellungnahme vom 28.03.2018 wurde in der Abwägungstabelle zur  
Kenntnis genommen. Die Erdgasleitung wurde nachrichtlich in den FNP  
aufgenommen, somit wurden unsere Belange berücksichtigt. 

Kenntnisnahme 
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43. terranets bw GmbH 

Nr. 
ge-
mäß 
Ver-
tei-
ler-
liste 
 

43. 

terranets bw GmbH 
Am Wallgraben 135 
70565 Stuttgart 

Anregung vom 20.03.2023 

 

 

 

 
Der Verlauf der Gashochdruckleitung der terranets bw 
GmbH wird in den Flächennutzungsplan nachrichtlich mit 
aufgenommen und die Hinweise zu den Schutzstreifen 
werden in die Begründung mit aufgenommen. 
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44. Deutsche Telekom AG 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

44. 

Deutsche Telekom AG zum FNP und LP 
PTI 32 / Produktionsmanagement 
Adolf-Kolping-Straße 2-4 
78166 Donaueschingen 

Anregung vom 14.03 & 15.03.2023 

 Anregung vom 14.03.2023: Wir danken für die Zusendung der Unterlangen zur Fort-
schreibung Landschaftsplan 2035 der Verwaltungsgemeinschaft Rottweil. Die Tele-
kom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen 
wir wie folgt Stellung: 
 
Gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes haben wir keine Einwände.  
In den Planbereichen können sich Telekommunikationslinien der Telekom befinden. 
Der Bestand und der Betrieb der evtl. vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin ge-
währleistet bleiben und dürfen nicht überbaut werden. Die entsprechenden Pläne kön-
nen bei Bedarf bei uns unter Planauskunft.Suedwest@telekom.de abgefragt werden.  
Zu den einzelnen im Flächennutzungsplan dargestellten geplanten Baugebieten wer-
den wir im Zuge des jeweiligen Bauleiplanverfahren detailliert Stellung nehmen. 
 
Für einzelne Gebäudeanschlüsse/Baulückenschlüsse setzen Sie sich bitte mit dem 
Bauherrenberatungsservice in 
Verbindung, die Kontaktdaten lauten: 
Tel. +49 800 3301903 
Web:  https://www.telekom.de/bauherren 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

45. Vodafone GmbH 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

45. 

Vodafone GmbH 
Ferdinand-Braun-Platz 1 
40549 Düsseldorf 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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46. Südwestrundfunk 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

46. 

Südwestrundfunk 
Programmverbreitung 
Neckarstraße 230  
70190 Stuttgart 

Anregung vom 07.02.2023 

 Vielen Dank für die Beteiligung am Verfahren. Unsere gesetzliche Aufgabe der Rund-
funkversorgung wird durch die "Punktuelle Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
2035" nicht direkt berührt. Es sind derzeit keine bestehende bzw. geplante Richt-
funkstrecken des SWR betroffen.  
 
Wir weisen ferner darauf hin, dass der Empfang von Hörfunk- und Fernsehprogram-
men durch bauliche Veränderungen gestört werden kann. Insbesondere großflächige 
reflektierende Strukturen wie z. B. metallische Fassadenverkleidungen sind potentiell 
geeignet, Störungen des Rundfunkempfangs zu verursachen. Um derartige Störun-
gen zu vermeiden, sind Ihrerseits bereits bei der Planaufstellung entsprechende Vor-
kehrungen zu treffen.  
 
Für den Fall von Abschattungen durch Hochbauten können die Bauherren beispiels-
weise zu Maßnahmen verpflichtet werden, die den betroffenen Rundfunkteilnehmern 
wieder einen ungestörten Empfang ermöglichen. Grundsätzlich sollte sichergestellt 
werden, dass den Bewohnern die Montage von Empfangsantennen möglich ist. 

Kenntisnahme 

 Vielen Dank für die Beteiligung am Verfahren. Unsere gesetzliche Aufgabe der Rund-
funkversorgung wird durch die "Fortschreibung des Landschaftsplans 2035" nicht di-
rekt berührt. Es sind derzeit keine bestehenden bzw. geplanten Richtfunkstrecken des 
SWR betroffen.   
 
Im Hinblick auf Windkraftanlagen bitten wir um frühzeitige Einbeziehung (vor Erarbei-
tung des Antrags nach BlmSchG) in konkrete Anlagenplanungen.  
 
Wir weisen ferner darauf hin, dass der Empfang von Hörfunk- und Fernsehprogram-
men durch bauliche Veränderungen gestört werden kann. Insbesondere großflächige 
reflektierende Strukturen wie z. B. metallische Fassadenverkleidungen sind potentiell 
geeignet, Störungen des Rundfunkempfangs zu verursachen. Um derartige Störun-
gen zu vermeiden, sind Ihrerseits bereits bei der Planaufstellung entsprechende Vor-
kehrungen zu treffen. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Im Rahmen der FNP-Fortschreibung werden keine Wind-
kraftanlagen ausgewiesen. 
 
Kenntnisnahme 
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Für den Fall von Abschattungen durch Hochbauten können die Bauherren beispiels-
weise zu Maßnahmen verpflichtet werden, die den betroffenen Rundfunkteilnehmern 
wieder einen ungestörten Empfang ermöglichen. Grundsätzlich sollte sichergestellt 
werden, dass den Bewohnern die Montage von Empfangsantennen möglich ist. 

 
 
Kenntnisnahme 
 

 

47. Abwasserzweckverband 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

47. 

Abwasserzweckverband  
Unteres Schlichemtal Klärwerk 
78661 Dietingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

48. Abwasserzweckverband - Oberer Neckar 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

48. 

Abwasserzweckverband Oberer Neckar 
Villingen-Schwenningen 
Rathaus Schwenningen 
78054 Villingen-Schwenningen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

49. Zweckverband Baarwasserversorgung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

49. 

Zweckverband Baarwasserversorgung 
Stadtwerke Trossingen 
Bahnhofstraße 9 
78647 Trossingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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50. Zweckverband - Abwasserreinigung Eschachtal 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

50. 

Zweckverband 
Abwasserreinigung Eschachtal 
Rathausstraße 2 
78658 Zimmern o. R. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

51. Zweckverband - Abwasserreinigung Primtal 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

51. 

Zweckverband Abwasserreinigung Primtal 
Bürgermeisteramt Aldingen 
Marktplatz 2 
78554 Aldingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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52. Zweckverband - Bodensee-Wasserversorgung 

Nr. gemäß 

Verteiler-
liste 
 

52. 

Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung 
Hauptstraße 163 
70563 Stuttgart 

Anregung vom 03.04.2023 
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53. Zweckverband - Eschachwasserversorgung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

53. 

Zweckverband Eschachwasserversorgung 
Rathaus Villingendorf 
Hauptstraße 2 
78667 Villingendorf 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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54. Zweckverband Gasfernversorgung Baar und Zweckverband Keckquellen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

54. 

Zweckverband Gasfernversorgung Baar 
und Zweckverband Keckquellen 
Pforzheimer Straße 1 
78048 Villingen-Schwenningen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

55. Zweckverband - Wasserversorgung am oberen Neckar 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

55. 

Zweckverband Wasserversorgung am oberen Neckar 
Schloßplatz 1 
78669 Wellendingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

56. Gemeinde Deißlingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

56. 

Gemeinde Deißlingen 
Herrn Bürgermeister Ulbrich 
Kehlhof 1 
78652 Deißlingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

57. Gemeinde Dietingen 

Nr. gemäß 

Verteiler-
liste 
 

57. 

Gemeinde Dietingen 
Herrn Bürgermeister Scholz 
Rathaus 
78661 Dietingen 

Anregung vom 03.04 & 06.04.2023 
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 Anregung vom 03.04.2023:  
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Die Mehrausweisung über die Darstellung im 
Entwurf bzw. rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan, um den zusätzlichen Gewerbebedarf 
zu decken, erfolgt über eine punktuelle Ände-
rung im Nachgang zu diesem Verfahren. 
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 Anregung vom 06.04.2023: Hiermit teilen wir Ihnen mit, dass die Unterlagen zur punktuellen 
Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 2035 und zur Fortschreibung des Landschaftspla-
nes 2035 in der Zeit vom 06.02.2023 bis einschließlich 06.04.2023 öffentlich ausgelegt wurden 
und seitens der Öffentlichkeit keine Einwendungen oder Stellungnahmen eingegangen sind. 

Kenntnisnahme 

 Anregung vom 06.04.2023: Hiermit teilen wir Ihnen mit, dass die Unterlagen zur punktuellen 
Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 2035 und zur Fortschreibung des Landschaftspla-
nes 2035 in der Zeit vom 06.02.2023 bis einschließlich 06.04.2023 öffentlich ausgelegt wurden 
und seitens der Öffentlichkeit keine Einwendungen oder Stellungnahmen eingegangen sind. 

Kenntnisnahme 
 

58. Gemeinde Wellendingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

58. 

Gemeinde Wellendingen 
Herrn Bürgermeister Albrecht 
Rathaus 
78669 Wellendingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

59. Gemeinde Zimmern ob Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

59. 

Gemeinde Zimmern ob Rottweil  
Bürgermeisterin Carmen Merz 
Rathausstraße 2 
78658 Zimmern ob Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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60. Verwaltungsgemeinschaft Oberndorf a. N. 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

60. 

Verwaltungsgemeinschaft Oberndorf a. N. 
Rathaus 
Klosterstraße 3 
78727 Oberndorf a. N. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

61. Gemeinde Epfendorf 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

61. 

Gemeinde Epfendorf 
Adenauerstr. 14  
78736 Epfendorf 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

62. Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Dunningen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

62. 

Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft 
Dunningen 
Rathaus Dunningen 
Hauptstraße 25 
78655 Dunningen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

63. Gemeindeverwaltung Dunningen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

63. 

Gemeindeverwaltung Dunningen 
Hauptstraße 25 
78655 Dunningen 

Anregung vom 06.02.2023 
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 Wir bedanken uns für die Behördenbeteiligung zur Fortschreibung des Landschafts-
plans 2035 und teilen Ihnen mit, dass unsererseits keine Bedenken bzw. Einwendun-
gen bestehen. Wir wünschen dem Verfahren einen guten Verlauf. 

Kenntnisnahme 
 

64. Gemeinde Eschbronn 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

64. 

Gemeinde Eschbronn 
Hauptstraße 8 
78664 Eschbronn 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

65. Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Spaichingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

65. 

Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft 
der Stadt Spaichingen 
Rathaus 
Marktplatz 19 
78549 Spaichingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

66. Gemeindeverwaltung Aldingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

66. 

Gemeindeverwaltung Aldingen 
Marktplatz 2 
78554 Aldingen 

Anregung vom 17.02.2023 

 F¿r die Beteiligung an der ĂFortschreibung des Landschaftsplan 2035ñ bedanken wir 
uns. Die Belange der Gemeinde Aldingen sind nicht betroffen.  
Wir möchten darauf hinweisen, dass wir derzeit im Rahmen von N!Region (u. a. mit 
der Gemeinden Wellendingen und Frittlingen) und VG Spaichingen eine Biotopver-
bundplanung durchführen. Vielleicht würden sich dadurch in Zukunft sinnvolle Fort-
führungen ergeben. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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67. Gemeindeverwaltung Frittlingen 

Nr. gemäß 

Verteiler-
liste 
 

67. 

Gemeindeverwaltung Frittlingen 
Hauptstraße 46 
78665 Frittlingen 

Anregung vom 02.03.2023 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Eine kreisgrenzenübergreifende Vernetzung und 
Durchgängigkeit ist wünschenswert. Aufgrund 
des fortgeschrittenen Planstands des Land-
schaftsplanes und des kleineren Maßstabs im 
Vergleich zur Biotopverbundplanung wird aber 
angeregt, dass diese ihre Planung anhand des 
Landschaftsplanes prüft. 
 
Kenntnisnahme 
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68. Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Villingen-Schwenningen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

68. 

Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft 
der Stadt Villingen-Schwenningen 
Rathaus Schwenningen 
Marktplatz 1 
78054 Villingen-Schwenningen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

69. Stadt Villingen-Schwenningen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

69. 

Stadt Villingen-Schwenningen 
Münsterplatz 7/8 
78050 Villingen-Schwenningen 

Anregung vom 22.02.2023 

 Vielen Dank für die Beteiligung und Ihr o.g. Schreiben sowie die mitgelieferten Unter-
lagen. Nach Durchsicht der Unterlagen können wir Ihnen mitteilen, dass die Interes-
sen des Stadtplanungsamtes Villingen-Schwenningen durch die Planung nicht betrof-
fen sind und wir deshalb keine Einwendungen und Bedenken vorbringen. 

 

 Vielen Dank für die Beteiligung und Ihr o.g. Schreiben sowie die mitgelieferten Unter-
lagen. Nach Durchsicht der Unterlagen können wir Ihnen mitteilen, dass die Interes-
sen des Stadtplanungsamtes Villingen-Schwenningen durch die Planung nicht betrof-
fen sind und wir deshalb keine Einwendungen und Bedenken vorbringen. 

Kenntnisnahme 
 

 

70. Gemeindeverwaltung Dauchingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

70. 

Gemeindeverwaltung Dauchingen 
Deißlinger Straße 1 
78083 Dauchingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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71. Gemeinde Niedereschach 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

71. 

Gemeinde Niedereschach 
Villinger Straße 10 
78078 Niedereschach 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

72. Verwaltungsgemeinschaft Trossingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

72. 

Verwaltungsgemeinschaft Trossingen 
Rathaus 
Schultheiß-Koch-Platz 1 
78647 Trossingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

73. Stadtverwaltung Trossingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

73. 

Stadtverwaltung Trossingen 
Schultheiß-Koch-Platz 1 
78647 Trossingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

74. Gemeindeverwaltungsverband Villingendorf 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

74. 

Gemeindeverwaltungsverband Villingendorf 
Rathaus 
Hauptstraße 2 
78667 Villingendorf 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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75. Gemeindeverwaltung Villingendorf 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

75. 

Gemeindeverwaltung Villingendorf 
Hauptstraße 2 
78667 Villingendorf 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

76. Gemeindeverwaltung Bösingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

76. 

Gemeindeverwaltung Bösingen 
Bösinger Straße 5 
78662 Bösingen 

Anregung vom 03.04.2023 

 Die Gemeinde Bösingen hat keine Einwendungen hinsichtlich der vorgesehenen Än-
derungen bzw. der punktuellen Fortschreibung des Flächennutzungsplanes mit dem 
Zielhorizont 2035. 

 

 Die Gemeinde Bösingen hat keine Einwendungen, die Bezeichnung des Landschafts-
plans 2030 gemªÇ Offenlagebeschluss vom 02.02.2018 in ĂLandschaftsplan 2035ñ 
mit dem Zielhorizont 2035 zu ändern; auch nicht gegen die damit verbundenen Ände-
rungen. 

Kenntnisnahme 
 

 

77. Gemeindeverwaltungsverband Heuberg 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

77. 

Gemeindeverwaltungsverband Heuberg 
Im Weiher 1 
78564 Wehingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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78. Gemeindeverwaltung Gosheim 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

78. 

Gemeindeverwaltung Gosheim 
Hauptstrasse 47 
78559 Gosheim 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

79. Gemeinde Deilingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

79. 

Gemeinde Deilingen 
Hauptstraße 1 
78586 Deilingen 

Anregung vom 03.02.2023 

 Vielen Dank für Ihre Nachricht. Die Belange der Gemeinde Deilingen werden durch 
die Planung nicht berührt, sodass die Gemeinde Deilingen keine Stellungnahme zur 
Fortschreibung des FNP abgibt. 

 

 

80. Gemeindeverwaltung Königsfeld 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

80. 

Gemeindeverwaltung Königsfeld  
Rathausstraße 2 
78126 Königsfeld im Schwarzwald 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

81. Gemeindeverwaltungsverband Oberes Schlichemtal 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

81. 

Gemeindeverwaltungsverband 
Oberes Schlichemtal 
Schillerstraße 29 
72355 Schömberg 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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82. Stadtverwaltung Schömberg 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

82. 

Stadtverwaltung Schömberg 
Alte Hauptstraße 7 
72355 Schömberg 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

83. Gemeinde Zimmern unter der Burg 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

83. 

Gemeinde Zimmern unter der Burg 
Kirchstraße 5 
72369 Zimmern u.d.B. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

84. Stadtverwaltung Rosenfeld 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

84. 

Stadtverwaltung Rosenfeld 
Frauenberggasse 1 
72348 Rosenfeld 

Anregung vom 13.02.2023 

 Wir haben Ihre E-Mail vom 03.02.2023 zur punktuellen Fortschreibung Flächennut-
zungsplan 2035 erhalten und teilen Ihnen mit, dass von Seiten der Stadt Rosenfeld 
keine Bedenken oder Anregungen hinsichtlich der Planung bestehen. 

 

 Wir haben Ihre E-Mail vom 03.02.2023 zur Fortschreibung Landschaftsplan 2035 er-
halten und teilen Ihnen mit, dass von Seiten der Stadt Rosenfeld keine Bedenken oder 
Anregungen hinsichtlich der Planung bestehen. 

Kenntnisnahme 
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85. Stadt Rottweil -  FB 2 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

85. 

Stadt Rottweil 
FB 2 - Bürgeramt, Ordnungs- u. Schulverwaltung 
Herrn Pfaff 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

86. Stadt Rottweil - Abt. 2.3 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

86. 

Stadt Rottweil 
Abt. 2.3 - Straßenverkehrsbehörde und Feuerwehr  
Herr Müller 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

87. Stadt Rottweil - Abt. 4.7 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

87. 

Stadt Rottweil 
Abt. 4.7 - Stadtgrün und Gewässer 
Herr Sonnenfroh 

Anregung vom 06.04.2023 

 Vielen Dank für deine E-Mail. Ich habe mir die Unterlagen durchgeschaut und habe 
keine Anmerkungen. Im Voraus vielen Dank für deine Bemühungen. 

 

 Vielen Dank für deine E-Mail. Ich habe mir die Unterlagen durchgeschaut und habe 
keine Anmerkungen. Im Voraus vielen Dank für deine Bemühungen. 

Kenntnisnahme 
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88. Stadt Rottweil - Abt. 4.3 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

88. 

Stadt Rottweil 
Abt. 4.3 ς Tiefbau 
Straßen und Bauwerke 
Herr Martin 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

89. Stadt Rottweil - Abt. 4.4 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

89. 

Stadt Rottweil 
Abt. 4.4 ς Bauordnung und Denkmalschutz 
Herrn Stotz 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

90. Stadt Rottweil - Abt. 4.6 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

90. 

Stadt Rottweil 
Abt. 4.6 - Wirtschaftsförderung, Tourismus und Stadtmarketing 
Frau Maier 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

91. Stadt Rottweil - Abt. 4.2 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

91. 

Stadt Rottweil 
Abt. 4.2 - Liegenschaften 
Frau Boxler 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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92. Zweckverband Interkommunales Industrie- und Gewerbegebiet 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

92. 

Zweckverband Interkommunales 
Industrie- und Gewerbegebiet 
Zimmern o.R. - Rottweil (INKOM Südwest) 
Rathausstraße 2 
78658 Zimmern o.R. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

93. Landesnaturschutzverband - Baden-Württemberg 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

93. 

Landesnaturschutzverband 
Baden-Württemberg 
Geschäftsstelle 
Olgastraße 19, 70182 Stuttgart 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

94. Landesverband NABU 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

94. 

Landesverband NABU 
Baden-Württemberg 
Tübinger Straße 15 
70178 Stuttgart 

Anregung vom 28.04.2023 

 Beigefügt erhalten Sie die Stellungnahme des NABU Rottweil und Umgebung, der 
BUND Gruppe Raum Rottweil und dem AK Umwelt der Lokalen Agenda zum ein-
gangs genannten Verfahren. 
 

 

 Der NABU (Naturschutzbund Deutschland) e.V.  dankt  für die Zusendung der Unter-
lagen zum  eingangs genannten Verfahren und die damit verbundene Möglichkeit, 
sich hierzu zu äußern.  
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Stichwortartig nimmt der NABU Landesverband, vertreten durch die Ortsgruppe Rott-
weil und Umgebung, der BUND Landesverband, vertreten durch die BUND Orts-
gruppe Raum Rottweil sowie der Arbeitskreis Umwelt der Lokalen Agenda Rottweil 
wie folgt Stellung:  
 
Im Jahr 2021 wurden in Deutschland pro Tag durchschnittlich 52 Hektar Land versie-
gelt. In den vergangenen 60 Jahren haben sich die Siedlungs- und Verkehrsflächen 
landesweit mehr als verdoppelt. Das formulierte Ziel der Bundesregierung, die Neuin-
anspruchnahme von Flächen bis 2020 bundesweit auf 30 Hektar zu begrenzen, 
konnte bis heute nicht erreicht werden.  
 
Der Flächenfraß hat weitreichende Auswirkungen auf den Wasserhaushalt der be-
troffenen Landschaften, auf den Klimaschutz, sowie den Biotop- und Artenschutz. Die 
Fragmentierung von Lebensräumen gefährdet die biologische Vielfalt und sorgt dafür, 
dass unsere Ökosysteme weniger widerstandsfähig werden.   

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 

 In Anbetracht dieser Tatsachen sind wir besorgt darüber, dass der Gemeinsame Aus-
schuss der Verwaltungsgemeinschaft Rottweil in seinem Flächennutzungsplan 2035 
plant weiterhin große Flächen zur Neuinanspruchnahme auszuschreiben. Obwohl die 
Bevölkerungszahl im Kreis Rottweil seit 1995 nur leicht gestiegen ist, werden mehr 
und mehr Flächen versiegelt.  
 
Deshalb fordern wir die Zuständigen der Verwaltungsgemeinschaft Rottweil auf, die 
großzügige Neu-Inanspruchnahme von Flächen grundsätzlich zu überdenken und in-
novative Konzepte zu entwickeln, die eine Neuversiegelung redundant machen. In-
nenentwicklung muss vor Außenentwicklung gehen, so dass innerörtlich bereits er-
schlossene Flächen durch eine verdichtete Bauweise effizient genutzt werden kön-
nen. Unser Boden ist ein wertvolles Gut. Es gilt, dieser Erkenntnis durch unser Han-
deln Sorge zu tragen. 

Flächen werden über den 1:1 Flächentausch für die Zu-
kunft gesichert und noch nicht in Anspruch genommen. 
Es handelt es sich um ein Flächenpotenzial, das bereits 
im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 2012 enthal-
ten war. Darüber hinaus erfolgen bis auf in der Gemeinde 
Wellendingen keine zusätzlichen Flächenausweisungen.  
 
Die durch 13b- Verfahren in Anspruch genommenen Flä-
chen wurde vom Gesetzgeber als Maßnahme zum be-
schleunigten Wohnungsbau zusätzlich ermöglicht, um 
den akuten Bedarf der durch die Flüchtlingskrise und die 
Niedrigzinspolitik entstanden ist, zu decken. 
 
Aufgrund der aktuellen Bevölkerungsentwicklung sind 
Streichungen aus dem FNP 2012 nicht vorgesehen 

 Zu den einzelnen Vorhaben:  
5.2.1.2 Kernort-Wohnbauflªche ĂObere Ziegelh¿tteñ  
 
Für eine Wohnbebauung ungeeignet, da richtigerweise im Regionalplan 2003 und im 
Landschaftsplan 1996 als schutzbedürftiger Bereich für Bodenerhaltung u. Landwirt-

 
 
 
Die Fläche wurde im Entwurf gegenüber dem Vorentwurf 
reduziert. Der Abstand zu den Ausgleichsflächen beträgt 
100 m. 
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schaft sowie als Vorrangfläche für Naturschutz u. Landschaftsbild in landwirtschaftli-
chen Vorrangbereichen gekennzeichnet. Auf der Fläche finden sich Streuobstbe-
stände mit alten Obstbäumen. Angrenzend befinden sich Ausgleichsflächen mit drei 
Feuchtbiotopen, welche als Fortpflanzungsstätte für drei Amphibienarten und meh-
rere Libellenarten dienen und Futter- u. Raststätte für zahlreiche Vogelarten sind. 
 
In der Landschaftsplanerischen Bewertung richtigerweise als wenig geeignet bis un-
geeignet eingestuft.  
 

 
Es handelt sich nur um eine Teilfläche des Flurstücks Nr. 
4727 mit einer Tiefe von 25 m, die überwiegend als Gar-
tenfläche genutzt wird. Nach aktuellem Kenntnisstand 
wird davon ausgegangen, dass es sich nicht um einen 
geschützten Streuobstbestand handelt. Der Baumbe-
stand wird im Bebauungsplanverfahren berücksichtigt.  

 5.2.1.17 Arrondierungsflächen R37 Rottweil Göllsdorf  
Für eine Wohnbebauung ungeeignet, da sich auf der Fläche ein geschütztes Offen-
landbiotop in Form einer Felsbildung mit einem Magerrasen und dem Vorkommen der 
europageschützten Zauneidechse befindet. Im FNP 2012 zu Recht als Offenland mit 
Vorrang für Boden, Natur u. Landschaft ausgewiesen.  
 

 
Es handelt sich bei der Felsbildung nicht um ein Biotop, 
sondern um ein Geotop mit einer Überfallquelle, die ein-
gewachsen ist. Der dicht bewachsene Teil, Flurstück Nr. 
657 im Osten, sollte nicht bebaut werden, sondern nur 
die südliche Teilfläche von Flurstück Nr. 658. Ein ent-
sprechender Hinweis wird in den Steckbrief in der Be-
gründung zum Flächennutzungsplan aufgenommen. 

 5.2.2.2. Kernort ï Gewerbliche Bauflªche ĂSeeªcker Westñ  
Eine gewerbliche Bebauung der Fläche und die damit verbundene Inanspruchnahme 
der Flächen östlich der Balinger Straße bedeutet eine Öffnung und Spornbildung in 
die freie Landschaft hinein und wird zur Bildung von weiteren Siedlungskörpern in der 
freien Raumschaft führen. Das angrenzende geschützte Feuchtbiotop wird hiermit für 
Amphibien und Vögel entwertet. So benötigen bspw. Amphibien neben einem Laich-
gewässer auch ausreichend bemessene Aufenthalts- und Futterflächen ausserhalb 
des Gewässers.  
 
 
 
 
 
 
 

Zur Deckung des Gewerbeflächenbedarfs der Stadt Rott-
weil soll gemäß Alternativenprüfung in Zukunft das Ber-
ner Feld als gewerblicher Schwerpunkt weiterentwickelt 
werden. Eingeschränkt wird die Entwicklungsfähigkeit 
auch durch die vorhandenen Rohstoffvorkommen, die 
entsprechende Abstände erfordern.  
 
  
Im Zuge der Abwägung zum Vorentwurf wurde bereits 
auf eine zusätzliche Ausweisung nördlich der B 27 ver-
zichtet, um einen zusätzlichen Siedlungsansatz im Nor-
den zu vermeiden. Zusätzlich wurde wegen einer mögli-
chen Existenzgefährdung eines Landwirtes auf die nörd-
liche Entwicklung verzichtet. Somit konzentriert sich die 
gewerbliche Entwicklung nur noch südlich der B27.  

 5.2.2.3. Kernort ï Gewerbliche Bauflªche ĂSeeªcker Ostñ  
 

Ebenso wurde bei Seeäcker Ost die Streuobstfläche aus-
gegrenzt. 
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Wie unter Punkt 5.2.2.3 beschrieben, bedeutet die Bebauung  dieser Flächen südlich 
der B27 eine Besiedlung in die freie Landschaft hinein. Durch die damit entstehenden 
Kulissen werden die wertvollen alten Streuobstbestände und die verbleibenden Frei-
flächen für störungssensible Vogelarten entwertet. Zudem sind die sich auf den Flä-
chen häufig bildenden wassergefüllten Senken wichtige Rast- und Futterplätze für 
zahlreiche seltene Vogelarten.  
 

Das Feuchtbiotop das südlich angrenzt wird von der Ent-
wicklung lediglich randlich tangiert. Mögliche Auswirkun-
gen auf das Biotop müssen im Bebauungsplanverfahren 
berücksichtigt bzw. vermieden werden 
 

 5.2.2.4 Kernort ï Gewerbliche Bauflªche ĂStallbergñ  
 
Es stellt sich die Frage, weshalb die Fläche mit ihrer Nähe zu zwei sich kreuzenden 
Bundesstraßen und den sich in der Nachbarschaft befindlichen infrastrukturellen Ge-
gebenheiten wie Kläranlage Neufra,  Ringzughaltestelle Saline, teilweise vorhandene 
Erschließung, Industriegebiet Saline und die Nachbarschaft zu einer psychiatrischen 
Fachklinik als Standort für die JVA aufgrund von Gipskarstvorkommen ausgeschieden 
ist, und nun sowohl hinsichtlich Flächenpotenzial und  landschaftsplanerischer Bewer-
tung als bedingt empfehlenswert und bedingt geeignet ï also machbar - für eine ge-
werbliche Bebauung eingestuft ist?  
 
Nach Aussage einiger Sachverständigen sind Gipsflächen bautechnisch beherrsch-
bar und warum sollte keine direkte Anbindung der Fläche an die B14 oder B27 möglich 
sein?  
 
Dies insgesamt auch vor dem Hintergrund einer Siedlungsbildung in der freien Land-
schaft und den mittlerweile explodierenden Kosten am auserkorenen Standort der 
JVA im ĂEschñ ï wo im Gegensatz zum Stallberg keinerlei der beschriebenen Infra-
struktur vorhanden ist.  
 

 
Um den ermittelten Gewerbeflächenbedarf decken zu 
können, muss die Stadt Rottweil auch auf weniger geeig-
nete Flächen eine mögliche Entwicklung in Betracht zie-
hen. Im nachgelagerten Verfahren werden Untergrund 
und Artenschutz genauer untersucht werden. Unter Um-
ständen müssen im Rahmen eines Flächentausches 
später besser geeignete Flächen gefunden werden. 
 

  
5.3.1.2. Hauptort ï Wohnbauflªche ĂBitze IVñ  
Für eine Wohnbebauung ungeeignet, da sowohl im Regionalplan 2003 als im Land-
schaftsplan 1996 als schutzbedürftiger Bereich für Bodenerhaltung u. Landwirtschaft 
sowie als erhaltenswertes Streuobst-Biotop dargestellt. Weiterhin sind Flächen im 
Norden als Erosionsschutzmaßnahmen gekennzeichnet.  
 

 
 
Kenntnisnahme 
Die Planer sind sich bewusst, dass die Fläche nur be-
dingt geeignet ist. 
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Auf dieser Fläche befinden sich geschützte Streuobstwiesen.  Seit dem 31.07.2020 
sind laut § 33a des Naturschutzgesetzes des Landes Baden-Württemberg Streuobst-
bestªnde zu erhalten. Dies gilt Ăéinsbesondere wenn der Streuobstbestandéf¿r den 
Erhalt der Artenvielfalt von wesentlicher Bedeutung istéñ. Mehrere Verordnungen des 
Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württembergs zu die-
sem Gesetz verstärken dies ( z.B. der Vollzugserlass zum Schutz von Streuobstbe-
ständen; Ermessenskonkretisierende Hinweise zur Anwendung von § 33a Abs. 2 
NatSchG vom 19.04.2022 ). Seit diesem 31.07.2020 ist die Zerstörung von Streuobst-
wiesen für Bauland nicht mehr zulässig.  
 
Und selbst die Planung in der Fortschreibung des Landschaftsplanes 2035 geht in 
Zielkonzept Naturhaushalt als Ziel Arten- und Biotopschutz, Erhaltung und Sicherung 
vorrangig schutzw¿rdiger Lebensrªume von ĂStreuobst mit Schwerpunktbereichenñ 
aus.  
 
Diese Fläche ist für die Natur von äußerst hohem Wert: bereits im Umweltbericht zum 
FNP VG Rottweil 2030 Vorentwurf wird von ĂéVerbotstatbestªnden nach Ä 44 Abs. 
1 Bundesnaturschutzgesetz éñ ausgegangen.  
 
Auf dieser Fläche befinden sich: Streuobstwiesen, Wiesen, Ackerflächen, Nutzgärten, 
Ziergärten, Hecken, Feldwege, große alte Bäume und junge Bäume, unterschiedliche 
Bodenfeuchtestufen von ( nassen ) Entwässerungsgräben über frische Streuobstwie-
sen bis mäßig trocken und magerem Grünland reichen.  Im Boden sind unterschiedli-
che Untergründe und stellenweise flächig Ton vorkommend. Mit dadurch sind diese 
unterschiedlichen Bodenfeuchtestufen zu erklären, die zusammen mit dem völlig un-
terschiedlichen Bewuchs darauf, extrem unterschiedliche Lebensbedingungen für 
Tiere und Pflanzen schaffen. Auch durch den nahen Wald ( bereits Vogelschutzgebiet 
) und dem nahen Eschachtal ergibt sich eine absolut ungewöhnlich hohe Artenvielfalt 
auf relativ kleiner Fläche.  
 
Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung in dem betroffenen Gebiet käme auf je-
den Fall zu dem Ergebnis, dass eine Umwandlung in Baugebiet zu Verbotstatbestän-
den nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz führen würde. Auch hierauf verweist der 
oben schon genannte Vollzugserlass zum Schutz von Streuobstbeständen; Ermes-
senskonkretisierende Hinweise zur Anwendung von § 33a Abs. 2 NatSchG des Mi-
nisteriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württembergs vom 
19.04.2022 eindeutig:ñéNach der zitierten Rechtsprechung verstºÇt auch die schritt-

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird geprüft, 
ob es sich bei dem auf der Fläche befindlichen Obstbe-
stand um einen nach § 33a NatSchG geschützten Be-
stand handelt. In Abhängigkeit vom Ergebnis der Prüfung 
wird dieser dann z.B. von der Bebauung ausgenommen 
oder mit den zuständigen Behörden geklärt, ob ein Aus-
gleich möglich ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt eine 
detaillierte artenschutzrechtliche Untersuchung der Flä-
che. Sofern ein Vorkommen artenschutzrechtlicher Arten 
besteht, werden entsprechender Ausgleichsmaßnahmen 
vorgesehen. Bzgl. des Obstbestandes im Plangebiet wird 
auf die vorherigen Ausführungen verwiesen. 
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weise Verringerung der ökologischen Funktionalität einer Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätte gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG. Dies betrifft insbesondere alle heimischen Fle-
dermausartené.In diesen Fªllen ist unabhªngig von Ä 33a NatSchG somit auch das 
Zugriffsverbot gemªÇ Ä 44 Abs. 1 BNatSchG zu beachten.ñ   
 
Der neue Umweltbericht zum FNP VG Rottweil 2035 beschreibt, dass ĂLt. Stellung-
nahme der unteren Naturschutzbehörde ( UNB ) zur frühzeitigen Beteiligung im Be-
reich des Ackers die Mºglichkeit des Vorkommens der Dicken Trespe besteht.ñ Dies 
bedeutet, dass von geschützten seltenen Pflanzen auszugehen ist (in diesem Fall 
wäre dies: streng geschützt, FFH-Richtlinie Anhang II u. IV).  
 
Unrichtig ist in der Abwägungstabelle S. 56 in Änderung 6.2.2 Wohnbaufläche Bitze 
die Wohnbauflªchendarstellung als ĂmªÇig kritischñ beschrieben: Denn auch der ak-
tuelle Umweltbericht zum Flächennutzungsplan 2035 geht bei einer nur bedingten 
Möglichkeit der Durchführung von CEF-MaÇnahmen von einer Ăwenig geeignet bis 
ungeeignetenñ Flªche aus.  
 
Bitte beachten Sie, dass diese Fläche auch in 06_Flaechenfindung_Alternativenprue-
fung mit Stand vom FNP 2012 als ĂSiedlungserweiterung Wohnenñ eingetragen ist, 
was - wie beschrieben - nach  heutigen Gesetzen nicht mehr möglich ist.  
 
Nicht zu unterschätzen ist auch die Überschwemmungsgefahr, da sich auf den be-
troffenen Hangflächen bei Schneeschmelze oder Regen große Wassermengen sam-
meln können. Durch eine Bebauung werden die Flächen noch zusätzlich versiegelt. 

 

 

 

 

Inwieweit tatsächlich ein Vorkommen der Dicken Trespe 
oder weiterer seltener Pflanzen besteht, wird bei einer 
Bebauung im Rahmen der artenschutzrechtlichen Unter-
suchung der Fläche geprüft. 

 

 

Im Steckbrief in der Begründung wird die Fläche in der 
Beurteilung der Umweltverträglichkeit als nur bedingt ge-
eignet eingestuft.  

 

 

Im Rahmen des nachgelagerten Bebauungsplanverfah-
ren erfolgt eine umfassende Umweltprüfung mit entspre-
chendem Ausgleich. 

 

Auf die Überschwemmungsgefahr aufgrund von Starkre-
genereignisse wird in den Steckbriefen hingewiesen. Ein 
Überflutungsnachweis kann im Rahmen des Bauantra-
ges erforderlich werden. 

95. BUND Regionalgeschäftstelle 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

95. 

BUND-Regionalgeschäftsstelle 
Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Neckarstraße 120 
78056 Villingen-Schwenningen 

Anregung vom 28.04.2023 

 Vgl. Stellungnahme Nr. 94: Landesverband NABU   
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96. BUND Ortsverband Rottweil und Umgebung 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

96. 

BUND Ortsverband Rottweil und Umgebung 
Horgener Straße 51 
78628 Rottweil 

Anregung vom 28.04.2023 

 Vgl. Stellungnahme Nr. 94: Landesverband NABU  

 
 

97. NABU Ortsgruppe Rottweil / Göllsdorf 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

97. 

NABU Ortsgruppe Rottweil / Göllsdorf 
Pflumholzstraße 78 
78628 Rottweil 

Anregung vom 28.04.2023 

 Vgl. Stellungnahme Nr. 94: Landesverband NABU  

 

98. Lokale Agenda 21 Rottweil - AK Klimaschutz 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

98. 

Lokale Agenda 21 Rottweil 
AK Klimaschutz 
Raymund Holzer 
Durschstraße. 93 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 

 Vgl. Stellungnahme Nr. 94: Landesverband NABU  
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99. Lokale Agenda 21 Rottweil - AK Umwelt 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

99. 

Lokale Agenda 21 Rottweil 
AK Umwelt 
Dr. Jutta Steffens 
Schubertstr. 8 
78658 Zimmern o.R. 

Anregung vom 28.04.2023 

 Vgl. Stellungnahme Nr. 94: Landesverband NABU  

 

100. Lokale Agenda 21 Rottweil - AK RadKultur 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

100. 

Lokale Agenda 21 Rottweil 
AK RadKultur 
Michael Bach 
Rottweiler Straße 13.1 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

101. Behindertenbeauftragte der Stadt Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

101. 

Ruth Gronmayer 
Behindertenbeauftragte der Stadt Rottweil 
Charlottenwäldle 28 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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102. Radbeauftragter der Stadt Rottweil 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

102. 

Wilfried Geißler 
Radbeauftragter der Stadt Rottweil 
Eckhofstraße 42 
78628 Rottweil 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

103. Diözese Rottenburg-Stuttgart 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

103. 

Diözese Rottenburg-Stuttgart  
Hauptabteilung XV   
Abteilung Grund- und Bauverwaltung 
-SG Grundstücksbetreuung- 
Eugen-Bolz-Platz 1 
72108 Rottenburg a.N. 

Keine Stellungnahme abgegeben 

   

 

104. Dekanatamt Tuttlingen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

104. 

Dekanatamt Tuttlingen 
Bahnhofstraße 104 
78532 Tuttlingen 

Keine Stellungnahme abgegeben 
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105. Regierungspräsidium Freiburg - Referat 54.2 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

105. 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
Referat 54.2 - Industrie/Kommunen Schwerpunkt Kreislaufwirtschaft 
Schwendistraße 12 
79102 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 27.02.2023 

 Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 03.02.2023 gibt das Referat 54.2 des RP Frei-
burgs folgende Hinweise zum FNP-Verfahren. Wir möchten Sie darauf hinweisen, 
dass in Ihren Plänen und Ausführungen (RW West) die bestehende Deponie Kelten-
berg nicht gekennzeichnet ist. Diese befindet sich noch in der Nachsorgephase und 
wird derzeit noch aktiv entgast. 

Die Fläche ist mit ALV als Altlastenverdachtsfläche ge-
kennzeichnet und es wird die Bezeichnung ĂDeponie Kel-
tenbergñ in der Planzeichnung hinzugefügt. 

 

106. Netze BW GmbH 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

106. 

Netze BW GmbH 
Eltastraße 1-5  
78532 Tuttlingen 

Anregung vom 08.03.2023 

 Vielen Dank für die Einbindung in den o.a. Flächennutzungsplan. Hierzu nehmen wir 
wie folgt Stellung:  
 
Wir nehmen den aktuellen Planungsstand des Flächennutzungsplanes zur Kenntnis. 
Grundsätzlich nehmen wir eine detaillierte Stellungnahme im weiteren Planverfahren 
(z.B. Bebauungsplanverfahren) vor, falls Umlegungen oder sonstige Anpassungen 
bei 0,4-kV- oder 20-kV-Leitungen oder Anlagen erforderlich werden.  
 
Ihre ggf. noch offenen Fragen beantworten wir gerne 
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107. BUND Ortsgruppe Deißlingen-Lauffen 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

107. 

Ulrike v. Kutzleben-Hausen 
BUND Ortsgruppe Deißlingen-Lauffen 
Kurze Str.2 
78652 Deißlingen 

Anregung vom 16.03.2023 

 Wir beziehen uns auf die Planunterlagen auf der Homepage der Stadt Rottweil 
https://www.rottweil.de/4297 Fortschreibung FNP Deißlingen 2035 bzw. Massnah-
menkonzept Deißlingen und tragen folgende Einwendungen und Anmerkungen vor:  
 
- Wir stellen fest, dass der Biotopvernetzungsplan der Gemeinde Deißlingen, im April 
2021 im Gemeinderat verabschiedet, nicht Grundlage des erstellten Maßnahmenpla-
nes ist. Es ergeben sich erhebliche Differenzen. Bitte in einer Planüberarbeitung diese 
Plangrundlagen ergänzen. (Es fehlen Vernetzungslinien), Andere eingezeichnete Li-
nien sind im Plan, sind aber unrealistisch , und haben keine Chance auf Umsetzung. 
(Z.B. Grünzug entlang der Kreisstraße 5542 nach Dauchingen im Südwesten der 
Ortseinfahrt. Die Straßenbaubehörde entnimmt regelmäßig Bäume ohne sie aufgrund 
der Verkehrssicherung zu ersetzen.) 
 
- Zielkonflikte Flächen für Wohnbedarf- Streuobstschutz 
Die Flächen, die für Wohnbebauung vorgesehen sind liegen nicht außerhalb von wert-
vollen und geschützten Streuobstbeständen. (Reute/Im Morgen, Schelmenhalde). Au-
Çerdem weist der Plan ĂZielkonzept Naturhaushaltñ ausgesprochen auf diesen Wider-
spruch hin indem er einen dieser Bereiche mit der Signatur als ĂStreuobst mit Schwer-
punktsbereichenñ anspricht . Wir bitten die Flªchen auf die aktuelle Gesetzeslage zu 
prüfen und alternative Suchräume vorzuschlagen, die den Streuobstgürtel schonen 
und den Neuverbrauch von Flächen minimieren. Anreize zur Innenentwicklung müs-
sen gefördert werden.  
 
Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob überhaupt noch Flächen in diesem Umfang im 
FNP bis 2035 geplant werden können solange nicht ein konkreter Bedarf nachgewie-
sen werden kann. (Flächensparziel Netto- Null bis 2035 laut Koalitionsvertrag). An-
dere Strategien zur Deckung des Wohnflächenbedarfs, soweit er demographisch 
¿berhaupt eintritt, m¿ssen prioritªr ausgeschºpft werden. (ñIn die Hºhe wachsenñ, 
Verdichtung, Aktivierung von Reserveflächen, Umbau von zu großen Wohnungen 
usw.)  

Kenntnisnahme 
 
 
 
Der Biotopvernetzungsplan der Gemeinde Deißlingen 
wird im Rahmen der erneuten Offenlage des Land-
schaftsplanes berücksichtigt und Maßnahmen in Bezug 
auf diesen geprüft. Maßnahmen, deren Umsetzung lang-
fristig aus fachlicher Sicht wünschenswert sind, auch 
wenn derzeit wenig Chancen auf Realisierung bestehen, 
bleiben jedoch im Landschaftsplan enthalten.  
 
 
 
Die vorhandenen Streuobstbestände werden im Rahmen 
der verbindlichen Bauleitplanung genauer untersucht. 
Die Zielsetzung ist, die Bereiche mit Streuobstbäumen 
aus einer Entwicklung auszugrenzen bzw. in ein Pla-
nungskonzept zu integrieren. 
 
 
 
 
 
Der Flächennutzungsplan ist die vorbereitende Bauleit-
planung und ist nur behördenverbindlich. Aus einer Dar-
stellung im Flächennutzungsplan lässt sich noch kein 
Rechtsanspruch auf eine Bebauung ableiten. Die Ge-
meinde steuert, ob sie die Fläche in der verbindlichen 
Bauleitplanung umsetzt.    
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Knauff Abbau- und Renaturierungsflächen in Lauffen: Maßnahmenkonzeptplan viel 
zu ungenau und unvollständig, obwohl Daten vorhanden. Es fehlen schon vorhan-
dene Ausgleichspflanzungen und Ökomaßnahmen, die wert sind auch in einem sol-
chen Planwerk aktenkundig gesichert und dokumentiert zu werden und entspre-
chende Flächen zugewiesen bekommen. Dafür sind eher kleine Maßnahmen, wie die 
dingliche Sicherung weniger Brutvogelkästen prominent vermerkt. (Deißlingen, Ober-
hofenstr., an der Neckarbrücke). Insofern verzerrt das Planwerk mit seiner Darstellung 
so manche Gegebenheit und muss präzisiert werden. 

 
Die Gemeinde verfolgt grundsätzlich eine Strategie der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung, um dem vom 
Gesetzgeber geforderten sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden gerecht zu werden. 
 
 
Die im Landschaftsplan dargestellten Ausgleichsmaß-
nahmen basieren auf Datensätzen, die dem Planungs-
büro seitens der unteren Naturschutzbehörde, der Stadt 
Rottweil sowie der Gemeinde Zimmern im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung zur Verfügung gestellt wurden. 
Eine routinemäßige Datenabfrage erfolgte seitdem je-
doch nicht. Dies wird durch eine erneute Datenabfrage 
nachgeholt und der aktuelle Stand der Ausgleichsmaß-
nahmen dargestellt. 

 

108. Regierungspräsidium Freiburg - Referat 54.1 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

108. 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
Referat 54.1 - Industrie Schwerpunkt Luftreinhaltung 
Schwendistraße 12 
79102 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 23.03.2023 

 Das Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.1, nimmt zu dem geplanten Vorhaben 
wie folgt Stellung:  
Aus störfallrechtlicher Sicht bestehen von Seiten des Regierungspräsidiums Freiburg 
Bedenken gegen die Ausweisung der Sonderbauflªche ĂRastñ. Wir empfehlen Ihnen 
daher die Ausweisung zurückzunehmen. Falls dies nicht möglich sein sollte und die 
Planung einer Raststätte angestrebt wer-den würde, empfehlen wir bereits im Bauleit-
planverfahren die Erstellung eines Gut-achtens zur Bestimmung des angemessenen 
Sicherheitsabstands nach § 3 Abs. 5c des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG). Das Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.1 ist bei Erstellung des Gut-
achtens frühzeitig zu beteiligen. Sollte der angemessene Sicherheitsabstand kleiner 
sein, als der tatsächliche Abstand zur Sonderbaufläche Rast, könnte dem Vorhaben 
dennoch zugestimmt werden. 

Im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren wird die 
Lage im Einzugsbereich des Störfallbetriebes berück-
sichtigt. 
 

 



PUNKTUELLE FORTSCHREIBUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2035 

  Seite 122 von 142 
 

109. Regierungspräsidium Freiburg ï Referat 47.2 

Nr. gemäß 

Verteilerliste 
 

109. 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
Referat 47.2 - Baureferat Ost 
Freiheitstraße 8 
78224 Singen 
 

Anregung vom 21.03.2023 

 Wir haben den vorliegenden Landschaftsplan vom 14.10.2022 geprüft und stimmen 
diesem grundsätzlich zu.  
 
Durch den Landschaftsplan können möglicherweise folgende Straßen in unserer Bau-
last betroffen sein:   
Bundesstraßen B 14 / B 27 / B 462  
Landesstraßen L 423 / L 424 / L 434  
 
Detaillierte Stellungnahmen können in der vorliegenden Planungsphase unsererseits 
noch nicht abgegeben werden. Wir bitten daher um weitere Beteiligung in den nach-
folgenden Verfahren. Bereits an dieser Stelle möchten wir jedoch darauf hinweisen, 
dass geplante Bepflanzungen (z. B. Baumreihe) im Bereich von Bundes- und Landes-
straßen mit der Straßenbaubehörde abgestimmt werden müssen. Neupflanzungen 
von Bäumen innerhalb des kritischen Abstandes gemäß RPS 2009 sind unzulässig. 
Die Sichtfelder im Bereich der Einmündungen und Zufahrten der Straßen in unserer 
Baulast sind von Bepflanzung freizuhalten.   

Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
In das MaÇnahmenkonzept wird unter ĂAufwertung struk-
turarmer landwirtschaftlicher Bereiche durch Neuanlage 
biotopvernetzender Strukturenñ der Hinweis aufgenom-
men, dass Bepflanzungen im Bereich von Bundes- und 
Landesstraßen mit der Straßenbaubehörde abgestimmt 
werden müssen, Neupflanzungen von Bäumen innerhalb 
des kritischen Abstandes gemäß RPS 2009 unzulässig 
sind und Sichtfelder im Bereich der Einmündungen und 
Zufahrten dieser Straßen von Bepflanzung freizuhalten 
sind. 
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D Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
gem. § 3 (2) BauGB 

 

110. Bürger 01 und 02 

 
 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

 Bürger 01 Anregung vom 17.12.2022 

01 Grundsätzliches 

 

In früheren Jahren war die Rede davon, dass Flächen in Richtung Lauffen ((hier im Plan 

fªlschlicherweise als Schopfelen bezeichnet)) also ºstlich der StraÇe ĂAm Ganswasenñ 

als Bauerwartungsland vorgesehen sei. 

Zwischenzeitlich gab es etliche strategische Änderungen, zum Beispiel dass eine verdich-

tete Bauweise im Ortskern vorzusehen sei, was in der Theorie keine schlechte ID ist. Mei-

ner Sicht nach sollte man Ădie Kirche im āDorfó lassenñ also auch den dºrflichen Carachter 

oder/und die vorhandene Ästhetik nicht vollends dem Kommerz opfern. 

 

!!! Danke dass dies auch passiert positives Beispiel ĂFriedrichstraÇeñ  wo ein Megabau 

durch den Gemeinderat verhindert wurde ! 

 

Ab irgendeinem uns nicht bekanntem Stichtag waren diese Fläche, im Flächennutzungs-

plan nicht mehr als Bauland ï Bauerwartungsland enthalten. Zufällig festgestellt hatten wir 

dies als eines der Grundstück in der Erfolge an uns gegangen ist. 

Obgleich es vor zwei Jahren den Anschein hatte, dass nicht mal alle Verwaltungsstellen 

Bescheid wussten ï Sorry - 

 

Das Gebiet östlich der Straße am Ganswasen, verfügt über einen direkten Anschluss an 

die vorhandene Infrastruktur ï Straße ï Wasser / Abwasser vermutlich auch. Arztpraxis, 

Einkaufsladen, Kindergarten, Schule usw. alles leicht und fußläufig zu erreichen é. 

 

 
 
Die Gemeinde verfolgt grundsätzlich eine Strategie der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung, um dem vom 
Gesetzgeber geforderten sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden gerecht zu werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In einer Alternativenprüfung (vgl. Anlage 3 zum FNP) 
wurden von den Planern sämtliche Flächen a Sied-
lungsrand hinsichtlich einer potenziellen baulichen Ent-
wicklung bewertet. In einem Priorisierungsprozess hat 
sich der Gemeinderat für andere Flächen auf dem Ge-
biet entschieden.  
 
Kenntnisnahme 
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Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

Ganz sicher wªre dieses Gebiet weit besser geeignet, als das neue Baugebiet ĂHans Ohn-

macht Ringñ im Ortsteil Lauffen wenn es bitte gestattet ist, dies anzumerken. 

Das einige was dagegen sprªche, diese Gebiet ºstlich ĂAm Ganswasenñ als Bauland aus-

zuweisen wäre die Tatsache dass sich diese Grundstücke in privater Hand befinden. 

** Es auch aktuell keinen Plan gibt diese Grundstücke jetzt billig an die Gemeinde zu ver-

kaufen ** 

 

Als weiteres, die Gemeinde befasst sich mit der Ausweisung von weitern Flächen für Ge-

werbegebiete interkommunales usw. - will nicht näher darauf eingehen 

Über weitere Wohnbaugebiete ï auch ohne allzu großen Erschließungsaufwand - habe ich 

bisher nichts gehört. 

 

Frage: 

Gibt es Bestrebungen diese Flächen siehe Abbildung_1 ºstlich der StraÇe ĂAm Gans-

wasenñ f¿r Wohnbebauung in den Flªchennutzungsplan 2030/2035 aufzunehmen? 

** Danach scheint die Sache ja weitaus schwieriger bis unmöglich zu werden da die Ziel-

setzungen Stichwort ĂNetto-Nullñ siehe Artikel aus der Tagespresse Abbildung_3 unmöglich 

scheint. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Ausweisung der Flªche ĂAm Ganswasenñ ist in 
der punktuellen Fortschreibung des Flächennutzungs-
plans 2035 nicht vorgesehen, könnte aber bei Bedarf 
durch Flächentausch zu einem späteren Zeitpunkt er-
folgen. 
 

 Bürger 02 Anregung vom 17.12.2022 

02 In der aktuell vorliegenden Fassung des Flächennutzungsplanes 2035 sind keine 

weiteren Plangrundstücke für den privaten Wohnungsbau vorgesehen ï soweit wir dies er-

kennen könnten. 

 

Im Gegensatz dazu, gibt es diverse Bestrebungen Flächen für Photovoltaik und Industrie 

zur Verfügung zu stellen. Wir sind der Meinung, dass es für die weitere und positive Ent-

wicklung der Gemeinde Deißlingen notwendig ist 

weitere Baugrundstücke in guter ï zentraler ï ebener Lage anzubieten. 

 

Grundsätzliches; 

Im Entwurf zum Flächennutzungsplan 2035 werden 
8,9 ha Wohnbauflächen, die auch für den privaten 
Wohnungsbau zur Verfügung gestellt werden können, 
ausgewiesen. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 



PUNKTUELLE FORTSCHREIBUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2035 

  Seite 125 von 142 
 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

In früheren Jahren auch zu Zeiten des Gemeinde - Zusammenschlusses von Lauffen und 

Deißlingen vor nunmehr 50 ï Jahren, war die Rede davon gewesen, dass die beiden Ge-

meinden zusammenwachsen sollen. 

Es wurde damals eindeutig nicht ausgeschlossen, auch Flächen in Richtung Lauffen zur 

Bebauung vorzusehen ï nicht die beiden Gemeinden zusammen zu bauen das war aus-

schließlich - um diesem Ziel des Zusammenwachsens näher zu kommen.. 

 

Zwischenzeitlich gab es offenbar etliche strategische Änderungen, zum Beispiel dass eine 

verdichtete Bauweise im Ortskern vorzusehen sei, und vermutlich dieser vorhandene und 

ursprüngliche Planansatz nicht mehr verfolgt wurde oder untergegangen ist ï so genau wis-

sen wir es leider nicht. 
 

Es geht uns recht konkret, um das Gelªnde ĂAm Ganswasenñ / ĂAm Wasserñ ((hier im Plan 

fälschlicherweise als Schopfelen bezeichnet)) also östlich der bisherigen Bebauung Straße 

ĂAm Ganswasenñ in Richtung Rottweil. 

 

  Unser Gelände / Grundstücke sind aktuell an Peter Emminger, Landwirt und Gemeinde-

rat zur Nutzung verpachtet 

 

Das Gebiet östlich der Straße am Ganswasen, verfügt ï soweit wir dies beurteilen können - 

einen direkten Anschluss an die vorhandene Infrastruktur ï Straße ï Wasser ï Kanalisation 

ï Telefon. 

 

Es sind fußläufig viele private und öffentliche Einrichtungen zu erreichen was der Ökobilanz 

ja absolut zuträglich ist. 

 

Arztpraxis, Einkaufsladen, Kindergarten, Schule, es gibt eine Bushaltestelle in nächster 

Nähe, das Gelände ist also bestens für junge Familien oder gar für ältere Menschen geeig-

net. 

Denke die Anwohner im Baugebiet Fronhof können dies bestätigen. 
 

 
Gemäß übergeordneter Planung ist im Regionalplan 
zwischen Lauffen und Deißlingen eine Grünzäsur aus-
gewiesen, mit der Zielsetzung, dass die beiden Orte 
nicht zu einem geschlossenen Siedlungsband zusam-
menwachsen. Eine Bebauung in der Grünzäsur ist aus-
geschlossen.   
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 Wir stellen den Antrag ï haben die Bitte diese Flächen siehe Abbildung_1 östlich der 

StraÇe ĂAm Ganswasenñ f¿r Wohnbebauung in den Flächennutzungsplan 2030/2035 aufzu-

nehmen. Wir brächten unsere beiden Grundstücke 1993 ((2268 qm)) und 1993/1 ((2139 

qm)) in eine vermutlich dann notwendige Baulandumlegung ein. 
 

Erbitten Niederschrift und Diskussion in den Entscheidungsgremien und freuen 

uns auf konkretes Feedback. 

Die Flächen sind nicht Bestandteil der vorliegenden 
punktuellen Fortschreibung können aber mit einer plau-
siblen Bedarfsberechnung bzw. über einen Flächen-
tausch in einem nachgelagerten Verfahren für eine 
bauliche Nutzung in Betracht gezogen werden.   
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a Bürger 03-11: Anregung zum Flächennutzungsplan Anregung vom 23.02.2023 

 Ich bitte Sie, die folgenden Punkte dieser Einwendung gegen die Punktuelle Fortschreibung 
des Flächennutzungsplanes 2035 zu beachten: 
 
Das Gebiet zwischen Niedereschacher Straße, oberer Lupfenstraße und Schelmenhalde  ist 

als "Wohnbaufläche Planung" markiert. 

( siehe unten Ausschnitt aus: 13_Pianzeichnung:Deisslingen ) 

 
 
Dies ist aus den folgenden Gründen nicht möglich: 
 

1.  Auf dieser Fläche befinden sich geschützte Streuobstwiesen.  Seit dem 31.07.2020  sind 

laut § 33a des Naturschutzgesetz des Landes Baden-Württemberg Streuobstbestände zu er-

halten. Dies gilt "... insbesondere wenn der Streuobstbestand...für den Erhalt der Artenvielfalt 

von wesentlicher  Bedeutung ist...". Mehrere Verordnungen  des Ministeriums für Umwelt, 
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